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Niedriglohnbeschäftigung hat in Deutschland in 

den letzten Jahren deutlich zugenommen. Immer 

mehr Menschen erhalten mittlerweile zusätzlich 

zu ihrem Arbeitseinkommen staatliche Transfer-

leistungen, da der Lohn allein den Lebensunter-

halt nicht sichert. PolitikerInnen – unterschied-

licher Couleur – sind sich weitgehend einig, dass 

der Niedriglohnsektor einer Neuregelung bedarf. 

Darauf haben sich auch die Koalitionspartner im 

Koalitionsvertrag vom November 2005 verstän-

digt. Die Konzepte, die die aktuelle Debatte 

hierzu dominieren, werden unter den Begriffen 

„Mindestlöhne“ bzw. „Kombilöhne“ zusammen-

gefasst. 

Der Gesprächskreis Arbeit und Qualifi zie-

rung hat zu beiden Ansätzen Expertisen in Auf-

trag gegeben, um die fachöffentliche Debatte 

durch fundierte Argumente und empirische Be-

funde zu unterstützen und zu versachlichen.1 Die 

vorliegende Expertise von Karin Jaehrling und 

Claudia Weinkopf unter Mitarbeit von Bettina 

Hieming und Bruno Kaltenborn greift das Thema 

Kombilöhne auf. 

In der nicht selten verkürzt geführten öffent-

lichen Auseinandersetzung wird häufi g überse-

hen, dass es bereits eine Vielzahl von Regelungen 

mit Kombilohn-Charakter gibt. Durch die Ar-

beitsmarktreform und die Zusammenführung 

der Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zu einem 

einheitlichen System der Grundsicherung exis-

tiert ein allgemeiner fl ächendeckender und un-

befristeter Kombilohn, der niedrige Erwerbsein-

kommen im Haushaltskontext bedarfsgeprüft auf 

ein Mindestniveau aufstockt. Neben weiteren 

Regelungen (z.B. Zuverdienst zum Arbeitslosen-

geld, Einstiegsgeld, Kinderzuschlag) stellen die 

6,5 Mio. Minijobs, die für Beschäftigte steuer- 

und sozialabgabenfrei sind, die zahlenmäßig 

größte Variante dar. 

Neben dem Problem hoher Kosten bzw. 

fehlender Einnahmen und damit der Belastung 

der Staats- und Sozialhaushalte stellt sich die 

Frage, ob durch die Ausweitung von Kombilöh-

nen die Integration von Arbeitslosen in Beschäf-

tigung verbessert und zusätzliche Arbeitsplätze 

im Segment einfacher Tätigkeiten angeboten und 

besetzt werden. 

Zur Beantwortung dieser Fragen greift die 

Expertise u.a. die Ergebnisse aus Modellpro-

jekten, die in den 90er Jahren zu Kombilohn-

konzepten in Deutschland durchgeführt wurden, 

auf. Sie konnten weder den Nachweis erbringen, 

dass dies ein geeignetes Instrument zur Auswei-

tung der Beschäftigung ist, noch bestätigen, dass 

eine nachhaltige Verbesserung der Beschäfti-

gungschancen benachteiligter Arbeitsloser ein-

getreten ist. Eine fl ächendeckende Einführung 

wäre zudem mit erheblichen Kosten verbunden. 

Da die aktuell diskutierten Konzepte durchaus 

neue Vorschläge zur Ausgestaltung von Kom-

bilöhnen beinhalten, setzen sich die AutorInnen 

damit ausführlich auseinander und loten mög-

liche Effekte aus. 

Am Beispiel der USA, Großbritannien und 

Frankreich werden darüber hinaus unterschied-

liche Systeme und Reformpfade für die Anwen-

dung von Kombilöhnen verdeutlicht. Je nach 

Ausgestaltung der Mindestlöhne und in Abhän-

gigkeit von den sozialpolitischen Zielsetzungen 

erfüllen Kombilöhne – hier jeweils verknüpft mit 

gesetzlichen Mindestlöhnen – unterschiedliche 

Funktionen. Ihre Wirkung, insbesondere auf die 

Schaffung zusätzlicher Beschäftigung, lässt sich 

aber in keinem dieser Länder eindeutig bestim-

men. Da Kombilöhne häufi g familien- und kin-

derbezogene Leistungen umfassen, zeigt sich 

eine Tendenz zur Ausweitung der Erwerbstätig-

keit Alleinerziehender. In Frankreich ist die Er-

Vorbemerkung

1 Zum Thema Mindestlöhne liegt eine Expertise von Gerhard Bosch und Claudia Weinkopf unter Mitarbeit von Torsten Kalina vor.
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werbsquote von Geringqualifi zierten angestie-

gen; allerdings war hier die Förderung der Ar-

beitgeberseite mit erheblichen Kosten verbun-

den. 

Vor dem Hintergrund dieser Analysen und 

der Auswertung bisheriger Erfahrungen aus dem 

In- und Ausland plädieren die AutorInnen dafür, 

die bestehenden Regelungen der Grundsicherung 

weiterzuentwickeln, statt neue zusätzliche Kom-

bilöhne einzuführen. In dem Kapitel zu den 

Reformoptionen für Deutschland konkretisieren 

sie den Veränderungsbedarf. Angesichts der 

steigenden Zahl von Beschäftigten im Niedrig-

lohnbereich und der zunehmenden Zahl von 

Erwerbstätigen, die Anspruch auf ergänzende 

Leistungen der Grundsicherung haben, plädieren 

sie für die Einführung eines gesetzlichen Min-

destlohnes, der eine untere Grenze für staatliche 

Zuzahlungen für niedrige Löhne einzieht. Ver-

änderungsbedarf sehen sie darüber hinaus im 

Bereich der geringfügigen Beschäftigung. Ihre 

Ausgestaltung gehört dringend auf den Prüf-

stand. Von wenigen Ausnahmen abgesehen, 

sollte mit zielgruppenspezifi schen und dauer-

haften Subventionierungen sehr zurückhaltend 

umgegangen werden.

Wir bedanken uns bei den AutorInnen für 

die Erstellung dieser Expertise. Wir würden uns 

freuen, wenn in zukünftigen Auseinanderset-

zungen um Mindestlöhne und Kombilöhne die 

hier vorgestellten Befunde und Argumente mit 

bedacht werden.
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Die Ankündigung im Koalitionsvertrag der Bun-

desregierung, die Einführung eines Kombilohn-

Modells zu prüfen, hat die öffentliche und poli-

tische Debatte über Kombilöhne in Deutschland 

seit Anfang des Jahres 2006 neu entfacht. Gleich-

zeitig steht auch die Frage im Raum, ob Mindest-

löhne in Deutschland notwendig sind. Diese 

Expertise resümiert bisherige Erfahrungen mit 

Kombilöhnen in Deutschland – einschließlich der 

Frage, welche Kombinationsmöglichkeiten mit 

Mindestlöhnen bestehen. Dabei werden auch 

Ansätze und Erfahrungen in Großbritannien, 

Frankreich und den USA einbezogen. Alle drei 

 Län der haben in der einen oder anderen Form 

Kombi löhne und gleichzeitig auch einen gesetz-

lichen Mindestlohn. Vor diesem Hintergrund 

wird entwickelt, welche Zielsetzungen mit Kom-

bilöhnen grundsätzlich verfolgt werden können 

und  welche  Wirkungen  in  der  Praxis  bisher 

 erzielt wurden. Schließlich werden unterschied-

liche Reformoptionen – auch unter Einbeziehung 

möglicher Wechselwirkungen zwischen Kombi- 

und Mindestlöhnen – dargestellt und hinsichtlich 

ihrer Vor- und Nachteile analysiert. 

Wenngleich aktuell oft die „Einführung“ von 

Kombilöhnen in Deutschland gefordert oder dis-

kutiert wird, existieren bereits heute eine Reihe 

von Regelungen, die eine Kombination von Trans-

ferleistungen und Arbeitseinkommen ermögli-

chen und damit als Varianten von Kombilöhnen 

anzusehen sind. Dies betrifft zum einen arbeit-

geberseitige Zuschüsse, die bereits seit langem 

für Einstellungen aus dem Kreis benachteiligter 

Arbeitsloser gewährt werden – meist allerdings 

ohne explizite Ausrichtung auf die Förderung 

von Arbeitsplätzen mit eher niedriger Entloh-

nung. Zum anderen sind in den vergangenen 

Jahren diverse arbeitnehmerbezogene Zuschüs-

se hinzugekommen, von denen einige explizit 

zeitlich befristet sind (z. B. die Entgeltsicherung 

für Ältere und das Einstiegsgeld im SGB II), wäh-

rend andere im Prinzip unbefristet in Anspruch 

genommen werden können. Dies betrifft zum 

einen die Grundsicherung für Arbeitssuchende, 

mit der niedrige Erwerbseinkommen im Haus-

haltskontext bedarfsgeprüft auf ein Mindest-

niveau aufstockt werden. Im September 2005 

erhielten nach Angaben der Bundesagentur für 

Arbeit gut 900.000 Personen Arbeitslosengeld II 

ergänzend zu Erwerbseinkommen. Zum anderen 

sind auch Minijobs aufgrund der besonderen 

steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Be-

handlung als eine Variante von unbefristeten 

Kombilöhnen anzusehen. Die 6,5 Millionen Mini-

jobberInnen stellen somit die weitaus größte 

Gruppe von Kombilohn-Beziehenden, wobei hier 

keinerlei Bezug auf eine individuelle oder haus-

haltsbezogene Bedürftigkeit genommen wird. 

Darüber hinaus sind in den vergangenen 

Jahren in Deutschland diverse weitere Kombi-

löhne in Modellprojekten und -programmen 

erprobt worden. Deren Inanspruchnahme ist 

aber häufi g weit hinter den Erwartungen zurück 

geblieben und es konnte kein Beweis erbracht 

werden, dass Kombilöhne zu einer Ausweitung 

der Beschäftigung oder zu verbesserten Beschäf-

tigungschancen von benachteiligten Arbeitslosen 

beitragen könnten.

Die Auseinandersetzung mit den Reform-

pfaden, die Frankreich, Großbritannien und USA 

eingeschlagen haben, um der wachsenden Loh-

nungleichheit und steigender Arbeitslosigkeit 

bestimmter  Zielgruppen  entgegenzuwirken, 

macht deutlich, dass die Wirkungsweise der 

unterschiedlichen Kombilöhne nicht allein aus 

deren Konzeption ableitbar ist, sondern nur 

Kurzfassung

Kombilöhne in Deutschland – 

neue Wege, alte Pfade, Irrweg?
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unter Berücksichtigung ihres Zusammenwirkens 

mit dem jeweiligen Steuer- und Transfersystem. 

Entsprechend sind auch Kombilohn-Varianten 

aus anderen Ländern nicht einfach übertragbar. 

Im britischen Working Tax Credit (WTC) ist bei-

spielsweise eine Subventionierung von Kinder-

betreuungskosten, die in Großbritannien beson-

ders hoch sind, integriert. Auch mit dem Earned 

Income Tax Credit (EITC) in den USA werden 

nennenswerte Einkommensbeihilfen vorrangig 

an Personen mit Kindern gewährt. In Deutsch-

land und Frankreich wird die Förderung von 

Familien mit Kindern demgegenüber durch an-

dere Maßnahmen sichergestellt – durch Kinder-

geld, steuerliche Entlastungen und durch Sub-

vention von öffentlichen Kinderbetreuungsein-

richtungen. Darüber hinaus kommt insbeson dere 

dem amerikanischen EITC auch die Funktion der 

Armutsbekämpfung zu, die in Deutschland im 

Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchen-

de angesiedelt ist. 

Hinsichtlich der Frage, wie Kombi- und Min-

destlöhne zusammenwirken können, geben ins-

besondere die britischen und französischen Er-

fahrungen  jedoch  interessante  Hinweise:  In 

Großbritannien wurde die Einführung des ge-

setzlichen Mindestlohnes im Jahre 1999 u.a. 

auch damit begründet, dass dem betrieblichen 

Lohndumping zulasten der Sozialkassen Einhalt 

geboten werden müsse. In Frankreich wird der 

im internationalen Vergleich relativ hohe gesetz-

liche Mindestlohn hingegen durch arbeitgeber-

bezogene Zuschüsse zu den Sozialversicherungs-

beiträgen im Niedriglohnbereich gestützt. Der 

Kostenaufwand ist allerdings beträchtlich. 

Bezogen auf die aktuelle Debatte in Deutsch-

land spricht vor diesem Hintergrund vieles dafür, 

die bestehenden Regelungen der Grundsicherung 

in Deutschland weiter zu entwickeln, statt völlig 

neue Kombilöhne zusätzlich einzuführen, die vor 

allem ohne zeitliche Befristung oder Zielgruppen-

beschränkung kaum fi nanzierbar sind. Reform-

möglichkeiten im Rahmen der Grundsicherung, 

die aktuell diskutiert werden, sehen unterschied-

liche Modifi kationen der Regelungen für den 

anrechnungsfreien Zuverdienst vor – z.T. auch 

in Kombination mit einer erheblichen Absenkung 

der Regelsätze. Weitere Ansatzpunkte für Refor-

men bestehen in einer besseren Abstimmung des 

Steuer- und Transfersystems und in einer kon-

sequenteren „Aktivierung“, was allerdings auch 

eine Verbesserung der Betreuung und Beratung 

von Arbeitslosengeld II-Beziehenden voraus-

setzt. 

Bei der Frage, inwieweit zielgruppenspezi-

fi sche und zeitlich befristete zusätzliche Kombi-

löhne eingeführt werden sollten, ist nach unserer 

Einschätzung insbesondere zu prüfen, welches 

spezifi sche Beschäftigungshemmnis besteht und 

ob ein Kombilohn tatsächlich geeignet erscheint, 

dieses  zu  verringern.  Ein  weiteres  wichtiges 

Prüfkriterium für die Einführung neuer Kombi-

löhne sollte sein, ob nicht bereits Förderinstru-

mente existieren, die eine ähnliche Funktion 

erfüllen. 

Besonderer Handlungsbedarf besteht nach 

unserer Einschätzung zum einen bezogen auf 

die geringfügige Beschäftigung. Die bisherige 

Regelung stellt eine Subvention ohne Zielgrup-

penbezug und ohne Bedarfsprüfung dar. Darüber 

hinaus setzt sie auf Seiten der Unternehmen 

Anreize zu einer verstärkten Nutzung von Mini-

jobs zulasten sozialversicherungspfl ichtiger Ar-

beitsplätze  und  z.T.  auch  zur  Bevorzugung 

 spezieller Personengruppen (z. B. Studierende, 

Schü lerInnen) gegenüber Arbeitslosen. Zum an-

deren stellt sich mit Blick auf den steigenden 

Anteil von Niedrig- und Niedrigstlöhnen – rund 

4,6 Millionen abhängig Beschäftigte arbeiten für 

weniger als 7,50 € pro Stunde – und die große 

Zahl Erwerbstätiger, deren niedrige Verdienste 

durch ergänzende Leistungen der Grundsiche-

rung aufgestockt werden, die Frage, wie lange 

es sich Deutschland noch leisten kann und leisten 

will, niedrige Löhne ohne verbindliche Unter-

grenze zu subventionieren. 
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Die Ankündigung im Koalitionsvertrag der Bun-

desregierung vom 11. November 2005, die 

Einführung eines Kombilohn-Modells zu prüfen, 

„das sowohl die Aufnahme einfacher Arbeiten 

durch eine ausgewogene Kombination aus Ar-

beitslohn und Sozialleistung lohnend macht, als 

auch die Möglichkeit für zusätzliche Arbeitsplät-

ze für einfache Tätigkeiten neu schafft“, hat die 

Debatte über Kombilöhne in Deutschland seit 

Anfang 2006 wieder neu belebt. Hinzu gekom-

men sind einige neue Aspekte, denen Ende der 

neunziger Jahre, als Kombilöhne schon einmal 

im Rahmen des „Bündnis für Arbeit, Ausbildung 

und Wettbewerbsfähigkeit“ sehr intensiv disku-

tiert worden waren, noch wenig Aufmerksamkeit 

geschenkt wurde. Dies betrifft zum einem die 

Frage, ob in diesem Kontext auch Mindestlohn-

regelungen notwendig sind, um „sicher (zu) 

stellen, dass Löhne nicht in den Bereich der 

Sittenwidrigkeit heruntergedrückt werden kön-

nen“ (Koalitionsvertrag 2005: 25). Zum anderen 

hat die Bundesregierung auch die Notwendigkeit 

herausgehoben, bei der Ausgestaltung von Kom-

bilohn-Modellen „Wechselwirkungen mit dem 

Steuer- und Abgabensystem und der verringerten 

Beitragsbelastung bei Mini- und Midijobs“ (Koa-

litionsvertrag 2005: 25) zu berücksichtigen.

Obwohl ein entsprechendes Konzept von 

einer Arbeitsgruppe auf Bundesebene vorberei-

tet und im Herbst 2006 vorgelegt werden soll, 

sind bislang allenfalls sehr grobe Eckpunkte 

eines solchen Konzeptes erkennbar.2 Deutlich 

geworden ist demgegenüber, dass es hinsichtlich 

der Frage, ob – und wenn ja: in welcher Form 

– Mindestlöhne in Deutschland eingeführt wer-

den sollten, erhebliche Meinungsunterschiede 

zwischen SPD- und CDU-/CSU-Fraktion gibt. 

Während zwischenzeitlich erwartet worden war, 

dass ein Kompromiss durch eine Kombination 

Einleitung

von Kombilöhnen, die vor allem Anhänger/innen 

in der Union haben, mit einem gesetzlichen 

Mindestlohn, der vor allem in der SPD-Bundes-

tagsfraktion für wichtig gehalten wird, erzielt 

werden könnte, erscheint derzeit wieder alles 

offen. Dies liegt auch daran, dass die Ausgaben 

für das neue System der Mindestsicherung (Hartz 

IV) höher ausgefallen sind als erwartet und hier-

für auch die Tatsache, dass in nicht unerheb-

lichem Umfang Niedrigeinkommen durch ergän-

zende Leistungen der Grundsicherung aufge-

stockt werden müssen, verantwortlich gemacht 

wird. Insofern hat sich die Debatte, ob Kombilöh-

ne in Deutschland „eingeführt“ werden sollten, 

in den vergangenen Monaten ein Stück weit 

verlagert hin zu der Frage, wie bestehende Kom-

bilöhne so ausgestaltet werden können, um die 

Arbeitsanreize von Arbeitslosen zu erhöhen 

(auch bezogen auf eine Ausweitung des Arbeits-

volumens) und mehr Beschäftigung vor allem im 

Niedriglohnbereich zu schaffen. 

Diese Expertise, die im Auftrag der Fried-

rich-Ebert-Stiftung erstellt wurde, resümiert 

bisherige Erfahrungen mit Kombilöhnen im In- 

und Ausland und analysiert Reformoptionen 

unter Einbeziehung der Frage möglicher Wech-

selwirkungen zwischen Kombi- und Mindestlöh-

nen (vgl. zum Thema Mindestlohn ausführlicher 

die FES-Expertise von Bosch/Weinkopf 2006a). 

In Teil 1 werden zunächst grundlegende Ziele 

und Annahmen dargestellt, die mit Kombilöhnen 

typischerweise verbunden sind. In Teil 2 wird 

ausgehend von der Frage, welche Ansätze unter 

dem Stichwort „Kombilohn“ diskutiert werden, 

aufgezeigt, dass es in Deutschland schon ver-

schiedene Varianten von Kombilöhnen gibt. 

Darüber hinaus werden die Erfahrungen mit 

bereits erprobten Kombilohn-Modellen zusam-

mengefasst, weil diese wichtige Hinweise für die 

2 So wurde etwa im Juli 2006 angekündigt, dass zeitlich befristete Kombilöhne für Ältere eingeführt werden sollen.
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Ausgestaltung neuer Ansätze liefern können, und 

einige aktuelle Vorschläge bzw. Konzepte skiz-

ziert und kommentiert. In Teil 3 steht die Frage 

des Zusammenwirkens von Kombilöhnen mit 

dem jeweiligen System der Mindestsicherung 

und gesetzlicher Mindestlöhne am Beispiel aus-

gewählter anderer Länder (USA, Großbritannien 

und Frankreich) im Mittelpunkt. Dabei wird auch 

deutlich, dass die Kombilöhne z.T. auf die Lösung 

von Problemen abzielen, die in Deutschland so 

nicht bestehen oder in anderer Weise angegan-

gen werden (z.B. die Subvention von Kinder-

betreuungskosten). In Teil 4 diskutieren wir vor 

diesem Hintergrund Reformoptionen für Deutsch-

land. Wir konzentrieren uns dabei zunächst auf 

Stellschrauben für Reformen innerhalb des 

Grundsicherungssystems und gehen anschlie-

ßend auch auf weitere Ansatzpunkte für Re-

formen – u.a. Möglichkeiten und Grenzen einer 

besseren Einpassung von Kombilöhnen in das 

Steuer- und Transfersystem – ein. Im abschlie-

ßenden Teil 5 werden die Ergebnisse zusammen-

gefasst und einige Schlussfolgerungen gezogen.
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Erschwert und verkompliziert wird die aktuelle 

Diskussion über Sinn und Zweck von Kombilöh-

nen in Deutschland dadurch, dass die Frage 

„Was ist ein „Kombilohn“? zwar banal klingt, 

aber dennoch schwierig präzise zu beantworten 

ist. Da es bis heute keine allgemein anerkannte 

und einheitliche Defi nition für Kombilöhne gibt, 

werden unter diesem Stichwort höchst unter-

schiedliche Ansätze und Maßnahmen diskutiert. 

Engere Defi nitionen setzen den Kombilohnbegriff 

mit Einkommensbeihilfen an die Beschäftigten 

gleich – so etwa eine aktuelle Defi nition aus dem 

IAB: 

„Unter Kombilöhnen sind solche staatli-

chen Transfers an Arbeitnehmer zu ver-

stehen, die an die Aufnahme oder Aus-

übung einer abhängigen Beschäftigung 

gebunden sind. Es handelt sich also um 

eine Kombination aus Arbeitseinkommen 

(Lohn) und Transferbezug.“ (Dietz et al. 

2006: 1 – Hervorhebungen im Original) 

Weniger enge Defi nitionen beziehen demgegen-

über auch arbeitgeberseitige Subventionen mit 

ein – zumindest, wenn diese auf eine Ausweitung 

von Niedriglohnjobs zielen (vgl. z.B. Eekhoff/Roth 

2006 und Brücker/Konle-Seidl 2006). Und auch 

Schöb/Weimann (2004) bezeichnen ihr Konzept 

der „Magdeburger Alternative“, obwohl es im 

Kern arbeitgeberseitige Subventionen für Ein-

stellungen in der jeweils untersten Lohngruppe 

vorsieht, als ein Kombilohn-Modell.  

Im Rahmen dieser Expertise werden trotz 

einer gewissen Sympathie für die engere Defi ni-

tion von Kombilöhnen, die zweifelsohne präzi -

ser ist, auch (ausgewählte) arbeitgeberbezogene 

Subventionen, die auf die Ausweitung von Nied-

riglohnjobs zielen, als mögliche Varianten von 

Kombilöhnen einbezogen. Hierfür lassen sich 

aus unserer Sicht konzeptionelle und pragma-

tische  Argumente  anführen:  Konzeptionell 

spricht für die Einbeziehung von arbeitgebersei-

tigen Subventionen, dass der Adressat eines 

Kombilohn-Zuschusses nicht zwingend auch 

derjenige ist, der letztlich einen materiellen Vor-

teil hat. Selbst wenn die Subventionen an die 

Beschäftigten ausgezahlt werden, ist in vielen 

Vorschlägen beabsichtigt, hierdurch (zumindest 

mittelfristig) das Lohnspektrum nach unten aus-

zuweiten – also die Arbeitskosten der Unterneh-

men zu verringern. Dies ist letztlich derselbe 

Effekt, der auch durch direkte arbeitgeberseitige 

Subventionen erreicht werden kann. Eher prag-

matisch spricht für die weniger enge Auslegung 

von Kombilöhnen, dass auf der politischen Ebe-

ne aktuell die verschiedensten Varianten von 

Subventionen für Niedriglohnjobs als Kombilöh-

ne diskutiert werden und dabei auch Zuschüsse 

an Arbeitgeber eine Rolle spielen.  

Was bezwecken Kombilöhne und welche 

Ziele werden mit ihrer Einführung oder Auswei-

tung verbunden? Kombilöhne werden typischer-

weise als ein Ansatz diskutiert, um problema-

tische Auswirkungen des Steuer- und Transfer-

systems auf die Arbeitsanreize von Arbeitslosen 

zu beheben oder einer ungleichen Einkommens-

verteilung in einem Land zu begegnen. Ihre 

Wirkungsweise ist daher in hohem Maße abhän-

gig vom jeweiligen nationalen sozioökonomi-

schen Kontext. Ähnlich wie Deutschland sind 

viele OECD-Länder in zunehmendem Maße da-

mit  konfrontiert,  dass  die  Lohn ungleichheit 

wächst und die Arbeitslosenquoten steigen. Von 

hoher Arbeitslosigkeit sind zudem häufi g be-

stimmte Personengruppen besonders betroffen 

(z. B.  gering  Qualifi zierte,  Alleinerziehende, 

Älte re). Arbeitslosigkeit hat vielfach zu wachsen-

den  Belastungen  der  bestehenden  Sozialsyste-

me ge führt. Insbesondere in Ländern mit einem 

1.  Kombilöhne – Ziele und konzeptionelle Grundvarianten
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schwach ausgebauten System der Mindestsiche-

rung und einer großen Lohnspreizung sind zu-

dem die Armutsraten zum Teil erheblich ange-

stiegen. Auf diese Probleme wurde mit unter-

schiedlichen Reformen des Steuer- und Trans-

fersystems reagiert, die z.T. auch die Einführung 

oder Ausweitung von Kombilöhnen einschlossen. 

Die damit verfolgten Absichten lassen sich nach 

unserer Einschätzung vier Kernzielen zuordnen, 

die in unterschiedlicher Gewichtung in den ver-

schiedenen Kombilohnmodellen eine Rolle spie-

len: 

1. Kombilöhne sollen Erwerbstätigen ein Ein-

kommen oberhalb des Niveaus sichern, das 

ihnen ohne Erwerbstätigkeit zustehen würde, 

und auf diese Weise einen monetären Anreiz 

für die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit bie-

ten (monetärer Anreiz / Ausweitung des Ar-

beitsangebots).

2. Kombilöhne sollen zur Erhöhung der Arbeits-

nachfrage beitragen oder diese zumindest 

nicht reduzieren (Stabilisierung / Erhöhung 

der Arbeitsnachfrage). Eine Steigerung der 

monetären Anreize für Beschäftigte soll daher 

möglichst nicht mit einer Erhöhung der Lohn-

kosten einhergehen. Wenn nicht nur die Sta-

bilität, sondern sogar die Senkung von Lohn-

kosten angestrebt wird, kann dies grundsätz-

lich mit zwei unterschiedlichen Absichten 

verbunden sein: die Kompensation einer ein-

geschränkten  Produktivität  aufgrund  be-

stimmter  zielgruppenspezifi scher  Vermitt-

lungshemmnisse (zielgruppenspezifische, 

befristete Kombilöhne) oder die Erschließung 

dauerhafter neuer Beschäftigungsmöglich-

keiten in Tätigkeitsbereichen, die bei Einhal-

tung des derzeit üblichen Lohniveaus im un-

teren Einkommensbereich nicht marktfähig 

wären (allgemeine, unbefristete Kombilöhne). 

Meist soll die Senkung der Lohnkosten erreicht 

werden, ohne dass hieraus Nettolohneinbußen 

für die Beschäftigten resultieren.

3. Kombilöhne sollen dazu beitragen, Armut 

trotz Erwerbstätigkeit zu vermeiden oder 

zumindest zu reduzieren, indem niedrige 

Marktlöhne durch staatliche Transferleistun-

gen, Steuergutschriften o.ä. aufgestockt wer-

den (Armutsvermeidung).

4. Kombilöhne sollen möglichst so ausgestaltet 

sein, dass die Sozialhaushalte entlastet oder 

zumindest perspektivisch nicht stärker belas-

tet werden (Entlastung / Stabilisierung Sozial-

ausgaben). Bei arbeitnehmerseitigen Kombi-

löhnen geht es hierbei z.B. darum zu vermei-

den, dass eine Kombination von Erwerbsein-

kommen aus Teilzeitarbeit und staatlicher 

Zuzahlung fi nanziell attraktiver ist als eine 

Ausweitung des Arbeitsvolumens. Oder an-

ders formuliert: Der Tarifverlauf eines Kom-

bilohns sollte so gestaltet sein, dass durchgän-

gig Anreize zur Ausweitung des Arbeitsvolu-

mens bestehen. Bezogen auf arbeitgeberseitige 

Kombilöhne wird dieses Ziel erreicht, wenn 

die hierfür aufgewendeten Mittel durch einen 

entsprechenden (Netto-)Zuwachs an Beschäf-

tigung kompensiert werden.

Diese Systematisierung verdeutlicht, dass bei der 

Gestaltung von Kombilöhnen je nach dominanter 

Zielsetzung eine Reihe verschiedener Bezugs-

größen zu beachten sind, an denen ihre Ziel-

genauigkeit und Effektivität gemessen werden 

können: Dies sind die Lohnkosten, absolute oder 

relative Armutsgrenzen (wie etwa die OECD-

Defi nition, die die Armutsgrenze bei 60% des 

mittleren bedarfsgewichteten Haushaltseinkom-

mens3 zieht), das Niveau der Mindestsicherung 

sowie – an ganz zentraler Stelle – das Verhältnis 

zwischen dem verfügbaren Einkommen bei Ar-

beitslosigkeit und bei Erwerbstätigkeit. Auf die 

letzten beiden Größen üben wiederum verschie-

dene Elemente des Steuer- und Transfersystems 

Einfl uss aus: Die Höhe des Einkommens bei 

Erwerbslosigkeit ist in hohem Maße abhängig 

3 Synonym wird auch vom Medianen Äquivalenzeinkommen (MÄE) gesprochen. Das mittlere bedarfsgewichtete Haushaltsein-
kommen ist eine rechnerische Bezugsgröße, die der Messung von Armut dient. Um das Wohlstandsniveau von Haushalten 
miteinander vergleichen zu können, wird das Äquivalenzeinkommen eines Haushalts errechnet, indem dessen Nettoeinkom-
men mit Hilfe einer Äquivalenzskala nach Haushaltsgröße und Zusammensetzung gewichtet und in das Einkommen eines 
Ein-Personen-Haushaltes umgerechnet wird. Das mediane Äquivalenzeinkommen entspricht dem mittleren Wert der Äquiva-
lenzeinkommen aller Haushalte eines Landes, d.h. 50% aller Haushalte liegen über diesem Wert, 50% aller Haushalte darunter.
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von sozialstaatlichen Transfers jeder Art – ins-

besondere vom Niveau der Mindestsicherung, 

die ein sozialstaatliches Existenzminimum ga-

rantieren soll, aber auch von weiteren familien- 

und kinderbezogene Transfers. Die Höhe des 

Einkommens aus Erwerbstätigkeit wird einer-

seits durch Steuern und Abgaben sowie die be-

reits angesprochenen Transfers bestimmt, an-

dererseits aber auch von kollektiven Akteuren 

beeinfl usst: Niedrige Löhne auf dem Niveau oder 

sogar unterhalb der sozialstaatlich garantierten 

Mindestsicherung sind insbesondere dann ver-

breitet, wenn kollektiv verbindliche Lohnunter-

grenzen (Tarifverträge, gesetzliche Mindestlöh-

ne) entweder fehlen, zu niedrig sind oder durch 

vorhandene Umgehungsmöglichkeiten wirkungs-

los bleiben. 

Die Analyse der Ansätze in anderen Ländern 

und ihr Vergleich mit Deutschland bietet Ein-

blicke insbesondere auch zu der Frage, welche 

Kombinationsmöglichkeiten zwischen Mindest- 

und Kombilöhnen grundsätzlich bestehen und 

welche Vor- und Nachteile sie jeweils aufweisen. 

Ein weiterer interessanter Aspekt des interna-

tionalen Vergleichs bezieht sich darauf, wie im 

Rahmen verschiedener Kombilohn-Ansätze mit 

Teilzeitarbeit umgegangen wird. Hier besteht ein 

Zielkonfl ikt, der bereits im Zusammenhang mit 

dem vierten Ziel kurz angesprochen wurde: Ob-

wohl Kombilöhne vorrangig darauf abzielen, die 

Aufnahme einer Erwerbstätigkeit für Arbeitslose 

fi nanziell attraktiver zu gestalten, können sie 

auch Anreize beinhalten, Erwerbseinkommen 

aus Teilzeitarbeit mit staatlichen Zuzahlungen 

zu kombinieren, oder für bereits Erwerbstätige 

sogar Anreize schaffen, ihre Arbeitszeit zu redu-

zieren. Dahinter steht die grundsätzliche Frage, 

wie Transferentzugsraten so ausgestaltet werden 

können, dass Vollzeitarbeit attraktiv genug bleibt 

(vgl. u.a. OECD 2005: 130ff). 
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Im Folgenden wird zunächst gezeigt, dass bereits 

heute eine Reihe von Regelungen in Deutschland 

existieren, die als Varianten von Kombilöhnen 

charakterisiert werden können (2.1). Im Mittel-

punkt von Abschnitt 2.2 stehen die Erfahrungen 

mit bereits erprobten Kombilohn-Modellen. In 

2.3 werden schließlich aktuelle Vorschläge und 

Konzepte systematisiert und auf ihre jeweiligen 

Vor- und Nachteile bzw. Chancen und Risiken 

hin analysiert. 

2.1  Bereits bestehende Regelungen mit 
  Kombilohn-Charakter

Wenngleich aktuell oft die „Einführung“ von 

Kombilöhnen in Deutschland gefordert oder 

diskutiert wird, existieren bereits heute eine 

Reihe von Regelungen, die eine Kombination von 

Transferleistungen und Arbeitseinkommen er-

möglichen. Dies betrifft zum einen arbeitgeber-

seitige Zuschüsse, die bereits seit langem für 

Einstellungen aus dem Kreis benachteiligter 

Arbeitsloser gewährt werden – meist allerdings 

ohne explizite Ausrichtung auf die Förderung 

von Arbeitsplätzen mit eher niedriger Entloh-

nung. Zum anderen sind in den vergangenen 

Jahren diverse arbeitnehmerbezogene Zuschüs-

sen hinzu gekommen, die im Folgenden in den 

Mittelpunkt gestellt und näher betrachtet wer-

den. Zu unterscheiden ist hierbei zwischen 

Systemen bzw. Regelungen, die eine solche Kom-

bination im Prinzip unbefristet ermöglichen, und 

solchen, bei denen Zuschüsse zu niedrigen Er-

werbseinkommen auf einen bestimmten Zeit-

raum befristet sind. Weitere Unterscheidungs-

merkmale bestehen darin, ob der Zugang vom 

individuellen Arbeitsentgelt oder vom Haushalts-

einkommen abhängt und ob er im Prinzip allen 

oder nur bestimmten Personengruppen offen 

steht. 

Unbefristete Regelungen, die eine Kombi-

nation von Arbeitseinkommen und Transfers 

ermöglichen, sind das Arbeitslosengeld (ALG) II, 

wenn es ergänzend zu Erwerbseinkommen ge-

währt wird, die Regelungen zur Anrechnung von 

Zuverdienst zum Arbeitslosengeld und die Mini- 

und Midijobs. 

Von den 3,87 Millionen Bedarfsgemein-

schaften, die im September 2005 Anspruch auf 

Arbeitslosengeld II hatten, verfügten 844.000 

(22%) auch über eigene Erwerbseinkünfte, die 

aber zur Deckung des Bedarfs, der sich im We-

sentlichen nach der Haushaltsgröße und -struk-

tur und den Wohnkosten bemisst, nicht aus-

reichten. Die Zahl der Erwerbstätigen in Bedarfs-

gemeinschaften lag mit 906.000 Personen noch 

etwas höher (18% der ALG II-Beziehenden).4 Gut 

die Hälfte dieser erwerbstätigen ALG II-Bezie-

henden (51%) erzielte dabei ein anrechenbares 

Einkommen unterhalb der Geringfügigkeitsgren-

ze von 400 €, 19% zwischen 400 und 800 € und 

30% mehr als 800 € (Bundesagentur für Arbeit 

2006a: 4). Bezogen auf alle sozialversicherungs-

pfl ichtig Beschäftigten lag der Anteil derjenigen, 

die ergänzend SGB II-Leistungen beziehen, nach 

Angaben der BA in Westdeutschland bei 1,1% 

und in Ostdeutschland bei 3,3%. Unter den aus-

schließlich geringfügig Beschäftigten lagen die 

entsprechenden Anteile mit 6,7% (Westdeutsch-

land) bzw. 19,9% (Ostdeutschland) deutlich hö-

her (Bundesagentur für Arbeit 2006a: 45). 

2.  Bisherige Ansätze und Erfahrungen mit Kombilöhnen 
  in Deutschland 

4 In absoluten Zahlen waren im Juni 2005 388.000 Bezieher/innen von Arbeitslosengeld II sozialversicherungspflichtig und 
395.000 geringfügig beschäftigt (Bundesagentur für Arbeit 2006a: 9). Bei den übrigen Personen handelte es sich um Selbstän-
dige.
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Den bislang verfügbaren Daten lässt sich 

nicht entnehmen, zu welchen Anteilen es sich 

dabei um Personen handelt, die aus der Arbeits-

losigkeit heraus eine niedrig bezahlte Erwerbs-

tätigkeit aufgenommen haben, bzw. um bereits 

zuvor Erwerbstätige, die wegen kurzer Arbeits-

zeiten  und/oder  geringer  Stundenlöhne  ein 

niedriges Arbeitseinkommen erzielen, das nicht 

ausreicht, um den Lebensunterhalt zu bestreiten. 

Rund ein Drittel der erwerbstätigen ALG II-Be-

ziehenden erzielt ein anrechenbares Einkommen 

von unter 200 € pro Monat (Bundesagentur für 

Arbeit 2006a: 23), was darauf hindeuten könnte, 

dass es sich vorrangig um Arbeitslose handelt, 

die einen Nebenjob ausüben und sich hierbei an 

den Grenzen des anrechnungsfreien Zuverdiens-

tes orientieren. In einem Bericht des Spiegels 

bezeichnet Alexander Spermann vom ZEW dies 

als „Tarnkappenjobs“:

 

„Weil der Kleinverdiener als erwerbstätig 

gilt, lässt ihn die Behörde mit Job- und 

Trainingsangeboten in Ruhe. Und nur 

schwer ist zu ermitteln, ob der Bedürftige 

möglicherweise noch schwarz hinzuver-

dient.“ (Grabowsky et al. 2006: 68) 

Auf der anderen Seite lässt sich den vorliegenden 

Informationen jedoch auch entnehmen, dass 

etwa 280.000 ALG II-Beziehende (73,1% derje-

nigen, die sozialversicherungspfl ichtig beschäf-

tigt sind – vgl. Bundesagentur für Arbeit 2006a: 

24) einer Vollzeittätigkeit nachgehen. 

Auch beim Arbeitslosengeld besteht die 

Möglichkeit, innerhalb gewisser Grenzen (bis zu 

einer Arbeitszeit von höchstens 15 Stunden pro 

Woche) eigenes Erwerbseinkommen hinzu zu 

verdienen, das nicht oder nur z.T. auf die Trans-

ferleistungen angerechnet wird (§ 141 SGB III). 

Anrechnungsfrei bleiben hier 165 €. Entschei-

dend ist dabei allein das individuelle Arbeitsein-

kommen, während das Haushaltseinkommen 

ohne Belang ist. Nach Angaben der Bundesagen-

tur für Arbeit (2006a: 9) übten im Jahre 2005 

13% der Leistungsbeziehenden im Rechtskreis 

des SGB III einen Minijob aus. Dies entsprach im 

Dezember 2005 rund 215.000 Personen. 

Während sich die bislang beschriebenen Re-

 gelungen im Wesentlichen auf die Zielgruppen 

Arbeitslose bzw. gering Verdienende beschrän-

ken, sehen Mini- und Midijobs prinzipiell keine 

Einschränkungen des begünstigten Personen-

kreises vor. Im Unterschied zu den zuvor be-

schriebenen anderen Regelungen wird allerdings 

auch kein direkter materieller Zuschuss (Trans-

fer) geleistet. Dass Mini- und Midijobs gleichwohl 

als eine Variante von Kombilöhnen angesehen 

werden können, liegt da ran, dass diese Arbeits-

verhältnisse steuerlich (nur Minijobs) und sozial-

versicherungsrechtlich anders behandelt werden 

als andere Arten von Beschäftigung. Für einen 

Minijob mit einem monatlichen Verdienst von 

bis zu 400 € müssen die Beschäftigten weder 

Einkommensteuer  noch  Sozialversicherungs-

beiträge zahlen, was als indirekter staatlicher 

Transfer angesehen werden kann. Haushalts-

einkommen oder (bei Nebenbeschäftigten) der 

Verdienst aus dem Hauptjob spielen hierbei 

keine Rolle. Bei Midijobs mit einem monatlichen 

Bruttoeinkommen von über 400 bis 800 € fallen 

arbeitnehmerseitig nur ermäßigte, aber mit dem 

Einkommen steigende Sozialversicherungsbei-

träge an (Gleitzone), während zumindest in der 

Kranken- und Pfl egeversicherung volle Leistungs-

ansprüche bestehen. Auch hier gibt es keine 

Beschränkungen der Zielgruppe oder einen Be-

zug  zum  Haushaltseinkommen.  Ende  März 

2006 gab es 6,5 Millionen geringfügig Beschäf-

tigte in Deutschland (Deutsche Rentenversiche-

rung Knappschaft-Bahn-See/Minijobzentrale 

2006). Die Zahl der Midijobber/innen lag Ende 

2003 bei rund 416.000 (vgl. Bundestagsdruck-

sache 16/505: 126). 

Befristete und zielgruppenbezogene Kombi-

lohnvarianten sind das Einstiegsgeld, der Kin-

derzuschlag und die Entgeltsicherung für Ältere. 

Das Einstiegsgeld (§ 16 Absatz 2 Nr. 5 in Verbin-

dung mit § 29 SGB II) kann ALG II-Beziehenden 

für maximal 24 Monate gewährt werden, wenn 

sie einen niedrig bezahlten Job annehmen oder 

sich selbständig machen. Der maximale Zu-

schuss pro Monat liegt bei 172,50 €, was dem 

halben Regelsatz des Arbeitslosengeld II ent-

spricht. Im Jahr 2005 wurde das Einstiegsgeld 
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in 20.097 Fällen gewährt, wobei mit 85,3% der 

Großteil auf eine Förderung von selbständigen 

Tätigkeiten entfi el (vgl. Bundesagentur für Arbeit 

2006b).5 

Der Kinderzuschlag (§ 6a Bundeskinder-

geldgesetz), der Anfang 2005 im Zuge der Zu-

sammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozial-

hilfe eingeführt wurde, kann ebenfalls als eine 

Art Kombilohn angesehen werden (vgl. hierzu 

www.bmfsfj.de). Der Kinderzuschlag ist für El-

tern vorgesehen, die zwar mit eigenem Einkom-

men ihren (elterlichen) Bedarf abdecken, jedoch 

ohne den Kinderzuschlag wegen des Bedarfs der 

Kinder Anspruch auf Arbeitslosengeld II hätten. 

Die Eltern müssen mindestens über Einkommen 

oder Vermögen verfügen, das es ihnen ermög-

licht, ihren nach dem ALG II zu errechnenden 

Mindestbedarf sicherstellen zu können (untere 

Einkommensgrenze). Der Anspruch auf Kinder-

zuschlag entfällt, wenn das Elterneinkommen 

den gesamten Familienbedarf deckt (obere Ein-

kommensgrenze = untere Einkommensgrenze 

zuzüglich  Gesamtkinderzuschlag),  wobei  Er-

werbseinkommen der Eltern, das ihren eigenen 

Mindestbedarf überschreitet, nur zu 70% ange-

rechnet wird. Der Kinderzuschlag beträgt maxi-

mal 140 € monatlich je Kind und wird maximal 

für 36 Monate gewährt. Im Laufe des Jahres 

2005 wurde der Kinderzuschlag in 52.755 Fällen 

bewilligt (8.945 Ost; 44.159 West). Nach Angaben 

des Deutschen Gewerkschaftsbundes (2006: 9) 

wurden 2005 gleichzeitig rund 90% aller Anträ-

ge abschlägig beschieden.

Die Entgeltsicherung (§ 421j SGB III) sieht 

eine befristete Einkommensbeihilfe vor, wenn 

über 50-Jährige zur Vermeidung oder Beendi-

gung von Arbeitslosigkeit eine Nettolohneinbuße 

akzeptieren, die 50 € oder mehr pro Monat be-

trägt und wenn die restliche Anspruchsdauer auf 

Arbeitslosengeld mindestens 180 Tage umfasst. 

In diesem Fall gewährt die Arbeitsagentur auf 

Antrag einen Zuschuss in Höhe von 50% der 

Netto-Verdiensteinbuße und stockt die Beiträge 

zur Rentenversicherung so auf, als wenn die 

Betreffenden 90% ihres früheren Brutto-Ver-

dienstes erzielen würden. 2005 wurde die Ent-

geltsicherung nach Angaben der Bundesagentur 

für Arbeit in 5.307 Fällen gewährt.

In Übersicht 1 ist zusammengestellt, in 

welchem Ausmaß die beschriebenen bestehen-

den (arbeitnehmerseitigen) Kombilohn-Varian-

ten in Anspruch genommen werden.

5 In Ostdeutschland entfällt mit 27,4% aller Förderungen ein deutlich größerer Anteil auf abhängige Beschäftigung (Westdeutsch-
land: 5,9%). In Sachsen-Anhalt liegt der Anteil sogar bei über 60%, was vor allem auf ein entsprechendes Landesprogramm 
zurück zu führen ist (vgl. Bundesagentur für Arbeit 2006b: 62ff.).

Übersicht 1:  Inanspruchnahme bereits bestehender Kombilohn-Varianten

Regelung Zahl der Betroffenen

Ergänzendes Arbeitslosengeld II 

(zu Erwerbseinkommen)

844.000 Bedarfsgemeinschaften

906.000 Personen 

(Bestand September 2005)

Zuverdienst zum Arbeitslosengeld 
13% der Leistungsbeziehenden 

(ca. 215.000 Ende 2005)

Minijobs 6,5 Millionen (Bestand März 2006)

Midijobs 416.000 (Bestand Ende 2003)

Einstiegsgeld 20.097 (Zugänge 2005)

Kinderzuschlag 52.725 (Zugänge 2005)

Entgeltsicherung für Ältere 5.307 (Zugänge 2005)

Quelle: Eigene Zusammenstellung aus den im Text genannten Quellen
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Zusammenfassend ist festzuhalten, dass es 

bereits mehrere Regelungen gibt, die eine Kom-

bination von Transferleistungen und Arbeits-

einkommen ermöglichen, also als Varianten von 

arbeitnehmerseitigen „Kombilöhnen“ anzusehen 

sind. Wie Übersicht 1 deutlich macht, betrifft dies 

eine nicht unerhebliche Zahl von Personen. Da 

sich die verschiedenen Förderungen überschnei-

den können, lässt sich die Gesamtzahl der Be-

troffenen jedoch nicht genau beziffern. Erwähnens-

wert erscheint überdies, dass in einigen Ver-

öffentlichungen weitere Regelungen und Instru-

mente als Kombilöhne bezeichnet werden, die 

den Kreis derjenigen, die in der ein oder an deren 

Form bereits Kombilöhne beziehen, noch ver-

größern würden. Dies betrifft zum einen die 

Arbeitsgelegenheiten in der Mehraufwands- so-

wie ggf. in der Entgeltvariante, wobei es sich bei 

der in der Praxis dominierenden Form der Mehr-

aufwands entschädigung („1 €-Jobs“) allerdings 

nicht um reguläre Arbeitsverhältnisse handelt. 

Zum anderen werden teilweise über das Ein-

stiegsgeld hinaus auch weitere Zuschüsse an 

Existenzgründer/innen (in Form der nunmehr 

ab geschafften „Ich-AG’s“ oder des Überbrückungs-

geldes) als Kombilöhne bezeichnet. 

Unabhängig von diesen defi nitorischen Fra-

gen besteht ein grundsätzliches Problem der 

bereits existierenden Kombilöhne darin, dass die 

ihnen zugrunde liegenden Regelungen nicht in 

jedem Fall aufeinander abgestimmt sind, was zu 

„Sprungstellen“ beim Nettoeinkommen aufgrund 

kleiner Variationen des Bruttoentgelts führen 

kann. Hierauf gehen wir in Teil 4.1.3 dieser 

Expertise genauer ein.  

2.2  Bisherige Erfahrungen mit 
  Kombilohn-Modellprojekten

Folgt man einer breiten Defi nition von Kombilöh-

nen (vgl. Teil 1), können sich diese an Beschäf-

tigte, Arbeitgeber oder an beide parallel richten. 

Ausgangspunkt von Vorschlägen, die auf der 

Beschäftigtenseite ansetzen, ist die bereits ange-

sprochene Zielsetzung, die fi nanziellen Anreize 

von Arbeitslosen zur Aufnahme einer Erwerbs-

tätigkeit zu erhöhen (Ziel 1). Kombilöhne, die 

hier Abhilfe schaffen sollen, sehen vor, Arbeits-

ein kommen nur noch zu einem geringeren Teil 

auf Transferleistungsansprüche anzu rechnen 

oder das verfügbare Nettoeinkommen durch eine 

staatliche Einkommens beihilfe aufzustocken. 

Dadurch soll sich Arbeit wieder (mehr) lohnen. 

Zur Unterstützung dieser Effekte und zur Be-

grenzung der Kosten (Ziel 4) sehen einige der 

vorliegenden Konzepte auch eine (teils deutliche) 

Absenkung von Transferleistungen für Arbeits-

lose vor (z.B. der Vorschlag der Bundesvereini-

gung der Deutschen Arbeitgeberverbände von 

Gunkel et al. 1997 und das Konzept der „Akti-

vierenden Sozialhilfe“ des ifo-Institutes von Sinn 

et. al. 2002 und 2006). Die Gewährung von Ein-

kommensbeihilfen (bzw. veränderte Anrechnungs-

sätze für zusätzliches Arbeitseinkommen auf die 

Transferleistungen) ist bereits in verschiedenen 

Modellprojekten und -programmen umgesetzt 

worden – z.B. in Form des Mainzer Modells bzw. 

als Variation des „Einstiegsgelds“, das in Baden-

Württemberg und in ähnlicher Form auch in 

Hessen erprobt wurde. 

Andere Vorschläge legen den Schwerpunkt 

auf eine Reduzierung der Arbeitskosten der Un-

ternehmen im Niedriglohnbereich, um die Nach-

frage nach Arbeitskräften zu stimulieren, die eine 

eher geringe Produktivität haben (Ziel 2). Zu-

grunde liegt diesen Konzepten die Annahme, 

dass die Entstehung oder Erhaltung solcher 

Arbeitsplätze durch die hohen Lohn- und Lohn-

nebenkosten in Deutschland erschwert oder 

sogar verhindert werde (vgl. z.B. Buslei/Steiner 

2003: 95). Eine Reduzierung der Arbeitskosten 

soll in diesen Vorschlägen meist durch eine Sub-

vention der Sozialversicherungsbeiträge (oder 

pauschalierter Subventionen) für Arbeitsplätze 

unterhalb einer bestimmten Einkommensschwel-

le erreicht werden (z.B. die „Magdeburger Alter-

native“ – vgl. Schöb/Weimann 2003 und 2004). 

Praktisch erprobt worden sind solche Förderva-

rianten in der Vergangenheit z.B. im Rahmen 

des SGI-Modells im Saarland und in Sachsen und 

des Elmshorner Modells in Schleswig-Holstein. 
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In manchen Förderkonzepten ist auch eine 

Kombination von arbeitgeber- und arbeitnehmer-

seitigen Subventionen vorgesehen – z.B., indem 

die Sozialversicherungsbeiträge auf beiden Sei-

ten (vollständig oder anteilig) subventioniert wer-

den (Kombination der Ziele 1 und 2) (vgl. z. B. 

Scharpf 1997; Schreiner 1998; Zukunftskommis-

sion der Frie drich-Ebert-Stiftung 1998). Auch 

das „Progressivmodell“ der GRÜNEN beinhaltet 

eine Reduzierung der Sozialversicherungsbeiträ-

ge auf beiden Seiten für Monatseinkommen von 

unter 2.000 €. In der Praxis ist das so genannte 

„Hamburger Modell“ ein Beispiel für diese Art 

der kombinierten Förderung. Eine Zuordnung 

ausgewählter Konzepte nach der Art der Sub-

ventionen zeigt Übersicht 2. 

Jenseits der Variationen in der Art und Aus-

gestaltung der fi nanziellen Förderung unterschei-

den sich die vorliegenden Förderkonzepte auch 

in der Frage, ob Zuschüsse zeitlich befristet oder 

auf Dauer angelegt sind, ob nur neue (ggf. zu-

sätzliche) oder auch alle bestehenden Arbeits-

plätze, die die Förderkriterien erfüllen, gefördert 

werden sollen und ob die Förderung auf be-

stimmte Zielgruppen, Beschäftigungsbereiche 

o.ä. begrenzt sein soll oder nicht. Darüber hinaus 

sehen einige Vorschläge bzw. Modelle über fi nan-

zielle Zuschüsse hinaus auch weitere fl ankieren-

de Maßnahmen (wie z.B. Qualifi zierung oder eine 

spezielle Beratung der Unternehmen) vor.

Seit Ende der neunziger Jahre wurden zahl-

reiche Kombilohn-Varianten zeitlich befristet 

und meist regional begrenzt umgesetzt (vgl. Kal-

tenborn 2001; Weinkopf 2002). Im Rahmen des 

arbeitsmarktpolitischen Sonderprogramms CAST 

(„Chancen und Anreize zur Aufnahme sozialver-

sicherungspfl ichtiger Tätigkeiten“) wurden ab 

Mitte 2000 zwei unterschiedliche Förderansätze 

(das Mainzer Modell und das SGI-Modell) mo-

dellhaft erprobt. Etwa zeitgleich starteten in 

mehreren Bundesländern weitere Modellprojekte 

und -programme wie z. B. das „Elmshorner Mo-

dell“ in Schleswig-Holstein, das Einstiegsgeld in 

Baden-Württemberg sowie den ähnlichen Ansatz 

in Hessen und mehrere Modellprojekte in Nord-

rhein-Westfalen (vgl. Czommer/Weinkopf 2005). 

Auch in einzelnen Kommunen bzw. Arbeitsamts-

bezirken wurden weitere Ansätze entwickelt und 

umgesetzt – teilweise in Anlehnung an vorlie-

gende konzeptionelle Vorschläge, teilweise eher 

aus der Praxis heraus. Mit Ausnahme des „Ham-

burger Modells“ sind die Projekte und Program-

me zwischenzeitlich beendet worden. 

Übersicht 2: Ausgewählte Kombilohnansätze nach Art der Subvention  

Einkommensbeihilfen an 

Beschäftigte
Arbeitgeberförderung

Subvention an 

beide Seiten

bereits erprobt

Mainzer Modell

Einstiegsgeld (ähnlich: 

Hessischer Kombilohn) 

§ 18 Abs. 5 BSHG6

PLUSLohn Duisburg

SGI-Modell

Elmshorner Modell
Hamburger Modell

Konzept
IFO-Konzept

Kombi-Einkommen (BdA)

Magdeburger 

Alternative

Scharpf

Schreiner

FES-Modell

Progressiv-Modell 

der GRÜNEN

Quelle: Eigene Zusammenstellung

6 Dies betrifft insbesondere das entsprechende NRW-Modellprojekt der Stadt Köln. Vgl. ausführlich Czommer/Weinkopf 2002; 
Czommer 2003; Czommer/Weinkopf 2005.
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Aus Übersicht 2 geht auch hervor, dass bei 

den Kombilohn-Modellprojekten überwiegend 

arbeitnehmerseitige Kombilöhne erprobt wur-

den, während eine ausschließliche arbeitgeber-

seitige Förderung seltener war (beim Elmshorner 

Modell und in einigen Modellprojekten in Nord-

rhein-Westfalen sowie beim SGI-Modell, das auf 

Seiten der Beschäftigten jedoch zumindest einen 

Qualifi zierungsgutschein vorsah). Dies dürfte vor 

allem daran liegen, dass Einkommensbeihilfen 

an Beschäftigte einen neueren Ansatz darstellen, 

während Lohnkostenzuschüsse an Unternehmen 

im  arbeitsmarktpolitischen  Instrumentarium 

bereits seit langem existieren. Das Hamburger 

Modell beinhaltet hingegen – wie bereits erwähnt 

– parallele Zuschüsse an Unternehmen und Be-

schäftigte sowie zusätzlich Gutscheine für eine 

Qualifi zierung der Beschäftigten. 

Insgesamt war die Inanspruchnahme der 

Förderung in fast allen Modellprojekten und -pro-

grammen zur Erprobung von Kombilöhnen ge-

ring und blieb z.T. weit hinter den ursprünglichen 

Erwartungen zurück (vgl. Weinkopf 2006a und 

b). Während der bundesweiten Erprobung des 

Mainzer Modells zwischen März 2002 und März 

2003 wurden z.B. insgesamt 15.021 Förderfälle 

erreicht. Die Zahl der Förderungen in den regio-

nal begrenzten Modellprojekten lag demgegen-

über durchgängig bei deutlich unter 1.000 – in 

einigen Fällen wurde sogar kein einziger Förder-

fall realisiert (z.B. beim Einstiegsgeld in Saar louis 

und beim PLUSLohn in Köln – vgl. Kaltenborn/

Wielage 2005: 2). Eine recht hohe Inanspruch-

nahme weist allein das Hamburger Modell auf, 

mit dem zwischen März 2002 und Juni 2006 

rund 10.000 Beschäftigungsverhältnisse geför-

dert wurden.7 

7 Telefonische Auskunft der Behörde für Wirtschaft und Arbeit Hamburg.

Abbildung 1: Förderzahlen ausgewählter Kombilohn-Modellprojekte

Quelle: Evaluationsberichte der Modelle, eigene Auswertungen
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Wir konzentrieren uns im Folgenden bei der 

Darstellung bisheriger Erfahrungen und Erkennt-

nisse auf einige ausgewählte Förderansätze, die 

einerseits eine nennenswerte Zahl von Förder-

fällen  aufweisen  und  zu  denen  andererseits 

Evaluationsberichte vorliegen, die Aussagen zu 

den erreichten Zielgruppen, Beschäftigungsbe-

reichen und sonstigen interessanten Aspekten 

beinhalten.8 In Übersicht 3 werden zunächst die 

Förderkonditionen dieser Modelle kurz skiz-

ziert.

2.2.1  Zielgruppen

Forderungen nach der Einführung von Kombi-

löhnen werden vielfach damit begründet, dass 

sich hierdurch insbesondere die Beschäftigungs-

chancen von gering Qualifi zierten verbessern 

ließen. Die hier näher analysierten Modellver-

suche waren jedoch überwiegend nicht explizit 

auf diese Zielgruppe begrenzt. Eine Ausnahme 

bildet das SGI-Modell, das zunächst auf formal 

gering Qualifi zierte und Langzeitarbeitslose be-

8 Vgl. zum Hamburger Modell Gerhardt/Meyer Larsen 2005; zum Einstiegsgeld in Baden-Württemberg Dann et al. 2002 sowie 
zum Mainzer Modell und zum SGI-Modell die diversen Berichtes des Forschungsverbundes CAST – insbesondere Kaltenborn 
et al. 2005. 

Übersicht 3: Förderkonditionen

Modell Ziel gruppe

Spezifi ka 

des Arbeits-

platzes

geförderte 

Arbeits-

marktseite

Art der 

Förderung

Dauer 

der Förde-

rung 

Besonderheiten 

Hamburger 

Modell 

ALG II-

Beziehende

SV-pfl ichtig

Bruttolohn 

400–1.700 € 

pro Monat

Arbeitgeber + 

Beschäftigte

Pauschale 

Zuschüsse 

von 250 € 

(Vollzeit) bzw. 

125 € (Teilzeit)

6–10 

Monate

keine Anrechnung 

auf ALG II

Qualifi zierungs-

gutschein

Einstiegsgeld 

Baden-

Württemberg

Sozialhilfe-

beziehende

 Teils auch 

geringfügige 

Beschäftigung

Beschäftigte

Veränderte 

Anrechnung 

von Erwerbs-

einkommen

12 

Monate

nur selbst gesuchte 

Beschäftigung

unterschiedliche kom-

munale Ausgestaltung

Mainzer 

Modell

Gering 

Verdienende 
SV-pfl ichtig Beschäftigte

SV-Zuschuss 

(degressiv) + 

Kindergeld-

zuschlag

erst 18, 

dann 36 

Monate

Bezug auf Arbeitsent-

gelt und Haushaltsein-

kommen

SGI-Modell

zunächst Gering 

Qualifi zierte und 

Langzeitarbeits-

lose, dann 

unbeschränkt

SV-pfl ichtig 

Stundenlohn 

< 18 DM

Arbeitgeber

SV-Zuschuss 

(degressiv) 

 

erst 18, 

dann 36 

Monate

Fördervoraussetzung: 

Zusätzlichkeit

Qualifi zierungs-

zuschuss

Quelle: Eigene Zusammenstellung
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schränkt war. Aufgrund der geringen Inan-

spruchnahme wurde diese Restriktion jedoch im 

Laufe der Erprobung aufgegeben. Zielgruppen 

des Einstiegsgeldes in Baden-Württemberg wa-

ren erwerbsfähige Sozialhilfebeziehende. Das 

Hamburger Modell bezieht sich seit Anfang 2005 

ausschließlich auf Arbeitslosengeld II-Bezie-

hende. Das Mainzer Modell sah hingegen keine 

explizite Beschränkung der Zielgruppen vor. 

Gefördert werden konnten alle Personen, die eine 

Arbeit mit einer Entlohnung unterhalb bestimm-

ter Grenzen aufnahmen, sofern gleichzeitig das 

Haushaltseinkommen im förderfähigen Bereich 

lag. 

Die unterschiedlichen Zielgruppendefi ni-

tionen haben im Ergebnis zu unterschiedlich 

hohen Anteilen von formal gering Qualifi zierten 

und Langzeitarbeitslosen unter den Geförderten 

geführt. Gering Qualifi zierte stellten bei drei der 

vier Fördermodelle immerhin mehr als die Hälf-

te der Geförderten. Beim Mainzer Modell lag der 

Anteil dieser Gruppe hingegen nur bei knapp 

37%. Die Anteile von Langzeitarbeitslosen unter 

den Geförderten lagen – mit Ausnahme des Ham-

burger Modells (47%) – noch deutlich niedriger: 

beim SGI- Modell und beim Einstiegsgeld bei 

jeweils rund 17%, während beim Mainzer Modell 

zumindest 29% der Geförderten zuvor langzeit-

arbeitslos gewesen waren (vgl. Abbildung 2). Z.T. 

dürften die relativ niedrigen Anteile von Lang-

zeitarbeitslosen darauf zurück zu führen sein, 

dass auch oder sogar vorrangig Sozialhilfebezie-

hende gefördert wurden, die nicht in jedem Fall 

gleichzeitig auch arbeitslos gemeldet waren. 

Deutlich höhere Anteile von gering Quali-

fi zierten wiesen nur die in NRW geförderten 

Modellprojekte auf, was damit zusammenhängen 

dürfte, dass hier die Förderung weitgehend auf 

diese Zielgruppe begrenzt war (vgl. Czommer/

Weinkopf 2005). Wie bereits angesprochen, war 

dies anfänglich auch beim SGI-Modell der Fall. 

Nachdem hier die Beschränkung der Förderung 

auf die Einstellung von formal gering Qualifi -

zierten und Langzeitarbeitslosen aufgehoben 

worden war, sank insbesondere der Anteil der 

Geförderten ohne abgeschlossene Berufsaus bil-

dung deutlich (von 83,9 auf 46,7% – vgl. Holle-

derer et al. 2002: 112). Legt man eine breitere 

Defi nition „gering Qualifi zierter“ zugrunde und 

bezieht auch diejenigen ein, die schon länger 

Abbildung 2: Anteile von formal gering Qualifizierten und Langzeitarbeitslosen

Quelle: Evaluationsberichte der Modelle, eigene Darstellung
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nicht mehr im erlernten Beruf tätig waren oder 

(unabhängig von der formalen Qualifi kation) be-
reits länger arbeitslos sind, fällt das Ergebnis 

etwas positiver aus. Allerdings gilt auch dann, 

dass von den bisher erprobten Kombilöhnen häu-

fi g auch Personen profi tiert haben, die keine 

besonderen Vermittlungshemmnisse aufwie-

sen.

2.2.2 Behandlung von Teilzeitarbeit

Je nach konkreter Ausgestaltung eines Kombi-

lohn-Modells kann es spezielle Anreize zur Auf-

nahme einer Teilzeitbeschäftigung beinhalten. 

Das ist insbesondere dann der Fall, wenn die 

Höhe der Förderung und die Einkommensgren-

zen unabhängig von der Dauer der Arbeitszeit 

sind. Dies war sowohl beim Mainzer Modell als 

auch beim Einstiegsgeld in Baden-Württemberg 

der Fall. Entsprechend hoch lagen hier die An-

teile der geförderten Teilzeitjobs: 72% der mit 

dem Mainzer Modell geförderten Arbeits verhält-

nisse waren Teilzeitbeschäftigungen (75% in 

West- und 66% in Ostdeutschland). Besonders 

hoch waren die Teilzeitanteile bei den im Main-

zer Modell geförderten Frauen. Aber selbst unter 

den geförderten Männern lagen die Teilzeitanteil 

in Ost und West hier deutlich über 40% – also 

weitaus  höher  als  die  gesamtwirtschaftliche 

Teilzeitquote von männlichen Beschäftigten. 

Auch beim Einstiegsgeld lag der Anteil von Teil-

zeitbeschäftigung mit insgesamt 78% extrem 

hoch, wobei hiervon 36% auf geringfügige Be-

schäftigung entfi elen. 

Das SGI-Modell und das Hamburger Modell 

beinhal(te)ten hingegen keine spezielle Anreize 

für Teilzeitbeschäftigung, weil sich die Zuschüs-

se proportional zum Stunden lohn (SGI-Modell) 

berechneten bzw. (beim Hamburger Modell) bei 

Teilzeitbeschäf tigung unabhängig von der ge-

nauen Arbeitszeit nur die Hälfte des Zuschusses 

für Vollzeitarbeit gewährt wird. Dass beim SGI-

Modell trotzdem mit 53% mehr als die Hälfte der 

geförderten Arbeitsverhältnisse Teilzeitarbeit-

jobs waren, dürfte vor allem daran liegen, dass 

in den Branchen, die aufgrund niedriger Löhne 

vorrangig förderberechtigt waren, Teilzeitarbeit 

überdurchschnittlich häufi g ist. In Hamburg lag 

der Teilzeitanteil zwischen 2002 und 2004 nur 

bei 27%.9

I.d.R. wird in Kombilohn-Konzepten, die 

erhöhte Arbeitsanreize bieten oder zusätzliche 

Beschäftigungsmöglichkeiten schaffen sollen, die 

Förderung nur für sozialversiche rungs pfl ichtige 

Beschäftigung gewährt. Eine Ausnahme bildete 

hierbei lediglich das Einstiegsgeld in Baden-

Württemberg, das in einigen Kommunen auch 

bei der Aufnahme einer geringfügigen Beschäf-

tigung gewährt wurde.

2.2.3 Strukturelle Merkmale der Geförderten

Da Kombilohn-Modelle auf eine Förderung von 

niedrig entlohnten Tätigkeiten zielen und  Frauen 

rund zwei Drittel der Niedriglohnbeschäftigten 

in Deutschland stellen (vgl. z.B. Kalina/Weinkopf 

2006a), verwundert nicht, dass bei den bishe-

rigen Kombilohn-Modellprojekten der Anteil der 

Frauen unter den Geförderten i.d.R. besonders 

hoch war. Die einzige Ausnahme ist hierbei das 

Hamburger Modell, mit dem bislang nur zu 36% 

Frauen  gefördert  wurden.10  Den  höchsten 

Frauenanteil erreichte mit 78% der Geförderten 

hingegen das Einstiegsgeld in Baden-Württem-

berg – gefolgt vom Mainzer Modell (70%). Dies 

dürfte auch daran liegen, dass die Förderkon-

ditionen bei beiden Modellen Teilzeitarbeit be-

sonders begünstigten. Beim SGI-Modell lag der 

Frauenanteil mit 61% etwas niedriger.

Mit den hohen Frauenanteilen gehen auch 

hohe Anteile von allein Erziehenden einher: 56% 

der mit dem Einstiegsgeld Geförderten stammten 

aus dieser Gruppe; beim Mainzer Modell waren 

es 41%.

  9 Aktuellere Angaben sind derzeit nicht verfügbar.
10 Auch beim in dieser Darstellung nicht einbezogenen PLUSLohn Duisburg war der Frauenanteil ähnlich niedrig. Vgl. Arbeitsamt 

Duisburg 2000.
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2.2.4  Beschäftigungseffekte und Stabilität 
 der Arbeitsverhältnisse

Mitunter war zu lesen, dass mit dem Mainzer 

Modell „nur“ (oder auch: „immerhin“) gut 15.000 

zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen worden 

seien. Dies unterstellt, dass die Zahl der Förder-

fälle bei Kombilohn-Modellen gleichzusetzen ist 

mit einem entsprechenden Zuwachs an Arbeits-

plätzen, was aber unzutreffend ist. Um die  Netto-

Beschäftigungseffekte  beurteilen  zu  können, 

müs sen Mitnahme- und Verdrängungseffekte 

berücksichtigt  werden,  die  sich  jedoch  nur 

schwierig beziffern lassen. Ein Ansatzpunkt 

besteht darin, die Gruppe der Geförderten mit 

einer Kontrollgruppe zu vergleichen. Dieser An-

satz wurde jedoch nur in einigen Kommunen 

beim Einstiegsgeld in Baden-Württemberg und 

beim Hessischen Kombilohn angewandt. Ergeb-

nis war ein z.T. positiver Effekt in Baden-Würt-

temberg, während die Ergebnisse in Hessen 

uneinheitlich waren (vgl. Dietz et al. 2006: 4). 

Auch die Konstruktion der Förderkonzepte 

und Erfahrungen aus der praktischen Umsetzung 

verweisen  darauf,  dass  mögliche  Mitnahme-

effekte nicht vernachlässigt werden dürfen. Die 

Einrichtung zusätzlicher Arbeitsplätze war nur 

beim SGI-Modell explizite Voraussetzung für die 

Förderung, dessen Erprobung jedoch wegen sehr 

geringer Inanspruchnahme durch die Unterneh-

men vorzeitig beendet wurde. Arbeitnehmersei-

tige Kombilöhne (wie z.B. beim Mainzer Modell) 

werden hingegen typischerweise gewährt, wenn 

eine Stelle angenommen wird, deren Arbeitsent-

gelt unterhalb der jeweiligen Fördergrenzen 

liegt. Ob der Arbeitsplatz zusätzlich ist oder die 

Einstellung ggf. auch ohne den Zuschuss erfolgt 

wäre, ist ohne Belang. In manchen Fällen wurde 

Abbildung 3: Anteile von Frauen und Alleinerziehenden

Quelle: Eigene Darstellung
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die Mainzer Modell-Förderung sogar erst bewil-

ligt, nachdem Einstellungen bereits vorgenom-

men worden waren. In diesen Fällen ist auszu-

schließen, dass der Zuschuss einen Einfl uss auf 

die  Bereitschaft  der  Beschäftigten  hatte,  die 

Stelle anzunehmen. 

Zusätzliche Beschäftigung resultiert aus ar-

beitnehmerseitigen Kombilöhnen grundsätzlich 

nur dann, wenn der betreffende Arbeitsplatz 

ohne die Subvention nicht hätte besetzt werden 

können oder wenn Unternehmen mehr Arbeits-

plätze anbieten, etwa weil sie aufgrund der Sub-

vention niedrigere Löhne durchsetzen können. 

Dies erscheint aber bei befristeten Einkommens-

beihilfen fraglich. Auch beim Hamburger Modell 

kann die Förderung für (fast) jede Einstellung 

aus dem Kreis der SGB II-Beziehenden in An-

spruch genommen werden. Voraussetzung ist 

lediglich, dass der monatliche Bruttolohn des 

betreffenden Arbeitsplatzes zwischen 400 und 

1.700 € liegt. 

Zur Stabilität mit Kombilöhnen geförderten 

Arbeitsverhältnisse und zur Frage, ob sich die 

Beschäftigungsperspektiven  der  Betroffenen 

hierdurch (nachhaltig) verbessert haben, liegen 

bislang kaum Informationen vor. Bezogen auf 

das Mainzer Modell wurde festgestellt, dass sich 

die Stabilität der geförderten Arbeitsverhältnisse 

in Ostdeutschland nicht von ungeförderter Be-

schäftigung unterschied, während sie in West-

deutschland sogar geringer war. In vielen Fällen 

wurden Arbeitsverhältnisse beendet, bevor die 

Förderhöchstdauer von zunächst 18 und später 

36 Monaten erreicht war (vgl. Kaltenborn et al. 

2005). Die Arbeitsverhältnisse beim Hamburger 

Modell dauern im Durchschnitt noch deutlich 

kürzer,  was  auch  damit  zusammenhängen 

 dürfte, dass etwa 40% der Förderfälle auf Zeit-

arbeitsunternehmen entfallen, die typischerwei-

se eine hohe Fluktuation haben.

Zusammen genommen ist festzuhalten, dass 

die bisherigen Modellprojekte keinen Beweis 

erbracht haben, dass Kombilöhne zu einer Aus-

weitung der Beschäftigung (vgl. auch Kaltenborn 

2003b) oder zur nachhaltigen Verbesserung der 

Beschäftigungschancen benachteiligter Arbeits-

loser beitragen können. Umstritten ist, woran es 

liegt, dass die Inanspruchnahme dieser Kombi-

löhne eher gering war. Während die einen beto-

nen, dass dies an der zeitlichen Befristung der 

Zuschüsse liege und nur dauerhafte Subventio-

nen nachhaltige Effekte versprächen, verweisen 

andere darauf, dass auch vorliegende Studien zu 

den erzielbaren Beschäftigungseffekten durch 

Einführung fl ächendeckender Kombilöhne über-

wiegend zu dem Ergebnis kommen, dass diese 

eher begrenzt sein dürften – bei gleichzeitig 

hohen Kosten. 

2.3  Aktuelle Vorschläge

Über die bereits erprobten Kombilohn-Modelle 

hinaus gibt es eine Reihe weiterer Konzepte, die 

z.T. die Einführung allgemeiner und dauerhafter 

Kombilöhne vorsehen, während andere auf die 

Förderung spezieller Zielgruppen zielen und 

meist auch zeitlich befristet sein sollen. Letzteres 

betrifft etwa Modelle einiger Bundesländer, die 

teilweise an vorliegenden Konzepten anknüpfen, 

teilweise aber auch einen eigenen speziellen 

Förderansatz beinhalten. Wir gehen im Folgen-

den zunächst auf die Konzepte ein, die allge-

meine und dauerhafte „Kombilöhne“ vorsehen 

(2.3.1), und anschließend auf zielgruppenspezi-

fi sche bzw. zeitlich befristete Ansätze (2.3.2). 

2.3.1 Allgemeine und unbefristete Konzepte

In der aktuellen Debatte spielen unter den Vor-

schlägen, die auf allgemeine und unbefristete 

Kombilöhne zielen, vor allem das Konzept der 

„Aktivierenden Sozialhilfe“ des ifo-Instituts und 

die so genannte „Magdeburger Alternative“ pro-

minente Rollen. Während das ifo-Konzept auf 

der Beschäftigtenseite ansetzt, beinhaltet die 

Magdeburger Alternative arbeitgeberseitige Sub-

ventionen. Das Progressiv-Modell der GRÜNEN 

zielt darauf ab, die Abgabenbelastung im Bereich 

niedriger Einkommen generell zu verringern.
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Magdeburger Alternative

Die Magdeburger Alternative zielt auf eine Aus-

weitung der Beschäftigung im Niedriglohnbe-

reich durch eine dauerhafte Subventionierung 

der Arbeitgeber in Höhe der vollen Sozialabga-

ben (arbeitnehmer- und arbeitgeberseitig) ab, 

wenn diese zusätzliche Stellen in der jeweils 

untersten Lohngruppe schaffen (vgl. Schöb/Wei-

mann 2004). Die Zusätzlichkeit soll über eine 

Stichtagsregelung überprüft werden. Sinkt die 

Beschäftigung in der untersten Lohngruppe un ter 

diesen Stand, entfallen auch die (ansonsten dau-

erhaften)  Subventionen.  Um  Ausgründungen 

nicht übermäßig zu begünstigen, sollen weitere 

Subventionen pro Neueinstellung auch für je-

weils einen bereits bestehenden Arbeitsplatz in 

der untersten Lohngruppe gewährt werden. Auf 

Seiten der Beschäftigten ist keine Subvention 

vorgesehen; die Arbeitsanreize sollen aber durch 

eine striktere Anwendung der Zumutbarkeits-

regelungen gesteigert werden. Wenn zumutbare 

Arbeit abgelehnt wird, soll der Anspruch auf 

Transferleistungen gekürzt werden oder sogar 

gänzlich entfallen (vgl. Schöb/Weimann 2003: 

9). 

Die Autoren gehen auf der Basis einer an-

genommenen Lohnelastizität der Arbeitsnach-

frage von 0,5 (d.h., dass eine Absenkung der 

Arbeitskosten um 1% zu 0,5% mehr Beschäfti-

gung führen würde) davon aus, dass sich durch 

die Einführung ihrer „Magdeburger Alternative“ 

mittelfristig bundesweit bis zu 1,6 Millionen 

zusätzliche Arbeitsplätze schaffen ließen. Die 

Autoren räumen ein, dass dabei im ungünstigs-

ten Fall Kosten von über 7 Mrd. € pro Jahr an-

fallen könnten. Für wahrscheinlicher werden 

jedoch jährliche fi skalische Einsparungen zwi-

schen 2 und 4,4 Mrd. € gehalten (vgl. Schöb/

Weimann 2004: 173).

Positiv an diesem Vorschlag erscheint, dass 

Subventionen nur gewährt werden sollen, wenn 

Unternehmen tatsächlich zusätzliche Arbeits-

plätze im Niedriglohnbereich schaffen, wodurch 

Mitnahmeeffekte eingedämmt werden sollen. 

Außerdem zielt das Konzept – anders als der 

ifo-Vorschlag – nicht explizit darauf ab, Löhne 

abzusenken, sondern seine Umsetzung wäre 

auch im Rahmen des bestehenden Tarifsystems 

umsetzbar – ggf. sogar in Kombination mit ge-

setzlichen oder tarifl ichen Mindestlöhnen. Aller-

dings stellt sich die Frage, ob sich die Zusätz-

lichkeit von Arbeitsplätzen wirklich zuverlässig 

und ohne größeren Aufwand überprüfen ließe. 

Schließlich müsste jeweils geprüft werden, ob 

die Zahl der Beschäftigten in der untersten Lohn-

gruppe über dem Stichtagswert liegt. Da die 

Fluktuation  bei  Niedriglohnjobs  überdurch-

schnittlich hoch ist (vgl. z.B. Kalina/Voss-Dahm 

2005), wäre – wenn man die Zusätzlichkeit ernst 

nimmt – eine regelmäßige Überprüfung notwen-

dig, weil ein (auch zeitweiliges) Unterschreiten 

des Stichtagswertes zum Wegfall der Zuschüsse 

führen müsste. Darüber hinaus beinhaltet die 

Konzentration der Förderung auf die jeweils 

unterste Lohngruppe nach unserer Einschätzung 

eine Reihe weiterer Probleme: So würden in 

Branchen mit einem hohen Lohnniveau Arbeits-

plätze gefördert, deren Entlohnung ggf. weit 

oberhalb der Niedriglohngrenze liegt. Noch gra-

vierender erscheint, dass die Schaffung von 

Arbeitsplätzen ab der zweituntersten Lohngrup-

pe oder auch die Höhergruppierung bereits 

Beschäftigter mit einer erheblichen Steigerung 

der Lohnkosten auf Seiten der Arbeitgeber ein-

herginge. Mehr noch: Es wäre für Unternehmen 

sehr lukrativ, Arbeitsplätze in höheren Lohn-

gruppen abzubauen und durch „zusätzliche“ 

Arbeitsplätze in der jeweils untersten Lohngrup-

pe, für die Subventionen gewährt werden, zu 

ersetzen. Damit könnten sehr wohl Mitnahme- 

und Verdrängungseffekte in ggf. sogar erheb-

lichem Umfang eintreten, wodurch auch die 

Finanzierbarkeit des Konzeptes in Frage gestellt 

würde.  

ifo-Konzept

Das ifo-Konzept der „Aktivierenden Sozialhilfe“ 

sieht eine deutliche Absenkung des Arbeitslosen-

gelds II in Kombination mit der Einführung von 

Steuergutschriften für eigene Erwerbseinkünfte 
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vor, wodurch die fi nanziellen Anreize von Ar-

beitslosen zur Aufnahme einer gering bezahlten 

Arbeit deutlich gesteigert werden sollen. Er-

werbseinkünfte von bis zu 500 € pro Monat 

sollen auf die reduzierte Transferleistung über-

haupt nicht angerechnet werden; für Einkünfte 

unterhalb von 200 € pro Monat sollen ein Lohn-

zuschuss in Höhe von 20% gewährt und die 

arbeitnehmerseitigen Sozialversicherungsbeiträ-

ge übernommen werden. Oberhalb von 500 € 

sollen beide Zuschüsse sukzessive abgeschmol-

zen werden. Die Transferentzugsrate soll dabei 

stets bei etwa 70% des Bruttolohnes liegen (vgl. 

Sinn et al. 2006: 9). Nach Berechnungen von 

Eekhoff/Roth (2006: 80f) würde eine Familie mit 

zwei Kindern dadurch allerdings erst bei einem 

Bruttoeinkommen von etwa 2.700 € vollständig 

aus dem Transfersystem ausscheiden – also noch 

deutlich später, als es im heutigen ALG II-System 

der Fall ist. Damit würde auch ein erheblicher 

Teil der bereits Erwerbstätigen einen Anspruch 

auf ergänzende Steuergutschriften haben. Ob die 

Autoren dies bei ihren Berechnungen der fi ska-

lischen Kosten der „Aktivierenden Sozialhilfe“ 

beachtet haben, erscheint fraglich.

Transferleistungsbeziehende, die auf dem 

ersten Arbeitsmarkt keine Arbeit fi nden, sollen 

in kommunalen Arbeitsgelegenheiten oder bei 

Zeitarbeitsfi rmen  beschäftigt  werden.  Nur  in 

diesem Fall erhalten sie Transferleistungen auf 

dem bisherigen Niveau des ALG II. Ziel des Kon-

zeptes ist eine erhebliche Absenkung des Lohn-

niveaus um ca. ein Drittel. Da eine Lohnelastizi-

tät der Arbeitsnachfrage von -1 unterstellt wird, 

ergäbe sich hieraus nach Einschätzung des ifo-

Instituts (zumindest mittelfristig) ein Anstieg der 

Beschäftigung um ca. 3,3 Millionen Arbeitsplät-

ze. Gleichzeitig wird davon ausgegangen, dass 

erhebliche Einsparungen von mittelfristig 7,7 

Mrd. € und langfristig sogar mehr als 21 Mrd. € 

erzielt werden könnten (vgl. Sinn et al. 2006: 

18). 

Das Konzept setzt den Grundsatz „Keine 

Sozialleistung ohne Gegenleistung“ konsequent 

um. Durch die Kombination einer Reduzierung 

von Sozialleistungen und erweiterten Zuverdienst-

möglichkeiten würden die fi nanziellen Arbeits-

anreize von Arbeitslosen deutlich erhöht. Die 

Ver pflichtung, anderenfalls eine kommunale 

Arbeitsgelegenheit anzunehmen, soll diese An-

reize zusätzlich stärken und darüber hinaus dazu 

beitragen, Schwarzarbeit zurück zu drängen. 

Ob die prognostizierten Beschäftigungszu-

wächse und Einsparungen tatsächlich realisiert 

werden könnten, erscheint allerdings fraglich. 

Die Rechnung ginge nur auf, wenn neue Niedrig-

lohnarbeitsplätze tatsächlich (vorrangig) mit zu-

vor Arbeitslosen mit Transferleistungsanspruch 

besetzt würden und keinerlei Probleme bei der 

„Passung“ zwischen angebotenen Arbeitsplätzen 

und den zur Verfügung stehenden Bewerber/in-

nen (regional und qualifi katorisch) aufträten. 

Außerdem dürfte die massive Ausweitung der 

Niedriglohnbeschäftigung keine Auswirkungen 

auf andere Arbeitsmarktsegmente haben, was 

höchst unwahrscheinlich erscheint. Hinzu kommt, 

dass die realen Kosten der mindestens in der 

Einführungsphase erforderlichen massenhaften 

Bereitstellung öffentlicher Beschäftigungsmög-

lichkeiten deutlich höher sein dürften als unter-

stellt. Nach unserer Einschätzung wird der Orga-

nisations- und Kostenaufwand unterschätzt – auch 

angesichts der hohen Fluktuation von Niedrig-

lohnbeschäftigten, für die bei erneuter Arbeits-

losigkeit jeweils kurzfristig eine kommunale 

Arbeitsmöglichkeit bereitgestellt werden müsste. 

Das Ausmaß der erforderlichen öffentlichen Er-

satzbeschäftigung überstiege zudem bei weitem 

die  heutige  Größenordnung  der  so  genannten 

1-Euro-Jobs, so dass enorme Verdrängungseffek-

te zu erwarten wären. Die vorgesehene Option, 

einen Teil der Beschäftigung über Zeitarbeits-

fi rmen abwickeln zu lassen, verspricht wenig 

Entlastung, zumal die bisherigen Erfahrungen 

mit Personal-Service-Agenturen darauf verwei-

sen, dass die Potenziale eher begrenzt sind.

Insgesamt drohen erhöhte Armutsrisiken 

sowohl für Arbeitslose als auch für diejenigen 

Beschäftigten, die trotz niedriger und weiter sin-

kender Löhne aus unterschiedlichen Gründen 

keinen Anspruch auf staatliche Kombilöhne ha-

ben. Völlig offen ist, ob und inwieweit die Be-
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schäftigung zu Niedrigstlöhnen sich als Sackgas-

se für die Betroffenen erweisen oder Aufstiegs-

möglichkeiten in besser bezahlte Jobs eröffnen 

würde. Ohne eine solche Aufwärtsmobilität birgt 

das Konzept erhebliche Finanzrisiken, weil sich 

der fi nanzielle Ausgleich niedriger Marktlöhne 

und die Notwendigkeit, öffentliche Ersatzbe-

schäftigung bereit zu stellen, zu einem Fass ohne 

Boden entwickeln könnten.  

Progressivmodell der GRÜNEN

Das Progressiv-Modell der GRÜNEN wird zwar 

von ihnen selbst als Alternative zum Kombilohn 

bezeichnet (vgl. Bundestagsdrucksache 16/446 

2006), sieht aber im Kern eine Reduzierung der 

Sozialabgaben im Bereich niedriger Löhne vor, 

was sich nicht grundsätzlich von Kombilöhnen 

unterscheidet. Es handelt sich um eine „all-

gemeine arbeitnehmer- und arbeitgeberseitige 

Lohnsubvention“ (Eekhoff/Roth 2006: 64). Bei 

Einkommen bis 400 € pro Monat sollen die So-

zialversicherungsbeiträge (Arbeitnehmer/innen 

und Arbeitgeber zusammen) nur 20% betragen, 

bis 800 €: 25%, bis 1.200 €: 30%, bis 1.600 €: 

35% und bis 2.000 €: 40%. Erst bei Monatsein-

kommen über 2.000 € soll der normale Satz von 

derzeit rund 42% gelten.

Positiv am Progressiv-Modell ist die Ziel-

richtung, die Abgabenlast im Bereich niedriger 

Einkommen zu reduzieren, um mehr Beschäfti-

gung zu schaffen. Dies greift auch Ergebnisse 

von Berechnungen auf, die zeigen, dass bei glei-

chem Entlastungsvolumen eine gezielte Reduzie-

rung der Sozialabgaben im Bereich niedriger 

Einkommen höhere Beschäftigungseffekte hätte 

als eine allgemeine Reduzierung der Sozialabga-

ben. Fraglich erscheint jedoch, ob hierdurch die 

angestrebte Förderung der Beschäftigung von 

gering Qualifi zierten tatsächlich erreicht werden 

kann. Denn hierbei wird außer acht gelassen, 

dass im Niedriglohnsektor mehrheitlich formal 

Qualifi zierte beschäftigt sind – gering Qualifi -

zierte also nicht automatisch besonders profi tie-

ren würden. 

Das Progressiv-Modell würde zudem Teil-

zeitarbeit überproportional begünstigen – und 

zwar bis in mittlere und obere Stundenverdiens-

te hinein: So würde etwa bei einer Teilzeitarbeit 

im Umfang von 20 Stunden pro Woche die För-

derung durch die ermäßigten Sozialabgaben erst 

bei einem Bruttostundenlohn von ca. 23 € aus-

laufen. Eekhoff/Roth (2006: 67) kritisieren, dass 

das Modell damit erhebliche Anreize zur Auf-

spaltung von Arbeitsplätzen setzt: „Je klein-

teiliger ein Arbeitsplatz ausgestaltet wird, desto 

geringer sind die Bruttoarbeitskosten.“ Im Ver-

gleich zur heutigen Ausgestaltung der Mini- und 

Midijobs würden Arbeitsverhältnisse bis 800 € 

Monatsverdienst vor allem für Arbeitgeber noch 

deutlich attraktiver: Die arbeitgeberseitigen So-

zialabgaben würden sich von 25% (ab Juli 2006: 

30%) bzw. 21% in diesem Einkommensbereich 

auf 10 bis 12,5% erheblich verringern. 

Die GRÜNEN selbst gehen davon aus, dass 

die vorgeschlagene Reduzierung der Sozialver-

sicherungsbeiträge zu Einnahmeverlusten in der 

Sozialversicherung in Höhe von rund 13 Mil-

liarden € pro Jahr führen würde, die an anderer 

Stelle erwirtschaftet oder eingespart werden 

müssten. Die erzielbaren Beschäftigungseffekte 

werden allerdings, wie vorliegende Analysen zur 

Einführung eines Freibetrags bei den Sozialab-

gaben zeigen, in erheblichem Maße dadurch 

beeinfl usst werden, wie die Kosten gegenfi nan-

ziert werden (vgl. Kaltenborn et al. 2003).   

2.3.2 Zielgruppenspezifi sche bzw. befristete  
 Konzepte

In den vergangenen Monaten sind von verschie-

denen Seiten zahlreiche Vorschläge entwickelt 

worden, in deren Mittelpunkt die Einführung 

zielgruppenspezifi scher bzw. zeitlich befristeter 

Kombilöhne steht. Wir gehen im Folgenden auf 

drei ausgewählte Konzepte ein. Die Modelle der 

Bundesländer NRW und Niedersachsen erschei-

nen vor allem deswegen relevant, weil ihre Um-

setzung bereits begonnen hat bzw. kurz bevor 

steht. Der Vorschlag von Spermann (2006) er-

scheint demgegenüber erwähnenswert, weil er 
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eine Art zeitlich befristete Variante des ifo-Kon-

zeptes der „Aktivierenden Sozialhilfe“ darstellt. 

Welche Konzepte auf der Bundesebene favori-

siert werden, erscheint demgegenüber noch völ lig 

offen, weil eine Entscheidung erst im Herbst fal-

len soll. Erste Vorschläge aus der CDU-Bundes-

tagsfraktion sahen eine arbeitgeberseitige Sub-

ventionierung zusätzlicher Stellen mit niedriger 

Entlohnung vor; wenige Wochen später wurde 

eine Variante ähnlich des niedersächsischen 

Konzeptes diskutiert. Seit Juli 2006 stehen Vor-

schläge im Raum, die auf die Förderung von über 

50-Jährigen zielen. Dies verweist darauf, dass 

die Suche nach geeigneten Modellen noch nicht 

abgeschlossen ist. Deswegen verzichten wir an 

dieser Stelle darauf, die bislang bekannt gewor-

denen Überlegungen in der Koalition im Detail 

zu behandeln.  

Kombilohn NRW

Das Konzept des Kombilohns NRW sieht eine 

vollständige Subvention der Sozialversicherungs-

beiträge auf Seiten der Arbeitgeber und Beschäf-

tigten vor, wenn zusätzliche Arbeitsplätze für 

besondere Zielgruppen unter den ALG II-Bezie-

henden, die aufgrund ihrer Qualifi kation, ihres 

Alters oder einer Behinderung geringe Chancen 

auf eine Beschäftigung haben, geschaffen werden 

(vgl. hierzu und zum Folgenden MAGS 2006). 

Die Entlohnung soll im Niedriglohnbereich lie-

gen, aber tarifl ich oder ortsüblich sein. Eine 

Ver drängung bestehender Beschäftigungsverhält-

nisse soll dadurch vermieden werden, dass die 

Förderung sich vorrangig auf unterentwickelte 

Arbeitsbereiche konzentrieren soll. Explizit ge-

nannt werden hierbei in den vorliegenden Papie-

ren des Arbeitsministeriums NRW unbesetzte 

Zivildienstarbeitsplätze  (als  zusätzlich  aner-

kannt), Wäsche-Hol- und Bringdienste, Dienst-

leistungen in Kooperation mit der Wohnungs-

wirtschaft (Hausmeister, Hilfe im Haushalt, Fa-

milien- und Kinderbetreuung), Fair-Kaufhäuser 

(teilweise gemeinnützig) und Integrationsunter-

nehmen. Vorrangig sollen solche Arbeitsplätze 

bei Wohlfahrtsverbänden, Kirchen, Beschäfti-

gungsgesellschaften, im öffentlichen Sektor und 

bei Integrationsunternehmen geschaffen wer-

den, aber die Förderung von Arbeitsplätzen in 

der Privatwirtschaft ist ebenfalls möglich. Zu-

nächst ist eine Befristung der Subventionen auf 

zwei Jahre vorgesehen – auch um das Einstiegs-

geld für die Finanzierung der arbeitnehmersei-

tigen Zuschüsse nutzen zu können. Perspekti-

visch soll es sich aber um eine dauerhafte Sub-

ventionierung handeln. Das Land NRW hat nur 

das Rahmenkonzept entwickelt; die konkrete 

Um setzung und Ausgestaltung obliegt den Ar-

beitsgemeinschaften und Optionskommunen vor 

Ort. Insofern ist nicht auszuschließen, dass die 

Umsetzung ggf. mehr oder weniger stark vom 

Rahmenkonzept der Landesregierung abweichen 

wird.    

Positiv erscheint an diesem Konzept, dass 

mit dem NRW-Kombilohn benachteiligte Arbeits-

lose, die auf dem Arbeitsmarkt besonders schlech-

te Chancen haben, gezielt gefördert werden sol-

len. Insbesondere bei Älteren kann auch die 

angestrebte dauerhafte Subventionierung sinn-

voll sein, weil sie derzeit häufi g keine realisti-

schen Chancen mehr auf eine ungeförderte Ein-

stellung bzw. einen Übergang in ungeförderte 

Beschäftigung haben. Wenn es gelänge, mit  Hilfe 

der Subventionen neue Beschäftigungsfelder zu 

erschließen, könnten Mitnahme- und Verdrän-

gungseffekte zwar nicht gänzlich ausgeschlossen 

werden, aber doch begrenzt bleiben. Sinnvoll 

erscheint auch, den Kombilohn nicht als Rechts-

anspruch auszugestalten, weil hierdurch vor Ort 

die Möglichkeit besteht, die Umsetzung zu steu-

ern und auf ggf. auftretende Probleme zu reagie-

ren.

Offen erscheint allerdings, ob die Höhe der 

Zuschüsse ausreicht, um Arbeitgeber tatsächlich 

dazu zu bewegen, in nennenswertem Umfang 

zusätzliche Arbeitsplätze für Benachteiligte zu 

schaffen. Ein Problem könnte darin bestehen, 

dass der NRW-Kombilohn mit anderen arbeits-

marktpolitischen Förderinstrumenten konkur-

riert – vor allem mit den Arbeitsgelegenheiten 

(1-Euro-Jobs), die derzeit in einigen der genann-

ten Tätigkeitsbereichen eine wichtige Rolle spielen 
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und für die Träger deutlich kostengünstiger sind. 

Darüber hinaus ist – auch angesichts der recht 

offenen Defi nition der Zielgruppen – damit zu 

rechnen, dass es in der Praxis zu Konfl ikten bei 

der Auswahl der zu fördernden Personen kom-

men wird. Während das Konzept Personen in 

den Mittelpunkt stellt, die auf dem Arbeitsmarkt 

keine realistischen Chancen auf Integration ha-

ben, werden die Arbeitgeber bemüht sein, mög-

lichst leistungsfähige Personen einzustellen – 

auch weil die arbeitgeberseitige Förderung nicht 

ausreicht, um eine erhebliche Leistungsminde-

rung zu kompensieren. 

Kombilohn Niedersachsen

Der Ansatz, der seit 1. Juli 2006 umgesetzt wird, 

sieht vor, für die Einstellung von ALG II-Bezie-

henden auf Arbeitsplätze mit einem Brutto-

 Monatslohn von bis zu 1.500 € (bei Vollzeit) Zu-

schüsse auf beiden Seiten zu gewähren, wobei 

die Subventionen zunächst auf sechs Monate 

befristet sind (vgl. Niedersächsisches Ministeri-

um für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 2006). 

Unternehmen sollen einen Zuschuss in Höhe von 

400  €  pro  Monat  erhalten;  die  Beschäftigten 

200 € pro Monat. Bei Übernahme in  unbefristete 

Beschäftigung verlängert sich der Subventions-

zeitraum um weitere vier Monate. Das Konzept 

erinnert in seiner Ausgestaltung stark an das 

Hamburger Modell, wobei allerdings in Nieder-

sachsen die Förderung auf Arbeitgeberseite hö-

her ausfällt. 

Positiv erscheint an diesem Modell, dass für 

Unternehmen gezielte Anreize zur bevorzugten 

Einstellung von ALG II-Beziehenden gesetzt wer-

den und auch auf Beschäftigtenseite ein fi nan-

zieller Zuschuss vorgesehen ist, der niedrige 

Erwerbseinkommen aufstocken und dadurch 

auch ggf. geringe Unterschiede zum Niveau der 

vorherigen Transferleistungen kompensieren 

soll. Hervorhebenswert erscheint darüber hinaus 

die einfache und verständliche Ausgestaltung. 

Allerdings birgt dies gleichzeitig die Gefahr von 

Mitnahme- und Verdrängungseffekten. Nach 

Presseberichten soll die Förderung in Niedersach-

sen zwar auf die Schaffung zusätzlicher Arbeits-

plätze zielen; offen ist allerdings, nach welchen 

Kriterien dies beurteilt werden soll. Zu erwarten 

ist vielmehr, dass auch Einstellungen, die ohne-

hin vorgenommen worden wären, bezuschusst 

werden. 

ZEW (Spermann)

Etwas moderater, aber in der Tendenz in  dieselbe 

Richtung zielend wie das ifo-Konzept hat Sper-

mann (2006) vorgeschlagen, das Niveau des 

Arbeitslosengeld II „schrittweise und mit Finger-

spitzengefühl je nach Bedarfslage und verfas-

sungskonform auf ein physisches Existenzmini-

mum“ abzuschmelzen. Gleichzeitig sollen die 

Zuverdienstmöglichkeiten für ALG II-Beziehen -

de zeitlich befristet für zwölf Monate so erhöht 

werden, dass der „Verdienst fast vollständig 

behalten werden“ darf. Wer keine Arbeit fi ndet, 

wird verpfl ichtet, gemeinnützige Arbeit zu leis-

ten. Nur unter diesen Bedingungen besteht wei-

terhin Anspruch auf das „im internationalen 

Vergleich großzügige Grundsicherungsniveau“. 

Ein positives Element dieses Vorschlags 

sehen wir in der Idee, erweiterte Zuverdienst-

möglichkeiten zeitlich befristet zu gewähren, weil 

eine generelle Erhöhung der Freigrenzen auto-

matisch auch den Kreis der Erwerbstätigen 

vergrößert, die Anspruch auf ergänzende Leis-

tungen aus der Grundsicherung erhalten, was 

erhebliche Finanzierungsrisiken bergen würde 

(vgl. auch 4.1.2). Völlig offen erscheint demge-

genüber, was als „physisches Existenzminimum“ 

anzusehen wäre. Im derzeitigen Regelsatz für 

allein stehende Hilfebedürftige ist z. B. als Ta-

gessatz für Ernährung und Getränke ein Betrag 

von 4,17 € vorgesehen (vgl. Roth/Thomé 2005). 

Von unterschiedlichen Seiten ist in den vergan-

genen Jahren kritisiert worden, dass dies deut-

lich zu niedrig bemessen ist und keineswegs 

ausreicht, um sich gesund zu ernähren. Insofern 

stellt sich Frage, ob und inwiefern hier überhaupt 

Spielräume zur weiteren Absenkung bestehen.
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2.4  Zwischenfazit

In Deutschland hat die Debatte über Kombilöhne 

zu Beginn der neunziger Jahre begonnen und ist 

seitdem zyklischen Schwankungen unterworfen. 

Das Instrument der Kombilöhne war dabei nur 

eines in einer Reihe von Maßnahmen, die auf die 

verbesserte  Erwerbsintegration  von  gering 

 Qualifi zierten und Langzeitarbeitslosen zielten. 

Nachdem die modellhafte Erprobung einiger 

Kombilohn-Ansätze nicht die erhofften Erfolge 

erbracht hatte, wurde zwischenzeitlich verstärkt 

– angestoßen vor allem durch die Vorschläge der 

Hartz-Kommission – auf andere Ansätze gesetzt,  

z.B. Personal-Service-Agenturen, Ich-AGs sowie 

Mini-und Midijobs. Gleichzeitig wurden unter 

der Leitlinie des „Förderns und Forderns“ zahl-

reiche Reformen umgesetzt, die auf eine Aktivie-

rung von Arbeitslosen zielen und dabei auch 

Einschnitte bei der Bezugsdauer und beim Ni-

veau der Transferleistungen sowie eine Verschär-

fung der Zumutbarkeitskriterien beinhalteten. 

Mit der weitreichendsten Reform, nämlich der 

Zusammenführung der Arbeitslosen- und So-

zialhilfe in einem einheitlichen System der Grund-

sicherung, wurde – wie nunmehr durch die ers-

ten verfügbaren Daten zur Zahl der Erwerbstä-

tigen, die Anspruch auf ergänzende Leistungen 

haben, deutlich geworden ist – bereits ein all-

gemeiner, fl ächendeckender und unbefristeter 

Kombilohn geschaffen, der niedrige Erwerbsein-

kommen im Haushaltskontext bedarfsgeprüft auf 

ein Mindestniveau aufstockt. Die weitaus größte 

Gruppe der Kombilohn-Beziehenden im weite-

ren Sinne sind jedoch die 6,5 Millionen Minijob-

ber/innen, deren Verdienst steuer- und sozialab-

gabenfrei bleibt, ohne dass hierbei Bezug auf 

ihre Bedürftigkeit genommen wird. Daneben 

exis tiert bereits eine Reihe von zielgruppenspe-

zifi schen und zeitlich befristeten Fördermöglich-

keiten mit Kombilohn-Charakter. 

Bezüglich der Beschäftigungseffekte ist fest-

zuhalten, dass die befristeten und zielgruppen-

spezifi schen Modellprojekte bislang keinen Be-

weis erbracht haben, dass Kombilöhne zu einer 

Ausweitung der Beschäftigung oder zur nach-

haltigen Verbesserung der Beschäftigungschan-

cen benachteiligter Arbeitsloser beitragen kön-

nen. Ebenso wenig wie die (relativ geringen) 

Fallzahlen der befristeten Kombilöhne sagt auch 

die zahlenmäßig höhere Inanspruchnahme der 

fl ächen deckenden und unbefristeten Kombilöh-

ne – insbesondere des aufstockenden ALG II und 

der Minijobs – noch nichts über deren Beschäf-

tigungseffekte aus. Der Niedriglohnsektor, auf 

dessen Ausweitung die Kombilöhne zum Teil 

explizit zielten, hat seit Mitte der neunziger Jah-

re in Deutschland zwar deutlich an Bedeutung 

gewonnen und der Anteil der Niedriglohnbe-

schäftigung liegt seit etwa 2000 sogar über dem 

EU-Durchschnitt (vgl. European Commission 

2004). Diese Entwicklung hat allerdings den 

weiteren Rückgang der Erwerbsquote von gering 

Qualifi zierten und deren überdurchschnittliche 

Betroffenheit von Arbeitslosigkeit nicht verhin-

dern können (vgl. auch Abbildung 4 in Teil 

3.4.1). 

Die arbeitnehmerseitigen Kombilöhne ha-

ben aber z.T. dazu beigetragen, dass der deut-

liche Zuwachs von Niedriglöhnen in den vergan-

genen Jahren staatlicherseits abgefedert wurde: 

Wie eine Analyse des DIW gezeigt hat, fällt der 

Anstieg der Netto-Niedriglöhne deutlich mode-

rater aus als bei einer Betrachtung der Brutto-

Löhne (vgl. Brenke 2006). Insofern tragen diese 

Kombilöhne zumindest zum eingangs erwähnten 

Ziel 3 (Armutsvermeidung) bei.

Im Gegenzug fällt die Bilanz für die Errei-

chung des Ziels 4 – der Vermeidung zusätzlicher 

Belastungen für den Staatshaushalt – weniger 

günstig aus. Da es in Deutschland keine verbind-

liche Lohnuntergrenze durch Mindestlöhne gibt, 

die Tarifbindung rückläufi g ist und zudem auch 

tarifl iche Niedrigstlöhne keine Seltenheit sind, 

steht Unternehmen die Möglichkeit offen, die 

staatliche Abfederung niedriger Löhne durch 

Kombilöhne zu nutzen, um Löhne zu senken oder 

einzufrieren.  Von  der  Ausweitung  niedriger 

Löhne, die natürlich auch eine ganze Reihe an-

derer Ursachen hat, waren dabei nicht nur ge-

ring Qualifi zierte betroffen, sondern im hohem 

Maße auch formal Qualifi zierte, die etwa drei 
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Viertel der Niedriglohnbeschäftigten in Deutsch-

land stellen (vgl. Bosch/Kalina 2005; Kalina/

Weinkopf 2006a). Anders als z.T. behauptet (vgl. 

z.B. Eichhorst 2006: 14), sind von Niedriglöhnen 

in Deutschland zudem keineswegs nur Zuver-

diener/innen betroffen, sondern oftmals auch 

Vollzeitbeschäftigte. Die Auswirkungen des stei-

genden Anteils von Niedriglöhnen betreffen nicht 

nur die fi nanzielle Situation privater Haushalte, 

sondern gehen durch die entgangenen Steuern 

und Sozialversicherungsabgaben auch mit einer 

Belastung des Staatshaushaltes einher. Hinzu 

kommen die Kosten für die Kombilöhne selbst.

Die aktuellen Vorschläge für Kombilöhne, 

die in 2.3 kurz beschrieben und kommentiert 

worden sind, beinhalten unterschiedliche An-

sätze, um das Problem zusätzlicher fi nanzieller 

Belastungen zu vermeiden oder zu begrenzen. 

Bei den zeitlich befristeten und zielgruppenspe-

zifi schen Kombilohn-Modellen aus Nordrhein-

Westfalen und Niedersachsen soll dies vorrangig 

durch eine begrenzte Zahl von Förderfällen und 

Ersparnisse beim Arbeitslosengeld II erreicht 

werden. Beim ifo-Konzept und beim Vorschlag 

des ZEW (Spermann) soll die Finanzierung der 

Kombilöhne  durch  parallele  Kürzungen  des 

 Niveaus der Grundsicherung sichergestellt wer-

den, wobei allerdings die Kosten für öffentliche 

Ersatzbeschäftigung vermutlich deutlich unter-

schätzt werden. Bei der „Magdeburger Alterna-

tive“ werden Einsparungen von Transferleistun-

gen sowie zusätzliche Steuern und Sozialabgaben 

aus den zusätzlichen Arbeitsplätzen zur Gegen-

fi nanzierung der arbeitgeberseitigen Kombilöh-

ne eingesetzt. Beim Progressiv-Modell der Grü-

nen wird die Frage der Finanzierung explizit 

offen gelassen. Wie sich diese Konzepte in ver-

schiedene Reformoptionen einpassen, wird in 

Teil 4 analysiert. 
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In Reaktion auf die eingangs beschriebenen 

Problemlagen wurden Kombilöhne in anderen 

Ländern in verschiedenen Kombinationen mit 

anderen Elementen des Sozialsystems (Niveau 

der Mindestsicherung, Höhe des gesetzlichen 

Mindestlohnes, Steuer- und Abgabenbelastung) 

eingeführt oder ausgeweitet. Wir konzentrieren 

uns hier auf die USA, Großbritannien und Frank-

reich, weil diese drei Länder für unterschiedliche 

Systeme und Reformpfade stehen, aber gleich-

zeitig – im Unterschied zu Deutschland – alle 

einen gesetzlichen Mindestlohn haben. Die un-

terschiedlichen Varianten des Zusammenspiels 

von Kombi- und Mindestlöhnen sowie des Ni-

3.  Kombilöhne in ausgewählten Ländern: 
  USA, Großbritannien, Frankreich 

veaus der Mindestsicherung lassen sich schlag-

lichtartig folgender Maßen charakterisieren:

• Kombilöhne als Ersatz für existenzsichernde 

Mindestlöhne und Mindesteinkom men (USA)

• Kombilöhne zur Abstützung und Ergänzung 

von existenzsichernden Mindestlöh nen und 

Mindesteinkommen (Frankreich) 

• Mindestlöhne zur Abstützung existenzsichern-

der Kombilöhne (Großbritannien)

In Übersicht 4 wird ein erster Überblick gegeben 

zu einigen zentralen Parametern in den drei 

Län dern, die deutlich machen, in welch unter-

schiedliche Konstellationen die jeweiligen Kom-

bilohnansätze eingebettet sind.

Übersicht 4: Zentrale Eckpunkte der untersuchten Länder 

USA Frankreich Großbritannien

Niveau der Mindestsicherung im 

Verhältnis zu relativen Armutsgrenze 

(50% Median Äquivalenzeinkom-

men – MÄE) *

erheblich niedriger 

(13 bis 47%)

knapp niedriger

(90 bis 97%) 

etwa gleich (bei 

kinderlosen Paaren) 

bzw. höher 

(100 bis 116%) 

Höhe des gesetzlichen Mindestlohns 

in Bezug auf das Durchschnittsentgelt 

(pro Stunde)

niedrig

(ca. 33%)

hoch

(ca. 60%)

mittel

(ca. 45%)

Verbreitung und Niveau 

arbeitnehmerseitiger Kombilöhne 

ca. 20% aller Haus-

halte relativ groß-

zügig nur für Haus-

halte mit Kindern

ca. 25% aller Haus-

halte insgesamt 

 vergleichsweise 

 nie drige Subvention 

ca. 7% aller 

Haushalte großzügig 

für Haushalte 

mit Kindern 

arbeitgeberseitige Kombilöhne keine

für alle Jobs bis zum 

1,6-fachen 

des Mindestlohns

minimal

*  Für die Berechnung des relativen Niveaus der Mindestsicherung wurde der Nettobetrag der Mindest sicherung (erste Zeile 

 in den Länder-Übersichten) ins Verhältnis gesetzt zur jeweiligen relativen Armutsgrenze (vierte Zeile der Übersichten)

Quelle: Eigene Zusammenstellung aus den Übersichten 5–7 sowie den Teilen 3.1 bis 3.3 

 (und dort angegebenen Quellen).
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3.1  USA 

In den USA ist das Niveau der Mindestsicherung 

traditionell sehr niedrig. Im Jahr 2004 lagen die 

Leistungen der Grundsicherung je nach Haus-

haltskonstellation bezogen auf die relative Ar-

mutsgrenze (50% des Medianen Äquivalenzein-

kommens – MÄE) zwischen 13 und knapp 47%, 

wobei das relativ höhere Niveau ausschließlich 

für Haushalte mit Kindern gilt und ergänzende 

Leistungen durch „Food Stamps“ bereits berück-

sichtigt sind. Auch der staatliche Mindestlohn, 

der 2004 bei Vollzeitarbeit 893 US-$ pro Monat 

betrug, liegt selbst bei allein Stehenden unterhalb 

der relativen Armutsgrenze.11 Bei Paaren mit 

zwei Kindern liegt der Brutto-Verdienst aus einer 

Vollzeitbeschäftigung auf Mindestlohn-Niveau 

nur bei etwa 88% der ohnehin niedrigen Min-

destsicherung und entspricht nur gut 41% der 

relativen Armutsgrenze. Vor diesem Hintergrund 

erfüllen die arbeitnehmerseitigen Kombilöhne 

in den USA vor allem auch eine wichtige Funk-

tion zur Verringerung der Armut trotz Erwerbs-

tätigkeit. 

Mit dem „Earned Income Tax Credit“ (EITC) 

wurden in den USA bereits im Jahr 1975 Steuer-

gutschriften eingeführt, die niedrige Erwerbsein-

kommen insbesondere für Haushalte mit Kindern 

aufstocken sollen. Eine wichtige Besonderheit 

dieses unbefristeten Kombilohns besteht darin, 

dass der Förderbetrag mit zunehmendem Brut-

toeinkommen zunächst ansteigt und erst ab einer 

bestimmten Einkommensgrenze sukzessive wie-

der abgeschmolzen wird. Eingeführt wurde der 

EITC ursprünglich als Ergänzung zum Mindest-

sicherungssystem: Primäres Ziel war es, eine 

Ar beitsaufnahme fi nanziell attraktiver zu gestal-

ten für Familien, die Leistungen aus dem Min-

destsicherungssystem erhielten (vgl. Ventry 

2000: 1013f.). 

Ausgestaltung und Ziele des EITC haben sich 

über die Jahrzehnte jedoch verändert. Die Höhe 

der Steuergutschriften wurde immer wieder 

angehoben, um Reallohnsenkungen im unteren 

Einkommensbereich abzufedern. Der EITC ent-

wickelte sich darüber zunehmend zu einem 

„Anti-Armutsprogramm“ (vgl. Peter 2005: 4). Da 

der staatliche Mindestlohn nicht regelmäßig 

angepasst wurde, verlor er ab Ende der siebziger 

Jahre infl ationsbedingt zusehends an Wert (vgl. 

Abbildung A1 im Anhang). Während in den 

siebziger Jahren ein Vollzeitverdienst auf Min-

destlohnniveau noch ausgereicht hatte, um das 

Einkommen einer dreiköpfi gen Familie über die 

offi zielle Armutsgrenze12 zu heben, unterschritt 

der Mindestlohn diese Grenze im Jahr 1986 

bereits um 20% (vgl. Ventry 2000: 1002). Statt 

dieses Problem durch eine Erhöhung des Min-

destlohnes anzugehen, wurde der EITC sukzes-

sive erhöht, um die sinkenden Löhne im unteren 

Einkommensbereich abzufedern.

Der EITC hat sich somit von einem anfäng-

lich komplementären Element zu einem Ersatz 

für existenzsichernde Mindestlöhne entwickelt, 

von dem allerdings vorrangig nur Erwerbstätige 

mit Kindern profi tieren. Trotz einer leichten 

Anhebung des Mindestlohnes Mitte der neun-

ziger Jahre ist es bis heute weitgehend bei dieser 

„Aufgabenverteilung“ geblieben. In den neun-

ziger Jahren ist der EITC zudem zunehmend 

auch an die Stelle der Mindestsicherung bei 

Erwerbslosigkeit getreten, nachdem die bis da-

hin unbefristeten Leistungen des Mindestsiche-

rungssystems durch die „Temporary Assistance 

for Needy Families“ (TANF) ersetzt worden wa-

ren, die Erwachsenen nur noch für maximal fünf 

Jahre während des gesamten Erwerbslebens 

gewährt wird. In Verbindung mit dem außer-

gewöhnlich starken Wirtschaftsaufschwung und 

zunehmenden Verhaltensaufl agen für Empfän-

ger/innen von Transferleistungen (etwa im Pro-

gramm ‚Wisconsin Works’) führte dies zu einem 

weiteren Anstieg der Zahl der EITC-Berechtigten, 

während die Zahl der Personen mit Anspruch 

11 Zu beachten ist dabei, dass in einer Reihe von Bundesstaaten (aktuell in 19) höhere Mindestlöhne gesetzlich vorgeschrieben 
sind; die Mehrzahl liegt zwischen 6,15 $ und 7,50 $, der höchste Mindestlohn gilt in San Francisco mit 8,50 $ (Quelle: U.S. 
Department of Labor).  

12 Die offizielle Armutsgrenze in den USA liegt deutlich unter dem Niveau der relativen Armutsgrenze in Höhe von 50 oder 60% 
MÄE, die wir hier meist heranziehen.
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auf Leistungen der Mindestsicherung in manchen 

Bundesstaaten um bis zu 80% sank (vgl. Ventry 

2000: 1007). 

Wie aus Übersicht 5 hervorgeht, ist der EITC 

in erster Linie als Steuergutschrift für Personen 

mit Kindern konzipiert. Aufgrund der extrem 

niedrigen Mindestsicherung für Alleinstehende 

und Paare ohne Kinder führt die Aufnahme einer 

niedrig entlohnten Arbeit bei ihnen auch ohne 

EITC zu einer deutlichen Erhöhung des verfüg-

baren Einkommens. Ein (Vollzeit-)Verdienst auf 

Mindestlohniveau reicht aufgrund dessen gerin-

ger Höhe jedoch nur bei einer alleinstehenden 

Person aus, um ihr Einkommen über die offi zielle 

Armutsgrenze zu heben. Zugleich ist damit auch 

die Einkommensgrenze bereits erreicht, bis zu 

der das Einkommen durch den EITC aufgestockt 

wird. Alleinstehende Personen profi tieren daher 

nur vom EITC, wenn sie einer Teilzeitarbeit 

nachgehen und weniger verdienen als ein Voll-

zeit-Mindestlohn. Das Gros der Förderung ent-

fällt hingegen auf Alleinerziehende oder Paare 

mit Kindern. Nach Berechnungen von Peter 

(2005) reicht bereits eine Teilzeitarbeit mit 30 

Wochenstunden auf Mindestlohnniveau aus, um 

das Einkommen einer Alleinerziehenden mit 

zwei Kindern durch EITC und Food Stamps auf 

ein Niveau oberhalb der offi ziellen Armutsgren-

ze zu heben. Auf der anderen Seite reichen die 

Steuergutschriften aufgrund des geringen An-

rechnungssatzes im Ausstiegsbereich (7,65%) in 

einen relativ hohen Einkommensbereich hinein 

– bei Paaren mit zwei Kindern läuft die EITC-

Förderung beispielsweise erst bei einem Jahres-

einkommen von über 37.000 US-$ aus. 

Anspruch auf den EITC haben inzwischen 

gut 20% aller Haushalte (vgl. OECD 2003: 119), 

was auch damit zusammen hängen dürfte, dass 

Niedrigstlöhne unterhalb von 50% des Median-

lohns in den USA mit 23% der Beschäftigten 

Übersicht 5: Kombilohn, Mindestsicherung und Mindestlöhne in den USA (in US-$) 2004 

Allein-

stehende/r

Paar ohne 

Kinder

Allein-

erziehende/r

2 Kinder

Paar,

2 Kinder

Mindestsicherung (Netto)13 141 259 830 1.011

Mindestlohn (Vollzeit Brutto) 893 893 893 893

Offi zielle Armutsgrenze (Brutto) 768 988 1.189 1.497

Relative Armutsgrenze 

50% MÄE (Netto)*
1.080 1.527 1.870 2.159

Kombilohn (EITC)**: 

Förderhöchstbetrag 33,25 33,25 367 367

Einkommensgrenze, ab der 

der Höchstbetrag reduziert 

wird 

544 711 1.198 1.364

* Daten zur relativen Armutsgrenze 50% des Medialen Äquivalenzeinkommens beziehen sich auf das Jahr 2000 

**  Daten zum Earned Income Tax Credit (EITC) beziehen sich auf das Jahr 2005 

Quelle: Mindestlöhne: Eurostat (Regnard 2005); Mindesteinkommen: OECD 2006; Relative Armutsgrenze: 

 OECD 2004;  Armutsgrenze USA: U.S. Census Bureau; EITC: Kaltenborn/Knerr 2006

13 Diese Angaben entstammen den Berechnungen der OECD (2006). Zur Methodik der Berechnungen siehe auch den Kasten 1 im 
Anhang.
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(2003) weit verbreitet sind (vgl. OECD 2006, 

Figure W 5.5) und der gesetzliche Mindestlohn 

kaum dazu beiträgt, dies einzudämmen, weil er 

auf noch deutlich niedrigerem Niveau (ca. 33% 

des Medians) liegt. Zum Vergleich: In den EU-

Ländern lag der durchschnittliche Anteil von 

Niedriglöhnen im Jahr 2000 bei 15,1%, wobei 

zusätzlich zu berücksichtigen ist, dass diesem 

Wert eine höhere Niedriglohngrenze (zwei Drit-

tel des Medians) zugrunde liegt (vgl. European 

Commission 2004). 

Zusammenfassend lassen sich die arbeit-

nehmerseitigen Kombilöhne in den USA als Er-

satz für eine existenzsichernde Mindestsicherung 

charakterisieren, die zudem in nennenswerter 

Höhe nur Haushalten mit Kindern offen stehen. 

Ein zentrales Ziel ist die Reduzierung der Armut 

trotz Erwerbstätigkeit, die auch aufgrund des 

niedrigen Niveaus des staatlichen Mindestlohns 

besonders verbreitet ist.

3.2  Großbritannien

Großbritannien, das lange Zeit als europäisches 

Pendant zum US-amerikanischen System mit 

einem niedrigen Niveau der Mindestsicherung 

galt, hat sich hiervon durch die umfassenden 

Reformen seit Mitte der neunziger Jahre deutlich 

abgesetzt. Inzwischen liegt das Niveau der Min-

destsicherung für Erwerbslose bei allen hier 

betrachteten Haushaltskonstellationen über der 

relativen Armutsgrenze und damit weitaus höher 

als in den USA (vgl. Übersicht 5). Der gesetzliche 

Mindestlohn, der 1999 auf relativ niedrigem 

Niveau eingeführt wurde, liegt nach den deut-

lichen Erhöhungen in den vergangenen Jahren 

inzwischen auf einem im internationalen Ver-

gleich mittleren Niveau (etwa 45% des Median-

lohnes). Parallel hierzu wurden die arbeitneh-

merseitigen Kombilöhne in Form von Steuergut-

schriften für gering Verdienende deutlich ange-

hoben und auch auf Haushalte ohne Kinder 

ausgeweitet. Obwohl der britische Kombilohn in 

seinen Grundprinzipien dem amerikanischen 

EITC ähnlich ist, weist er wichtige Unterschiede 

im Detail auf und entfaltet aufgrund seiner Ein-

bettung in ein wesentlich großzügiger bemes-

senes Mindestsicherungs system und im Zusam-

menwirken mit dem höheren gesetzlichen Min-

destlohn andere Wirkungen. 

Bereits in den siebziger Jahren wurden 

arbeitnehmerseitige Kombilöhne (Family Credit) 

als für gering Verdienende mit dem Ziel einge-

führt, die real sinkenden Löhne am unteren Rand 

des Lohnspektrums aufzustocken. Ähnlich wie 

in den USA gab es auch hier damals keine poli-

tischen Mehrheiten für einen existenzsichernden 

Mindestlohn. Der Konsens, die wachsende Loh-

nungleichheit durch sozialpolitische Maßnahmen 

abzufedern, anstatt ihr durch Mindestlöhne ent-

gegenzuwirken, hielt sich bis Ende der neunziger 

Jahre. In diesem Zeitraum wurden die Steuer-

gutschriften mehrfach erhöht und besser mit 

dem Mindestsicherungssystem abgestimmt.14 

Der Anstieg der Arbeitslosigkeit seit den achtzi-

ger Jahren und die weiterhin wachsende Loh-

nungleichheit führten jedoch zu einer starken 

Ausweitung der Armut, die sich in hohem Maße 

auf Haushalte mit Kindern konzentrierte. 1996 

wuchsen 25% der Kinder in einkommensarmen 

Haushalten (unter 60% des MÄE) auf (vgl. HM 

Treasury 2005 – zitiert nach Peter 2006: 7), wo-

bei es sich vielfach um Haushalte ohne erwerbs-

tätige Personen handelte. Die Einkommensarmut 

betraf jedoch zunehmend auch Erwerbstätige. 

Zum wachsenden Ausmaß von Niedriglöhnen 

trug wesentlich bei, dass die konservative Regie-

rung in den achtziger Jahren die so genannten 

„Wage Councils“ abschaffte, die zuvor unter 

Mitwirkung von Gewerkschaften und Arbeitge-

bern für Wirtschaftszweige ohne effektive Tarif-

bindung branchenbezogene Mindestlöhne fest-

gelegt hatten (vgl. Bosch/Weinkopf 2006a).  

Nach dem Regierungsantritt der Labour-

Partei im Jahr 1997 stand ein Umbau des So-

14 So wurde etwa im Jahr 1992 die Mindestgrenze von 30 Wochenstunden, ab der ein Anspruch auf den Kombilohn bestand, auf 
16 Stunden abgesenkt und damit nahtlos an die Sozialhilfe (Income Support) angeschlossen, welche nur bis zu einer wöchent-
lichen Arbeitszeit von maximal 15 Stunden gewährt wurde.
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zialstaates auf der Tagesordnung. Oberste Prio-

rität hatte für die Verfechter/innen des „Dritten 

Weges“ in Großbritannien die Bekämpfung der 

Kinderarmut. Verschiedene Maßnahmen zielten 

daher darauf ab, die Einkommenssituation von 

Familien auch unabhängig vom Erwerbsstatus 

der Eltern zu verbessern. So wurden die kinder-

bezogenen Leistungen im Rahmen der Sozial- 

bzw. Arbeitslosenhilfe erhöht. Im Jahr 2003 

wurden diese Leistungen ersetzt durch einen 

bedürftigkeitsgeprüften Kindergeldzuschlag 

(Child Tax Credit – CTC), eine Steuergutschrift 

für Familien mit Kindern, die zusätzlich zum 

einkommensunabhängigen Kindergeld (Child 

Benefi t) gewährt wird. Für Haushalte mit Kin-

dern, die Anspruch auf Steuergutschriften haben, 

werden zudem seit 1999 70% der Kinderbe-

treuungskosten bis zu einer Obergrenze von 

gegenwärtig bis zu 910 £ (bei zwei Kindern) pro 

Monat übernommen (vgl. Kaltenborn/Knerr 

2006: 37). Die hohen Zuschüsse für Kinder-

betreuungskosten sind auch vor dem Hinter-

grund zu verstehen, dass in Großbritannien das 

Angebot an Kinderbetreuung in höherem Maße 

marktförmig organisiert und für Eltern mit hohen 

Kosten verbunden ist: So zeigt ein Vergleich von 

Kinderbetreuungskosten (einschließlich aller 

steuerlichen Begünstigungen und kinderbezo-

genen Transfers) in 23 OECD-Ländern (Immer-

voll/Barber 2006), dass Deutschland hier den 

letzten Rang belegt, also die Inanspruchnahme 

von Kinderbetreuung für Eltern die geringsten 

Kosten verursacht, während Groß britannien und 

die USA im oberen Drittel zu fi nden sind. 

Daneben wurden auch die monetären An-

reize für eine Arbeitsaufnahme verbessert  und 

durch aktivierende arbeitsmarktpolitische Maß-

nahmen mit einem Mix aus „Fördern und For-

dern“ fl ankiert. Besondere Zielgruppen waren 

hier zum einen Jugendliche und zum anderen 

Alleinerziehende, deren Erwerbsquote Mitte der 

neunziger Jahre deutlich unter der durchschnitt-

lichen Frauenerwerbsquote lag. Auch die Er-

werbsquote gering Qualifi zierter war stark ge-

sunken. Um die Abgabenlast für gering Verdie-

nende zu verringern, wurde ein Freibetrag in 

Übersicht 6: Kombilohn, Mindestsicherung und Mindestlöhne in Großbritannien (in £) 2004

Allein-

stehende

Paar ohne 

Kinder

Allein-

erziehende/r

2 Kinder

Paar,

2 Kinder

Mindestsicherung (Netto) 584 721 1.022 1.155

Mindestlohn (Brutto) 4,5 pro Stunde, 180 pro Woche (40h), 780 pro Monat 

Relative Armutsgrenze 

50% MÄE (Netto)*
508 718 879 1.015

Kombilohn (WTC)**: 

Förderhöchstbetrag 

(ab 16 h / ab 30 h 

Mindestarbeitszeit) 

0 / 190 0 / 323

268 / 323 

zzgl. max. 910 

für Kinderbe-

treuungskosten

268 / 323 

zzgl. max. 910  

für Kinderbe-

treuungskosten

Einkommensgrenze, ab 

der Höchstbetrag 

reduziert wird (Brutto)

1.159 1.159 1.159 1.159

* Daten zur relativen Armutsgrenze 50% des Medialen Äquivalenzeinkommens beziehen sich auf das Jahr 2000 

**  Daten zum Working Tax Credit (WTC) beziehen sich auf das Jahr 2005

Quelle: Mindestlöhne: Eurostat (Regnard 2005); Low Pay Commission 2005;  Mindesteinkommen: 

 OECD 2006;  Relative Armutsgrenze: OECD 2004;  WTC: Kaltenborn/Knerr 2006
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der Sozialversicherung (gegenwärtig 94 £ pro 

Woche) eingeführt und der Eingangssteuersatz 

reduziert (vgl. Peter 2006: 17f.). Zudem wurden 

im Rahmen des zum „Working Families Tax 

Credit“ (WFTC) umbenannten Kombilohnes die 

hohen Transferentzugsraten von 70% auf zu-

nächst 55% und später sogar auf 37% gesenkt, 

die Steuergutschriften erhöht und durch die Zu-

schüsse für Kinderbetreuungskosten ergänzt. Im 

Jahr 2003 wurde der Kombilohn auch auf kin-

derlose Erwerbstätige ausgeweitet und in „Wor-

king Tax Credit“ (WTC) umbenannt. Allerdings 

erhalten kinderlose Paare und Alleinstehende 

Steuergutschriften erst ab einer wöchentlichen 

Arbeitszeit von 30 Stunden und die Zuschüsse 

sind insgesamt niedriger. 

Bereits vor der Ausweitung der Kombilöhne 

war im Jahr 1999 in Großbritannien ein natio-

naler Mindestlohn eingeführt worden, dessen 

Einführung u.a. auch damit begründet wurde, 

dass auf diese Weise einem Missbrauch des 

Sozialsystems durch Betriebe entgegengewirkt 

werden solle. Ohne eine Lohnuntergrenze könn-

ten sie die Löhne in der Gewissheit senken, dass 

der Steuerzahler die Differenz ausgleiche (vgl. 

Bosch/Weinkopf 2006a). Der Mindestlohn wurde 

damit als ein unterstützendes Element einge-

führt, um Spielräume für höhere Subventionen 

niedriger Erwerbseinkommen im Haushalts-

kontext und eine Ausweitung des Kreises der 

Be günstigten zu eröffnen. Allerdings liegt selbst 

die aktuelle Höhe des gesetzlichen Mindestlohnes 

(seit Oktober 2005: 5,05 £ pro Stunde) bei einem 

Vollzeitverdienst nur für Haushalte ohne Kinder 

über der relativen Armutsgrenze und höher als 

die Mindestsicherung auf dem Niveau von 2004. 

Nach Angaben der britischen Finanzverwal-

tung wurden im Durchschnitt der Jahre 2004 

und 2005 4,5 Millionen Haushalte mit Erwerbs-

tätigen durch WTC und CTC unterstützt; davon 

erhielten knapp 1,7 Millionen Haushalte auch 

oder ausschließlich den WTC (HM Revenues and 

Customs 2006). Dies entspricht 7% aller Haus-

halte. Im Vergleich zum Jahr 1997 hat sich damit 

die Zahl der Bezieher/innen der Steuergutschrif-

ten mehr als verdoppelt (ONS 2006). Übersicht 

6 zeigt, welche Haushaltskonstellationen in wel-

cher Weise im Zusammenspiel mit dem Mindest-

lohn und im Kontext des britischen Sozialsystems 

vom WTC profi tieren.

Ähnlich wie in den USA profi tieren insbe-

sondere Haushalte mit Kindern von den Kombi-

löhnen. Aufgrund der geringen Freibeträge bei 

der Anrechnung von Erwerbseinkommen auf die 

Mindestsicherung (Arbeitslosenhilfe, Wohngeld) 

liegt der Netto-Verdienst aus einer auf dem Ni-

veau des Mindestlohns bezahlten Tätigkeit von 

30 Wochenstunden kaum über dem Anspruch 

auf Mindestsicherung bzw. sogar leicht darunter 

(vgl. Kaltenborn/Knerr 2006: 32). Obwohl ab 

einer Arbeitszeit von 30 Wochenstunden ein hö-

herer Zuschlag gewährt wird und die Entzugs-

raten des WTC auf 37% gesenkt wurden, setzt 

der WTC Kaltenborn/Knerr (2006: 38) zufolge 

für Niedrigverdiener-Haushalte mit Kindern in 

erster Linie einen Anreiz zur Aufnahme einer 

nicht-geringfügigen Teilzeitbeschäftigung (über 

16 Stunden), aber nicht notwendig für eine Be-

schäftigung mit höherem Stundenvolumen. Das 

liegt daran, dass bei 30 Wochenstunden auf 

Mindestlohnniveau noch Anspruch auf Wohngeld 

besteht und das nach Anrechnung auf den WTC 

verbleibende Nettoerwerbs einkommen auf das 

Wohngeld zu 85% angerechnet wird. 

Der bereits angesprochene neue Freibetrag 

in der Sozialversicherung gilt auch für die arbeit-

geberseitigen Sozialabgaben. Insofern wurde 

zusätzlich zu den arbeitnehmerseitigen Kom-

bilöhnen auch eine arbeitgeberseitige Subven tion 

eingeführt, die die Abgabenlast insbesondere für 

Arbeitsplätze mit relativ niedriger Entlohnung 

verringert: Bei einem Vollzeitjob mit einem Ver-

dienst in Höhe von 60% des Medianlohnes (2003: 

ca. 228 £ pro Woche) liegt der Anteil der arbeit-

geberseitigen Sozialabgaben bei rund 7,5%.15 

15 Die Abgabenbelastung wurde auf Basis folgender Angaben errechnet: Die OECD beziffert den Mindestlohn auf 44,1% des 
Medianlohns im Jahr 2003 (OECD 2006). Da der Mindestlohn in diesem Jahr 4,20 £ betrug, beträgt der auf 60% des Medianlohns 
hochgerechnete Stundenlohn 5,71 £. Bei einer 40-Stunden-Woche ergibt dies einen Wochenlohn von 228 £. Die Arbeitgeber-
beträge sind auf Basis der Angaben von Kaltenborn/Knerr (2006) für das Jahr 2005 errechnet (12,8% für wöchentliche Brutto-
entgelte oberhalb von 94 £).  
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Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die 

arbeitnehmerseitigen Kombilöhne in Großbritan-

nien ergänzend zu einer im Vergleich zu den USA 

deutlich höheren Mindestsicherung und einem 

ebenfalls höheren gesetzlichen Mindestlohn ge-

währt werden. Haushalte mit Kindern profi tieren 

dabei neben höheren Steuergutschriften auch 

von den in den WTC integrierten Zuschüssen für 

Kinderbetreuungskosten. 

3.3  Frankreich

Frankreich hat Maßnahmen zur Förderung der 

Niedriglohnbeschäftigung in den neunziger Jah-

ren zunächst auf die Arbeitgeberseite konzen-

triert, indem die Sozialversicherungsbeiträge für 

Arbeitsplätze mit niedrigen Stundenlöhnen redu-

ziert wurden. Aktuell werden diese Entlastungen 

für Arbeitsverhältnisse bis zum 1,6-fachen des 

gesetzlichen Mindestlohnes SMIC gewährt, der 

mit 8,03 € pro Stunde sowohl absolut als im 

Vergleich zum Durchschnittseinkommen (ca. 

60% – vgl. OECD 2006, Figure W3.3) deutlich 

höher liegt als in Großbritannien und den USA.

Insbesondere durch die gesetzliche Einfüh-

rung der 35-Stunden-Woche im Jahr 1997 wur-

de der Mindestlohn überproportional angehoben, 

da die Stundenreduzierung für Mindestlohn-

beziehende mit vollem Lohnausgleich erfolgte. 

Als  Kompensation  hierfür  wurden  auch  die 

 arbeitgeberseitigen Subventionen ausgeweitet 

(vgl. L’Horty 2006). Insofern dienen diese Sub-

ventionen also auch zur Abstützung eines relativ 

hohen Mindestlohnes – ähnliche Subventionen 

haben auch andere Länder mit vergleichsweise 

hohen Mindestlöhnen (z. B. Belgien, Niederlan-

de) in den 1990er Jahren eingeführt. Die Abga-

benentlastungen auf Seiten der Arbeitgeber sind 

degressiv gestaltet, sinken also mit steigender 

Lohnhöhe. Bei Arbeitsplätzen auf Mindestlohn-

Niveau werden die Sozialabgaben um 26 Pro-

zentpunkte reduziert und betragen anstelle von 

fast 40% noch 13,6% (vgl. Gafsi et al. 2005). 

Daran wird auch deutlich, dass nicht nur der 

Mindestlohn, sondern auch die regulären Sozial-

abgaben deutlich höher liegen als in den angel-

sächsischen Ländern, aber auch als in Deutsch-

land. Die Gesamtkosten für die Abgabenentlastun-

gen beliefen sich im Jahr 2003 auf 19,5 Mrd. €.  

Neben den arbeitgeberseitigen Kombilöh-

nen wurde im Jahr 2000 mit der „Prime pour 

l’Emploi“ (PPE) auch ein arbeitnehmerseitiger 

Kombilohn eingeführt, mit dem Einkommen aus 

abhängiger oder selbständiger Tätigkeit für allein 

Stehende bis zur Höhe des 1,4-fachen Vollzeit-

Mindestlohnes (2005: 16.659 €) bezuschusst 

werden. Bei Alleinerziehenden und Paaren mit 

Kindern liegen die Grenzen höher. 2004 lag der 

Höchstbetrag der Förderung für Paare mit zwei 

Kindern bei 125 € pro Monat (vgl. Übersicht 7). 

Für alle Haushaltskonstellationen gibt es ein 

Mindesteinkommen, ab dem die Prämie gewährt 

wird. Es liegt bei 30% eines Jahreseinkommens 

aus einer Vollzeittätigkeit auf Mindestlohnni -

veau (vgl. Cour des Comptes 2006: 286) und 

betrug im Jahr 2005 3.570 € (vgl. Kaltenborn/

Knerr 2006: 26f).  

Im Jahr 2004 erhielten rund 8,8 Millionen 

Haushalte die Beschäftigungsprämie, dies ent-

spricht rund 25% aller Haushalte. Die Kosten 

lagen bei 2,45 Mrd. €, was einer durchschnitt-

lichen Fördersumme pro Haushalt von 280 € 

jährlich entsprach (vgl. Cour des Comptes 2006: 

289). Im Vergleich zu den Einkommensbeihilfen 

in Großbritannien und den USA fällt die franzö-

sische Beschäftigungsprämie damit relativ be-

scheiden aus, was insbesondere für Haushalte 

mit Kindern gilt: Auch nach den bereits beschlos-

senen Erhöhungen wird der Zuschuss im Jahr 

2007 maximal 67 € monatlich für Alleinstehen-

de und 140 € für Familien mit zwei Vollzeitbe-

schäftigten und zwei Kindern betragen (vgl. 

Kaltenborn et al. 2006: 20). Außerdem wird die 

Prämie bereits unterhalb eines Vollzeiteinkom-

mens auf Mindestlohnniveau wieder reduziert 

(vgl. Übersicht 7).

Die aktuellen Erhöhungen zielen insbeson-

dere auch auf verbesserte Anreize für Teilzeit-

beschäftigte. So hatte unter anderem der franzö-

sische Rechnungshof bemängelt, dass die Anreize 

für diese Beschäftigtengruppe zu gering seien: 
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Im Fall von Alleinverdiener-Ehepaaren mit zwei 

Kindern, in denen ein Partner eine mit dem 

Mindestlohn bezahlte Halbtagsbeschäftigung 

aufnimmt, steigt das monatliche Nettoeinkom-

men beispielsweise lediglich um 44 € (vgl. Cour 

des Comptes 2006: 288f). Außerdem wurde 

kritisiert, dass die Prämie bislang erst nach Ab-

lauf des Steuerjahres ausbezahlt wurde. Seit 

Beginn des Jahres 2006 wird sie nunmehr mo-

natlich gewährt.

Die Beschäftigungsprämie reicht zudem 

nicht aus, um bereits bestehende monetäre Feh-

lanreize im Steuer- und Transfersystem auszu-

gleichen: Mit Ausnahme der ersten sechs Monate 

nach Erwerbsaufnahme werden Nettolöhne voll 

auf die Sozialhilfe angerechnet. Nach Angaben 

der OECD (2006) entfällt der Anspruch auf So-

zialhilfe unabhängig von der Haushaltskonstel-

lation bei einem monatlichen Einkommen von 

rund 960 € vollständig, was zu einem deutlichen 

Einkommensverlust im Vergleich zum Sozial-

hilfebezug führen kann. Besonders groß fällt 

dieser Bruch in der Einkommens kurve bei Al-

leinverdiener-Ehepaaren mit Kindern und bei 

Alleinerziehenden aus (vgl. Abbildung A2 im 

Anhang). Daher setzt bereits das Steuer- und 

Transfersystem im Niedriglohnbereich in erster 

Linie Anreize, eine Teilzeittätigkeit aufzunehmen 

und diese mit dem Bezug von Sozialhilfe zu kom-

binieren (vgl. Kaltenborn/Knerr 2006: 67).

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass 

Frankreich im Unterschied zu den beiden ande-

ren Ländern den Schwerpunkt bei arbeitgeber-

seitigen Kombilöhnen setzt. Die reduzierten 

Sozialabgaben für Niedriglohnjobs sollen auch 

dazu beitragen, das relativ hohe Niveau des ge-

setzlichen Mindestlohnes abzustützen. Die arbeit-

nehmerseitige Beschäftigungsprämie hat auf-

grund ihrer geringen Höhe eine vergleichsweise 

geringere Bedeutung. Ein Schwerpunkt liegt auf 

der Förderung von Teilzeitbeschäftigung. 

3.4  Wirkungen

Wir haben uns bei der Darstellung der Ansätze 

in anderen Ländern weitgehend da rauf be-

schränkt, die jeweilige Ausgestaltung der Kom-

Übersicht 7: Kombilohn, Mindestsicherung und Mindestlöhne in Frankreich (in €) 2004

Allein-

stehende/r

Paar ohne 

Kinder

Allein-

erziehende/r

2 Kinder

Paar,

2 Kinder

Mindestsicherung (Netto) 604 812 1.005 1.130

Mindestlohn (Vollzeit Brutto) 1.173 1.173 1.173 1.173

Relative Armutsgrenze 

50% MÄE (Netto)* 623 882 1.078 1.247

Kombilohn (PPE)**: 

Förderhöchstbetrag 60 66 / 119*** 68 71 / 125 ***

Einkommensgrenze, ab der 

Höchstbetrag reduziert wird 992 992 992 992

*  Daten zur relativen Armutsgrenze 50% des Medialen Äquivalenzeinkommens beziehen sich auf das Jahr 2000 

**  Daten zum Prime pour L’Emploi (PPE) beziehen sich auf das Jahr 2005

*** Erste Angabe bezieht sich auf Alleinverdiener-Paar, zweite Angaben auf Doppelverdiener-Paar

Quelle: Mindestlöhne: Eurostat (Regnard 2005);  Mindesteinkommen: OECD 2006; 

 Relative Armutsgrenze: OECD 2004; PPE: Kaltenborn/Knerr 2006
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bilöhne zu beschreiben. Hierbei ist bereits deut-

lich geworden, dass deren Wirkungsweise im 

Zusammenspiel mit der Ausgestaltung der Min-

destsicherung und der gesetzlichen Mindestlöh-

ne betrachtet werden muss. Im Folgenden steht 

im Mittelpunkt, welche Wirkungen den jewei-

ligen Ansätzen zugeschrieben werden. Dabei 

wird kein detaillierter Überblick zu vorliegenden 

empirischen Studien gegeben (vgl. hierzu z. B. 

Kaltenborn et al. 2006), sondern lediglich auf 

ausgewählte Ergebnisse eingegangen. Einschrän-

kend ist hierbei vorab anzumerken, dass die 

vorliegenden Studien die in der deutschen Debat-

te besonders zentrale Frage, ob sich mit Kombi-

löhnen zusätzliche Beschäftigung erreichen lässt, 

nicht eindeutig beantworten. 

3.4.1 Arbeitsangebot und Beschäftigung

Theoretisch wirken sich arbeitnehmerseitige 

Kombilöhne – insbesondere, wenn sie in Ab-

hängigkeit vom Haushaltseinkommen gewährt 

werden – nicht automatisch positiv auf das Ar-

beitsangebot aus, weil Substitutions- und Ein-

kommenseffekte zu berücksichtigen sind, die je 

nach Haushaltskonstellation unterschiedlich wir-

ken können. Typischerweise wird davon ausge-

gangen, dass das Arbeitsangebot von Personen 

ohne erwerbstätigen Ehepartner (alleinstehende 

Personen, Alleinerziehende und Alleinverdiener-

Ehepaare) steigt, weil diese sich durch die Ein-

kommensbeihilfen unmittelbar fi nanziell besser 

stellen. Bei Haushalten mit zwei Erwerbstätigen 

kann ein Kombilohn hingegen auch dazu führen, 

dass das Arbeitsangebot insgesamt sinkt, da die 

Einkommensgrenzen, die zum Förderhöchstbe-

trag berechtigen, oftmals bereits bei einem ein-

zigen Vollzeiteinkommen erreicht sind. Zusätz-

liches Einkommen reduziert daher den Einkom-

menszuschuss und erhöht damit den Grenz-

steuersatz für Zweitverdiener, der aufgrund des 

Steuer- und Transfersystem ohnehin oft höher 

ausfällt als beim Erstverdiener. Für alle Haus-

haltskonstellationen gilt darüber hinaus, dass 

das Arbeitsangebot zurückgehen kann, weil die 

Einkommensbeihilfe das verfügbare Nettoein-

kommen erhöht und dies ggf. zum Anlass ge-

nommen wird, die Erwerbstätigkeit einzuschrän-

ken (vgl. ausführlicher z.B. Kaltenborn et al. 

2006; Brücker/Konle-Seidl 2006). 

Vor diesem Hintergrund konzentrieren sich 

vorliegende empirische Studien für die USA und 

Großbritannien primär auf die Arbeitsangebots-

wirkungen bei bestimmten Haushaltskonstella-

tionen – insbesondere Alleinerziehenden oder 

Eltern, auf die sich die Kombilöhne in beiden 

Ländern im Wesentlichen ja auch konzentrieren. 

In den USA stellten Alleinerziehende im Jahr 

2001 61% der rund 20 Millionen geförderten 

Empfängerhaushalte des amerikanischen EITC 

und Paare mit Kindern machten weitere 21% 

aus. Aufgrund der deutlich höheren Förderung 

erhielten beide Gruppen zusammen 98% der 

Fördermittel (vgl. Eissa/Hoynes 2005: 36). In 

Großbritannien handelte es sich bei über 84% 

der Empfängerhaushalte des WTC um Alleiner-

ziehende oder Paare mit Kindern, wobei der 

Anteil der Alleinerziehenden mit 46% am höchs-

ten war (HM Revenues and Customs 2006, Table 

2,1). 

In beiden Ländern ist die Erwerbsbeteili-

gung Alleinerziehender in den letzten Jahren 

deutlich angestiegen (vgl. Kaltenborn et al. 2006: 

17; Eissa/Hoynes 2005: 27), während die Er-

werbsquote von Frauen mit Kindern zumindest 

in den USA leicht gesunken ist. Inwieweit die 

steigende Erwerbsbeteiligung von Alleinerzie-

henden auf die Reformen der Kombilöhne in 

beiden Ländern zurückzuführen sind, wird in 

den vorliegenden Studien unterschiedlich be-

urteilt. Für beide Länder ist zu berücksichtigen, 

dass das außergewöhnlich hohe Wirtschafts-

wachstums in den neunziger Jahren zu einem 

generellen Anstieg der Erwerbstätigkeit geführt 

hat, daher kann auch der Anstieg der Erwerbs-

tätigkeit Alleinerziehender nur partiell auf die 

Kombilöhne zurückgeführt werden. So sind in 

den USA nach Fang/Keane (2004) rund 33% des 

Anstiegs der Erwerbsbeteiligung zwischen 1993 

und 2002 auf die großzügigere Ausgestaltung 

des EITC zurückzuführen. Meyer/Rosenbaum 

(2001) kommen für den Zeitraum 1984 und 1996 
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hingegen auf einen etwas höheren Anteil (vgl. 

Kaltenborn et al. 2006: 11). Den Effekt der Re-

duzierung der Mindestsicherung und verschärf-

te Aufl agen zur Aufnahme einer Arbeit auf die 

Steigerung der Erwerbsquote von Alleinerzie-

henden beziffern Fang/Keane (2004) auf 17%. 

Auch für Großbritannien ermitteln die empiri-

schen Untersuchungen positive Effekte der Re-

formen auf die Erwerbsbeteiligung von Alleiner-

ziehenden. Ihre Erwerbsquote ist als unmittel-

bare Folge der Reformen je nach Studie um 

zwischen ein und sieben Prozentpunkten gestie-

gen (vgl. Kaltenborn et al. 2006: 17f). Insgesamt 

kommen die mikroökonometrischen Studien bei 

allen Unterschieden bezüglich des Ausmaßes der 

Reformeffekte zu dem Ergebnis, dass die Kombi-

löhne insbesondere zu einer Ausweitung der Er-

werbsbeteiligung von Alleinerziehenden beige-

tragen haben. 

Weniger eindeutig sind hingegen die Effekte 

auf Paare, für die von einigen Studien ein leicht 

negativer Effekt auf die Erwerbsbeteiligung von 

(potentiellen) Zweitverdiener/innen festgestellt 

wird, während andere keine Effekte konstatiert 

haben (vgl. Kaltenborn et al. 2006: 13, 19). Für 

Großbritannien ermitteln einzelne Studien hin-

gegen sogar einen positiven Effekt auf den Er-

werbsumfang von Müttern mit Partnern (vgl. 

Leigh 2005). Die einzige empirische Studie, die 

bislang für die Wirkungen der „Prime pour l’Em-

ploi“ in Frankreich vorliegt (Stancanelli 2005), 

ermittelt leicht negative Effekte auf die Erwerbs-

tätigkeit von verheirateten Frauen. Demgegen-

über ergeben die Berechnungen für unverheira-

tete Frauen je nach angewendeter Methode leicht 

positive oder leicht negative Effekte (vgl. Kalten-

born et al. 2006: 20). 

Der Schwerpunkt der empirischen Untersu-

chungen zu Kombilöhnen in Frankreich liegt 

jedoch auf der Evaluation der Beschäftigungs-

effekte, die die quantitativ bedeutsameren Ab-

gabenentlastungen für Arbeitgeber hatten. In 

den Studien, die auf der retrospektiven Analyse 

empirischer Daten beruhen (Crépon/Desplatz 

2001; Gafsi et al. 2004; Jamet 2005), variieren 

die  Angaben  zur  Gesamtzahl  neuer  oder  er-

haltener  Arbeitsplätze  zwischen  70.000  und 

460.000. 

Abbildung 4: Erwerbstätigenquote* von gering Qualifizierten (25-64 Jahre)

Quelle: OECD Employment Outlook, verschiedene Jahrgänge
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In einigen Studien werden dabei explizit 

Wirkungen auf gering Qualifi zierte oder Arbeits-

plätze mit niedrigen Anforderungen analysiert. 

Bezogen auf die Beschäftigung gering Qualifi -

zierter ist zu beachten, dass deren Erwerbs -

quote in Frankreich im Zeitraum zwischen 1994 

und 2004 von 51,8 auf 59,6% angestiegen ist, 

während sie in Großbritannien und Deutschland 

im gleichen Zeitraum sank bzw. auf einem rela-

tiv niedrigen Niveau verharrte (vgl. Abbildung 

4). 

Dies erscheint insofern bemerkenswert, als 

die Gruppe der gering Qualifi zierten16 in Frank-

reich ähnlich wie in Großbritannien verhältnis-

mäßig groß ist – in beiden Ländern haben etwa 

ein Drittel der Personen im Alter zwischen 25 

und 64 Jahren eine niedrige formale Bildung, 

während dieser Anteil in den USA (12%) und in 

Deutschland (17%) deutlich niedriger liegt (vgl. 

OECD 2005c). Außerdem hatte Frankreich an-

ders als Großbritannien im betreffenden Zeit-

raum keinen vergleichbaren wirtschaftlichen 

Aufschwung, der diesen Anstieg erklären könnte. 

Allerdings dürfte ein nicht unerheblicher Teil des 

Anstiegs der Erwerbsquote von gering Qualifi -

zierten auf das Ausscheiden von Älteren aus dem 

Erwerbsleben zurück zu führen sein, die in 

Frankreich deutlich häufi ger gering qualifi ziert 

sind als jüngere Altersgruppen.17 Zur Erklärung 

der Trendumkehr im Bereich gering qualifi zier-

ter Beschäftigung verweisen einige Studien zu-

dem auf den Anstieg der Teilzeitarbeit, der z.T. 

auch mit den Reformen im Zusammenhang ste-

hen könnte, da es bis vor kurzem zusätzliche 

Ab gabenentlastungen, unabhängig vom Einkom-

men, für unbefristete Teilzeitbeschäftigte gab 

(vgl. L’Horty 2000: 6).18 Allerdings ist die Teilzeit-

quote von gering Qualfi zierten in Frankreich im 

Zeitraum zwischen 1993 und 2005 insgesamt 

nur um 4 Prozentpunkte auf heute 21% gestie-

gen, was weit unter den entsprechenden Antei-

len in Großbritannien (32%) oder Deutschland 

(34%) zurück geblieben ist.19 

Die Beurteilung, welchen Einfl uss die Refo-

rmen auf die Erwerbsbeteiligung gering Qualifi -

zierter hatten, wird auch dadurch erschwert, 

dass sich die vorliegenden Studien meist nicht 

primär auf die Gruppe der formal gering Qua-

lifi zierten konzentrieren, sondern auf „gering 

qualifi zierte Arbeitsplätze“ („emploi peu quali-

fi é“). Als Indikator hierfür werden neben oder 

alternativ zum Qualifi kationsniveau der Beschäf-

tigten auch Merkmale des Arbeitplatzes heran-

gezogen – und zwar vorrangig eine geringe Be-

zahlung, zum Teil auch niedrige Qualifi kations-

anforderungen oder eine Mischung aus beiden. 

Da die Personengruppen gering Qualifi zierte, 

niedrig Entlohnte und Beschäftigte auf „Einfach-

arbeitsplätzen“ zumindest in Deutschland nur 

begrenzt deckungsgleich sind (vgl. Hieming et al. 

2005), sind die Ergebnisse in Bezug auf die Be-

schäftigung gering Qualifi zierter vermutlich auch 

in Frankreich mit Vorsicht zu betrachten. 

Festzuhalten bleibt, dass die Studien in Be-

zug auf „gering qualifi zierte Arbeit“ weitgehend 

einheitlich leicht positive Effekte der arbeitgeber-

seitigen Kombilöhne in Frankreich ermitteln (für 

einen Überblick vgl. Gafsi et al. 2005 und L’Horty 

2006); bezogen auf gering qualifi zierte Arbeit 

werden die Zuwächse auf zwischen 70.000 und 

220.000 Arbeitsplätzen beziffert. Dabei unter-

scheiden sich die Studien allerdings in der Ein-

schätzung, ob dies primär auf die Substitution 

höher bezahlter (und qualifi zierter) Arbeitsplät-

ze durch niedrig bezahlte Arbeit zurückgeht 

(Gafsi et al. 2005) oder ob es sich eher tatsächlich 

um zusätzliche Arbeitsplätze handelt (Crépon/

Desplatz 2001). Diesen Beschäftigungseffekten 

stehen allerdings beträchtliche Kosten gegen-

über. Legt man wie L’Horty (2006) einen mittle-

ren Wert aus den vorliegenden Studien zugrun-

de, dann betragen die Bruttokosten pro erhal-

16 Als gering qualifiziert gelten gemäß OECD-Definition Personen ohne einen Schul- oder Berufsabschluss, der der höheren Se-
kundarstufe entspricht. In Deutschland ist dies das Abitur oder eine dreijährige Berufsausbildung.

17 Dies mag dann auch erklären, warum die Erwerbsquote steigen kann, obwohl die absoluten Beschäftigtenzahlen von gering 
Qualifizierten im selben Zeitraum gesunken sind (Quelle: Eurostat, Labour Force Survey).

18 Seit 2001 ist dies jedoch für neue Verträge nicht mehr möglich, zum Ende des Jahres 2005 lief diese Möglichkeit auch für die 
bestehenden Verträge aus.

19 Quelle: Eurostat, Labour Force Survey; eigene Berechnungen
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tenem oder zusätzlichem Arbeitsplatz 19.700 € 

pro Jahr. Die Nettokosten – also bei Gegenrech-

nung von Steuern, Sozialabgaben und den Trans-

fers bei Arbeitslosigkeit – beziffert er auf unge-

fähr die Hälfte, also auf etwa 10.000 €  pro Ar-

beitsplatz und Jahr.20

3.4.2 Teilzeitbeschäftigung 

Da in der aktuellen Debatte über bestehende 

Kombilohn-Regelungen in Deutschland vielfach 

zu hohe Anreize für die Kombination von Teil-

zeitarbeit und Transfer leistungen bemängelt und 

stattdessen stärkere Anreize zur Aufnahme einer 

Vollzeitbeschäftigung gefordert werden, ist von 

besonderem Interesse, die Ansätze und Erfah-

rungen der anderen Ländern unter diesem As-

pekt genauer unter die Lupe zu nehmen. 

Während der EITC in den USA keine Min-

destgrenzen für Einkommen oder Arbeitszeit 

vorsieht, werden die arbeitnehmerseitigen Kom-

bilöhne in Großbritannien und in geringerem 

Maße auch in Frankreich erst bei Überschreitung 

bestimmter Grenzen gewährt. In Großbritannien 

spielt hierbei die Arbeitszeit eine Rolle, in Fran-

kreich der Verdienst. 

Bemerkenswert ist, dass die Mindestarbeits-

zeit, die Voraussetzung für den Anspruch auf 

Einkommensbeihilfen  ist,  in  Großbritannien 

nach Personengruppen gestaffelt wird. Während 

Alleinstehende und Personen in Paarhaushalten 

ohne Kinder erst ab einer Wochenstundenzahl 

von 30 Stunden eine Steuergutschrift erhalten 

können, liegt diese Grenze bei Haushalten mit 

Kindern bei einer wöchentlichen Arbeitszeit von 

mindestens 16 Wochenstunden. In Frankreich 

liegt die Mindestein kommens grenze hingegen 

bei 3.570 €  pro Jahr, was bei einem Stundenlohn 

auf Mindestlohnniveau einer Arbeitszeit von 

etwa 12 Stunden pro Woche entspricht und bei 

höherer Bezahlung entsprechend weniger. In 

Großbritannien führt dies im Zusammenwirken 

mit anderen Regelungen im Steuer- und Trans-

fersystem dazu, dass insbesondere Alleinerzie-

hende und Paare mit Kindern kaum fi nanzielle 

Anreize haben, ihre Arbeitszeit auf Vollzeit auf-

zustocken, weil die Einkommensunterschiede 

relativ gering sind. In Frankreich übersteigt das 

Gesamteinkommen bei Teilzeitarbeit im Niedrig-

lohnbereich aufgrund der Anrechnung auf Trans-

fereinkommen sogar das Einkommen in einer 

niedrig entlohnten Vollzeittätigkeit. 

Wie bereits angesprochen gibt es demge-

genüber in den USA keine vergleichbaren Unter-

grenzen; hier werden also auch Zuverdienste aus 

„kleiner“  Teilzeit beschäf tigung  bezuschusst. 

Aufgrund der geringen Transferleistungen ins-

besondere für Kinderlose bewirkt bereits ein 

geringes (Teilzeit-)Einkommen eine Verbesse-

rung ihrer fi nanziellen Situation. Zudem steigt 

die Höhe der Steuergutschrift innerhalb gewisser 

Grenzen mit steigendem Erwerbseinkommen, 

was tendenziell Anreize zur Ausweitung des 

Arbeitsvolumens bietet. Allerdings wird die Ein-

kommensgrenze, ab der die Zuschüsse wieder 

abgeschmolzen werden, bei Kinderlosen bereits 

unterhalb eines Vollzeiteinkommens auf Min-

destlohnniveau erreicht. Außerdem wird die 

Höhe des Zuschusses nicht am Stundenlohn 

bemessen, sondern am Gesamtverdienst. Die 

Arbeitszeit spielt also keine Rolle.

Im Vergleich mit Frankreich und Großbri-

tannien verläuft die Einkommenskurve mit zu-

nehmendem Nettoeinkommen in den USA so-

wohl bei Kinderlosen als aber auch bei Familien 

mit Kindern deutlich steiler (vgl. Abbildung A2 

im Anhang), was einerseits mit dem niedrigen 

Niveau der Mindestsicherung und andererseits 

mit den sehr geringen Entzugsraten für den 

Kombilohn zusammen hängt. 

Ob die besonderen Anreize zur Ausübung 

von Teilzeitarbeit in den drei Ländern bewusst 

so  ausgestaltet  oder  eher  Nebenprodukt  des 

„Tarifverlaufs“ sind, lässt sich den vorliegenden 

Informationen nicht entnehmen. Für Frankreich 

ist jedoch daran zu erinnern, dass in jüngster 

20 Vor diesem Hintergrund regen Gafsi et al. (2005) unter anderem an, die arbeitgeberseitigen Abgabenentlastungen wieder 
stärker auf spezielle Zielgruppen (gering Qualifizierte, gering Verdienende) zu konzentrieren, indem die Förderhöchstgrenze 
von derzeit dem 1,6-fachen des Mindestlohnes auf ein niedrigeres Niveau abgesenkt wird.
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Zeit Modifi kationen der Beschäftigungsprämie 

zugunsten einer stärkeren Förderung von Teil-

zeitbeschäftigung vorgenommen wurden. Zudem 

sahen auch die Abgabenentlastungen für Arbeit-

geber zumindest bis vor einigen Jahren beson -

de re Anreize für Arbeitgeber vor, verstärkt Teil-

zeitarbeitsplätze anzubieten. Dies dürfte auch 

damit zusammen hängen, dass die Teilzeitquote 

in Frankreich  im  internationalen  Vergleich 

niedrig ist. 

Die Ergebnisse von vorliegenden Untersu-

chungen zu den Auswirkungen der Kombilöhne 

auf das Arbeitsvolumen sind nicht eindeutig: Für 

die USA kommen zwei Studien zu dem Ergebnis, 

dass verheiratete Mütter und Väter ihre Arbeits-

zeit in Folge der Ausweitung des EITC um bis zu 

4% reduziert haben; nach der Studie von Eissa/

Hoynes (2004) gilt dies insbesondere im Aus-

stiegsbereich der Förderung. Bei alleinerziehen-

den erwerbstätigen Frauen hingegen sind die 

Ergebnisse widersprüch lich (vgl. Kaltenborn et 

al. 2006: 13f.). Einer Studie (Eissa/Liebmann 

1996) zufolge haben die Reformen zu einem Rück-

gang des Erwerbsumfangs alleinerziehender 

Frauen (mit Ausnahme von Frauen mit geringer 

Schulbildung) beigetragen. Andere Studien ha-

ben für die gesamte Gruppe alleinerziehender 

erwerbstätiger Mütter keine Reduzierung des 

Erwerbsumfangs festgestellt. Für Großbritannien 

kommt eine Studie zu dem Ergebnis, dass der 

Erwerbsumfang von Alleinerziehenden aufgrund 

der Reformen sogar zugenommen hat (vgl. Kal-

tenborn et al. 2006: 19).

3.4.3 Armutsvermeidung 

Insbesondere in Großbritannien und den USA 

wurden die arbeitnehmerseitigen Kombilöhne 

nicht nur mit Blick auf die Anreizeffekte, sondern 

auch und vor allem als Instrument zur Reduzie-

rung von Armut trotz Erwerbstätigkeit eingeführt 

und ausgeweitet. Obwohl dieses Ziel im Kontext 

der aktuellen deutschen Debatte eher nachrangig 

ist (auch weil es mit der Grundsicherung als 

weitgehend erreicht angesehen wird), gehen wir 

abschließend kurz darauf ein, inwiefern dieses 

Ziel in den untersuchten Ländern erreicht wird. 

Bezogen auf die USA wird konstatiert, dass 

der EITC als Instrument zur Armutsvermeidung 

relativ zielgenau ist: 80% der Mittel fl ießen an 

Haushalte mit einem Jahreseinkommen von 

unter 20.000 US-$ jährlich (vgl. Peter 2005: 10). 

Bezogen auf die offi zielle Armutsgrenze in den 

USA wird geschätzt, dass im Jahr 2002 4,9 Mil-

lionen Personen, davon 2,7 Millionen Kinder 

über diese Grenze gehoben wurden (vgl. Peter 

2005: 11). Betrachtet man hingegen die Auswir-

kungen des EITC in seiner Kombination mit dem 

verringerten Niveau der Mindestsicherung und 

legt dabei die international übliche Armuts-

defi nition von 50 bzw. 60% des medianen Haus-

haltseinkommens zugrunde, so ist festzustellen, 

dass die Armutsquote der USA im internationa-

len Vergleich weiterhin eine der höchsten ist und 

sie in der zweiten Hälfte der neunziger Jahre nur 

geringfügig gesunken ist (vgl. Abbildung A2 im 

Anhang). 

In Großbritannien sind die Armutsquoten 

(an der Maßzahl von 60% des MÄE gemessen) 

ebenfalls leicht rückläufi g (vgl. Abbildung A2 im 

Anhang). Die Kinderarmut wurde um ein Fünftel 

reduziert, liegt aber mit über 20% immer noch 

relativ hoch (vgl. Peter 2006: 23). Dass die Ar-

mutsquote hier insgesamt niedriger ist als in den 

USA, dürfte auch an dem inzwischen deutlich 

höheren Niveau der Mindestsicherung liegen. 

Für Frankreich, das im internationalen Ver-

gleich relativ geringe Armutsquoten aufweist, 

wurde die Einführung der Prime pour l‘Emploi 

zumindest auch mit dem Ziel einer Kaufkrafter-

höhung für einkommensschwache Haushalte 

begründet. Nach Einschätzung des französischen 

Rechnungshofes ist die Beschäftigungsprämie 

jedoch wenig zielgenau, da 84,5% der von ihr 

profi tierenden Haushalte nicht unter die Armuts-

grenze (von 50% des medianen Äquivalenzein-

kommens) fallen. An die zwei untersten Einkom-

mensdezile fl ießen weniger als 20% der aufge-

wendeten Mittel, an die fünf oberen Einkommens-

dezile immerhin 30% (vgl. Cour des Comptes 

2006: 292f). 
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3.5  Zwischenfazit

Die drei Länder haben unterschiedliche Reform-

pfade eingeschlagen, um dem Pro blem der 

wachsenden Lohnungleichheit und steigender 

Arbeitslosigkeit von bestimmten Zielgruppen 

(Alleinerziehende, Familien mit Kindern, gering 

Qualifi zierte) entgegen zu wirken. Dabei ist deut-

lich geworden, dass sich die Wirkungsweise der 

unterschiedlichen Kombilöhne nicht allein aus 

deren Konzeption, sondern erst unter Berück-

sichtigung ihres Zusammenwirkens mit dem 

jeweiligen Steuer- und Transfersystem beurteilen 

lässt. Obwohl der britische WTC in seinen Grund-

prinzipien dem amerikanischen EITC ähnelt, 

weist Großbritannien aufgrund des unterschied-

lichen wohlfahrtsstaatlichen Kontextes mittler-

weile größere Nähe zu den kontinental-euro pä i-

schen Ländern auf als zu den USA und lässt sich 

entgegen verbreiteter Auffassungen nicht mehr 

dem „angelsächsischen Modell“ des Sozialstaates 

zuordnen, das durch eine niedrige Mindestsi che-

rung und Mindestlöhne gekennzeichnet ist (vgl. 

etwa Eichhorst 2006; Brücker/Konle-Seidl 2006). 

Deutlich geworden ist auch, dass mit den 

Kombilöhnen teilweise Probleme oder Defi zite 

angegangen werden, die in Deutschland und teils 

auch in den jeweils anderen Ländern entweder 

nicht bestehen oder auf andere Weise gelöst wer-

den. Dies betrifft etwa die Funktion des EITC in 

den USA, zur Armutsvermeidung auf einem ver-

gleichsweise niedrigen Niveau beizutragen – eine 

Zielsetzung, die in den europäischen Ländern 

einschließlich Großbritannien teilweise bereits 

vom bestehenden Mindestsicherungssystem ge-

leistet wird. In Deutschland stellt die Ausgestal-

tung der Grundsicherung darüber hinaus auch 

sicher, dass niedrige Einkommen im Haushalts-

kontext bedarfsgeprüft aufgestockt werden. In 

den britischen WTC ist demgegenüber u.a. auch 

die Subventionierung der überdurchschnittlich 

hohen Kosten der Kinderbetreuung integriert 

(und zwar bis in den Bereich recht hoher Ein-

kommen hinein), und auch in den USA erfüllt 

der EITC durch seine Konzentration vorrangig 

auf Personen mit Kindern und die großzügigere 

Ausgestaltung der Zuschüsse für diese Gruppe 

eine ähnliche Funktion. In Deutschland und 

Frankreich wird dies durch andere Maßnahmen 

gewährleistet – vor allem durch subventionierte 

öffentliche Betreuungsangebote und eine steue r-

liche Förderung für Kinderbetreuungskosten. 

Aufgrund des höheren Niveaus der Mindest-

sicherung bestehen in Frankreich und Großbri-

tannien tendenziell geringere fi nanzielle Spiel-

räume als in den USA für zusätzliche großzügige 

monetäre Anreize in Form von Kombilöhnen, 

was in Frankreich dazu führt, dass die arbeit-

nehmerseitige Beschäftigungsprämie relativ 

gering ausfällt. In Großbritannien sind die ar-

beitnehmerseitigen Kombilöhne zwar höher, 

beinhalten (wie erwähnt) aber auch erhebliche 

Subventionen für Kinderbetreuung, was den 

direkten Vergleich erschwert. In beiden Ländern 

ist außerdem zu beachten, dass die im Vergleich 

zu den USA deutlich höheren gesetzlichen Min-

destlöhne dazu beitragen, den Aufwand für die 

fi nanzielle  Unterstützung  von  Niedrigverdie -

ner/innen zu begrenzen, zumal die Kombilöhne 

in beiden Ländern an Mindestgrenzen der Ar-

beitszeit oder des Einkommens gebunden sind. 

In keinem der anderen Länder gibt es einen 

arbeitnehmerseitigen Kombilohn, der stets ge-

währleistet, dass unsubventionierte Vollzeittä-

tigkeit attraktiver ist als subventionierte Teilzeit-

arbeit. Denn dies setzt voraus, dass Vollzeitbe-

schäftigte mit niedrigen Stundenlöhnen (z. B. auf 

Mindestlohniveau) mit ihrem Verdienst noch im 

Einkommensbereich liegen, in dem keine Abzü-

ge beim Einkommenszuschuss anfallen. Dies 

trifft aufgrund des niedrigen staatlichen Mindest-

lohnes am ehesten auf den EITC in den USA zu, 

aber bei Personen ohne Kinder werden die EITC-

Zahlungen bereits unterhalb von Vollzeitarbeit 

wieder reduziert. In Frankreich und Großbritan-

nien ist weiterhin zu berücksichtigen, dass ggf. 

zusätzliche „Sprungstellen“ im Transfersystem 

bestehen, die zu Fehlanreizen führen können. 

In Frankreich betrifft dies insbesondere den 

vollständigen Wegfall der Sozialhilfe ab einer 

bestimmten Einkommensgrenze, in Großbritan-

nien die hohe Anrechnung des Erwerbseinkom-

mens auf „Housing benefi ts“ – also auf Wohn-

geldzahlungen.
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Bezogen auf die vorliegenden Wirkungs-

analysen für die Kombilohnansätze in den drei 

untersuchten Ländern ist festzustellen, dass 

erstens nur einige Zielsetzungen, die im Kontext 

der deutschen Debatte interessant erscheinen, 

in Studien untersucht wurden und zweitens bei 

einigen anderen Aspekten die Ergebnisse teil-

weise widersprüchlich sind. Weitgehend über-

einstimmend sind die Ergebnisse nur dahin-

gehend, dass die Kombilöhne in den USA und 

Großbritannien dazu beigetragen haben, dass 

die Erwerbsbeteiligung von Alleinerziehenden 

deutlich gestiegen ist. Dies fi el allerdings in bei-

den Ländern in eine Phase mit hohem Wirt-

schaftswachstum, so dass die Effekte nur z.T. 

ursächlich auf die Kombilöhne zurückgeführt 

werden können. Inwiefern die Kombilöhne in 

diesem Kontext nur die Zusammensetzung der 

Beschäftigten beeinfl usst haben oder aber auch 

zusätzliche Beschäftigung generiert haben – 

etwa, indem anderenfalls nicht besetzbare Ar-

beitsplätze besetzt werden konnten oder indem 

die Löhne infolge der Einkommenszuschüsse 

sanken und zusätzliche Arbeitsnachfrage gene-

riert haben – geht aus den Studien nicht klar 

hervor.  

Bezogen auf die Gruppe gering Qualifi zierter 

zeigt das Beispiel Großbritanniens, dass nicht 

jedes Wirtschaftswachstum automatisch in hö-

heren Beschäftigungs chancen für gering Quali-

fi zierte mündet – selbst dann nicht, wenn es 

arbeitnehmerseitige Kombilöhne gibt und die 

arbeitgeberseitigen Sozialabgaben für gering 

bezahlte Jobs besonders niedrig sind. Anders als 

dies gelegentlich dargestellt wird (vgl. Peter 

2006), kann Großbritannien bezüglich der Be-

schäftigung gering Qualifi zierter daher nicht als 

positives Vorbild für Deutschland angesehen 

werden. In Frankreich ist es zwar gelungen, trotz 

schwacher Wachstumsdynamik den rückläufi gen 

Trend in der Beschäftigung gering Qualifi zierter 

seit Mitte der neunziger Jahre aufzuhalten und 

umzukehren. Inwieweit dies allerdings ursäch-

lich auf die arbeitgeberseitigen Subventionen der 

Sozialversicherungsabgaben für niedrig ent-

lohnte Arbeitsplätze zurückgeführt werden kann, 

ist umstritten. Dies gilt insbesondere für die 

Frage, ob und in welchem Umfang die zusätz-

liche Beschäftigung im Niedriglohnbereich auf 

eine Substitution höher bezahlter Arbeitsplätze 

zurückzuführen ist. Zudem stehen jedem zusätz-

lichen oder erhaltenen Arbeitsplatz einer Schät-

zung zufolge mit rund 10.000 € relativ hohe 

Kosten gegenüber.  
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Wie eingangs bereits aufgezeigt, können mit 

Kombilöhnen grundsätzlich unterschiedliche 

Ziele verfolgt werden: eine Erhöhung der Ar-

beitsanreize, die Vermeidung von Armut trotz 

Erwerbstätigkeit, eine Steigerung der Nachfrage 

nach Arbeitskräften sowie die Entlastung des 

Sozialhaushaltes. In der aktuellen deutschen 

Debatte geht es vorrangig um drei dieser vier 

Ziele: 

• Wie können Arbeitsanreize von Arbeitslosen 

erhöht werden – vor allem in dem Sinne, dass 

sich Arbeit stärker lohnt – Erwerbstätige also 

auf jeden Fall besser gestellt werden als die-

jenigen, die keinen eigenen Beitrag zu ihrer 

fi nanziellen Absicherung auf dem Niveau der 

Mindestsicherung leisten? 

• Wie kann die Beschäftigung in Deutschland 

gesteigert werden? 

• Wie lässt sich dies so ausgestalten, dass zu-

sätzliche fi nanzielle Belastungen des Staats-

haushaltes vermieden bzw. im besten Fall 

sogar Einsparungen erzielt werden? 

Das vierte Ziel der Armutsbekämpfung ist – im 

Unterschied etwa zu den USA und Großbritan-

nien – nach unserer Einschätzung demgegenüber 

derzeit in Deutschland wenig prioritär, was auch 

daran liegen dürfte, dass es mit dem neuen Sys-

tem der Grundsicherung als weitestgehend er-

reicht angesehen wird. Manche gehen sogar 

davon aus, dass dieses Ziel mit der Möglichkeit, 

ergänzend zu niedrigem Erwerbs einkommen 

Leistungen  der  Grundsicherung  zu  erhalten, 

 be reits übererfüllt wird, insbesondere weil da-

durch – und damit kommen die Arbeitsanreize 

wieder in den Blick – zu wenig Anreize bestehen, 

die Er werbstätigkeit auszudehnen. In diesem 

Kontext wird auch darauf verwiesen, dass das 

Steuer- und Transfersystem Sprungstellen bein-

haltet, die z. B. bewirken können, dass eine Er-

höhung des Erwerbseinkommens zur Reduzie-

4.  Reformoptionen für Deutschland 

rung des verfügbaren Nettoeinkommens führt, 

weil gleichzeitig Transfers wegfallen. Wie die 

Darstellung der Ansätze in anderen Ländern 

gezeigt hat, haben auch sie solche „Sprungstel-

len“ und Fehlanreize nicht gänzlich beseitigen 

können. Außerdem zielen einige der Kombilohn-

Ansätze im Ausland auf die Lösung von Proble-

men, die in Deutschland in dieser Form nicht 

bestehen oder aber im Kontext anderer Systeme 

geregelt sind.

Vor diesem Hintergrund und angesichts der 

großen Zahl von Menschen, die bereits heute in 

der einen oder anderen Form Kombilöhne (vgl. 

2.1) beziehen, spricht aus unserer Sicht vieles 

dafür, die bestehenden Regelungen der Grund-

sicherung weiter zu entwickeln, statt völlig neue 

Kombilöhne zusätzlich einzuführen. Dies gilt 

umso mehr, als zusätzliche Kombilöhne ohne 

zeitliche Befristung kaum finanzierbar sind. 

Welche Ansatzpunkte für Reformen grundsätz-

lich bestehen bzw. derzeit diskutiert werden und 

welche Probleme und Risiken dabei auftreten 

können, wird im Folgenden vor dem Hintergrund 

der bisherigen Erfahrungen im In- und Ausland 

analysiert. Dabei werden auch mögliche Funk-

tionen einer Einführung von Mindestlöhnen in 

Deutschland und ihre Wechselwirkungen mit 

dem Mindestsicherungssystem sowie zielgrup-

penspezifi schen Kombilöhnen einbezogen.  

4.1  Reformmöglichkeiten der 
  Grundsicherung

Das mit der Zusammenlegung der Arbeitslosen- 

und Sozialhilfe seit Anfang 2005 bestehende 

neue System der Grundsicherung bietet nicht nur 

eine fi nanzielle Mindestabsicherung für Arbeits-

suchende, sondern erfüllt auch die Funktion, 

niedrige Erwerbseinkommen im Haushaltskon-

text bedarfsgeprüft aufzustocken. Insofern hat 
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es bereits den Charakter eines fl ächendeckenden 

Kombilohnes, der grundsätzlich allen offen steht, 

die unter Berücksichtigung von Vermögen und 

Erwerbseinkommen im Haushaltskontext nicht 

in der Lage sind, ihren jeweiligen Mindestbedarf 

zu sichern, der sich in Abhängigkeit von Haus-

haltsgröße und -struktur sowie unter Berück-

sichtigung jeweils angemessener Wohnkosten 

bemisst. Im Prinzip besteht dieser Anspruch 

(anders als etwa die Mindestsicherung TANF in 

den USA) grundsätzlich zeitlich unbefristet, so-

fern es den Bezieher/innen trotz entsprechender 

Eigenbemühungen nicht gelingt, wieder selbst 

für ihre Existenzsicherung aufkommen zu kön-

nen. Kritisiert wird hieran insbesondere, dass 

verstärkte Eigenbemühungen zur Bestreitung 

des Lebensunterhaltes aufgrund hoher Transfer-

entzugsraten nur unzureichend honoriert wer-

den. Zum Teil bezieht sich die Kritik auch auf 

das im internationalen Vergleich relativ hohe 

Niveau der Leistungen der Grundsicherung selbst, 

weil dieses keine oder jedenfalls zu geringe An-

reize biete, eine gering bezahlte Erwerbstätigkeit 

aufzunehmen. Je nachdem, wie die Bewertung 

der aktuellen Situation ausfällt, werden unter-

schiedlich weit reichende Reformen vorgeschla-

gen.

4.1.1 Die „Radikallösung“: 
 Absenkung der Regelsätze  

Der internationale Vergleich hat deutlich ge-

macht, dass ein niedriges Niveau der staatlichen 

Leistungen zur Mindestsicherung die Bereit-

schaft  von  Arbeitslosen  erhöht,  eine  niedrig 

ent lohnte Arbeit anzunehmen. Die USA sind 

hierbei als „Paradebeispiel“ für eine Mindest-

sicherung, die diese Bezeichnung kaum noch 

verdient, anzusehen, zumal dort seit einigen 

Jahren selbst der (ohnehin vergleichsweise ge-

ringe) Anspruch auf fi nanzielle Unterstützung 

von Seiten des Staates zeitlich befristet worden 

ist – und zwar auf insgesamt fünf Jahre im Ver-

lauf eines Erwerbslebens. Ist dieser Anspruch 

ausgeschöpft, besteht nur noch ein Anrecht auf 

„Food Stamps“ – also eine Absicherung auf noch 

niedrigerem Niveau. Ein solches System eröffnet 

zweifellos Spielräume, um die bei der Grundsi-

cherung eingesparten Mittel (zumindest teilwei-

se) einzusetzen, um die Aufnahme einer Erwerbs-

tätigkeit mit einem relativ großzügigen Kombi-

lohn fi nanziell zu belohnen, was im ifo-Konzept 

der „Aktivierenden Sozialhilfe“ (vgl. 2.3.1) auch 

für Deutschland vorgeschlagen wird.

Aufgrund unterschiedlicher wohlfahrts-

staatlicher Traditionen sind einer entsprechen-

den Strategie in Deutschland allerdings enge 

verfassungsrechtliche Grenzen gesetzt. Die vor-

liegenden Vorschläge, das Niveau der Grundsi-

cherung in Deutschland mehr oder weniger stark 

abzusenken, sehen daher i.d.R. vor, dass erwerbs-

fähigen Arbeitslosen, denen es nicht gelingt, eine 

Arbeit zu fi nden, deren Arbeitsentgelt ausreicht, 

um wenigstens den Mindestbedarf zu sichern, 

ein öffentliches Beschäftigungsangebot unter-

breitet werden muss. Dessen Annahme wäre 

obligatorisch, um den Anspruch auf die volle 

Grundsicherung zu erhalten (vgl. 2.3.1). Ein 

solches System ließe sich mit vertretbarem Auf-

wand am besten umsetzen, wenn die Arbeits-

nachfrage hoch und insofern davon auszugehen 

wäre, dass viele Arbeitslose gute Chancen hätten, 

relativ schnell eine Beschäftigung auf dem ersten 

Arbeitsmarkt zu fi nden. 

Hiervon ist Deutschland derzeit jedoch weit 

entfernt, so dass mindestens in der Einführungs-

phase – und vermutlich auch darüber hinaus – 

 öffentliche Beschäftigungsangebote in erhebli-

chem Umfang organisiert werden müssten. Wie 

bereits in 2.3.1 bezogen auf das Konzept der 

„Aktivierenden Sozialhilfe“ ausgeführt wurde, 

beinhaltet dies jedoch erhebliche Finanzierungs-

risiken und es besteht die Gefahr einer ggf. 

massiven Verdrängung regulärer Arbeitsplätze. 

Die intendierte deutliche Absenkung des Lohn-

niveaus birgt zudem erhebliche Armutsrisiken 

nicht nur für die Erwerbsfähigen selbst, sondern 

insbesondere auch deren Familien. Wenngleich 

z.T. betont wird, dass die Leistungen der Grund-

sicherung für Kinder nicht reduziert werden 

sollen, wird hierbei verkannt, wie Familien in 

der Praxis mit einer Absenkung der Leistungen 

der Grundsicherung umgehen werden: Das ver-

fügbare Gesamteinkommen würde für die Be-
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streitung des Lebensunterhaltes aller Familien-

mitglieder genutzt – unabhängig davon, für wen 

welche Leistungen gewährt werden.

 

4.1.2 Ein moderaterer Ansatz: 
 Veränderte Transferentzugsraten

In der aktuellen Debatte wird häufi g unterstellt, 

dass viele Personen mit Anspruch auf ergän-

zende Leistungen der Grundsicherung den Um-

fang ihrer Erwerbstätigkeit bewusst so ausge-

stalten, dass mit begrenztem Aufwand das ver-

fügbare Einkommen optimiert wird (Stichwort 

„Tarnkappenjobs“), was auch im folgenden Zitat 

zum Ausdruck kommt: 

„Kombilöhne schaffen Anreize, genau so 

viel in Teilzeit zum Transferbezug hinzu-

zuverdienen, dass die Summe aus staat-

licher Leistung und Erwerbstätigkeit bei 

möglichst geringem Arbeitseinsatz maxi-

miert wird.“ (Eichhorst 2006: 16) 

Dies suggeriert, dass sich viele Erwerbstätige aus 

freien Stücken für einen Minijob oder Teilzeit-

arbeit entscheiden, weil ihnen der zusätzliche 

Verdienst, den sie bei längerer Arbeitszeit erzie-

len könnten, nicht Anreiz genug erscheint, um 

ihre Arbeitszeit auszuweiten. Damit wird impli-

zit eine „Marktmacht“ von Beschäftigten unter-

stellt, die in vielen Fällen jedoch nicht der Rea-

lität entsprechen dürfte, weil die Art der verfüg-

baren Erwerbsmöglichkeiten entscheidend auch 

dadurch  geprägt  wird,  welche  Arbeitsplätze 

Unternehmen anbieten. Tatsächlich ist inzwi-

schen etwa jeder fünfte Arbeitsplatz in Deutsch-

land ein Minijob; in vielen Dienstleistungsbran-

chen liegen die Anteile noch deutlich höher. 

Sozialversicherungspfl ichtige Vollzeitstellen sind 

z. B. in der Gebäudereinigung inzwischen eher 

selten (ca. ein Viertel aller Arbeitsplätze) und 

häufi g dem Anleitungspersonal vorbehalten. 

Rund die Hälfte aller Arbeitsverhältnisse in der 

Gebäudereinigung sind Minijobs. Besonders 

hohe Anteile von Minijobs weisen auch der Han-

del und die Gastronomie auf. Treibende Kraft für 

diese Entwicklung sind nicht (allein) die Beschäf-

tigten, sondern auch betriebliche Strategien, die 

sich von einer Aufspaltung von Arbeitsplätzen 

mehr Flexibilität und niedrigere Kosten verspre-

chen (vgl. Jaehrling et al. 2006). Zudem erreichen 

die Unternehmen mit dem Angebot von Minijobs 

teilweise auch Beschäftigtengruppen, die höhere 

Qualifi kationen und Sozialkompetenzen mitbrin-

gen, ohne dass diese angemessen entlohnt wer-

den müssen – z.B. Studierende, Rentner/innen, 

Nebenbeschäftigte, Wiedereinsteiger/innen (vgl. 

Hieming et al. 2005). 

Ungeachtet dieser Einschränkung besteht 

jedoch grundsätzlich die Möglichkeit, die Trans-

ferentzugsraten für Erwerbseinkommen von 

Per sonen,  die  Anspruch  auf  Leistungen  der 

Grund sicherung haben, insgesamt zu verringern, 

um zu erreichen, dass sich die Aufnahme einer 

Arbeit oder die Ausweitung der Arbeitszeit stär-

ker als bisher fi nanziell lohnen. Ohne die Ge-

genfi nanzierung durch eine Reduzierung des 

Niveaus der Grundsicherung sind die fi nanziellen 

Spielräume hierfür allerdings begrenzt, da ver-

ringerte Transferentzugsraten die Einkommens-

grenzen, bis zu denen Anspruch auf ergänzende 

Leistungen der Grundsicherung besteht, nach 

oben verschieben. Der Kreis der Anspruchsbe-

rechtigten würde größer, was im Ergebnis ggf. 

sogar zu einem höheren fi nanziellen Aufwand 

führen könnte. Vermieden werden könnte dieser 

Effekt ggf. dadurch, dass – wie bereits in 2.3.2 

kurz angesprochen – verringerte Transferent-

zugsraten nur zeitlich befristet gewährt würden 

(vgl. Spermann 2006). Offen erscheint allerdings, 

wie hierbei mit Personen umzugehen wäre, de-

nen es im Rahmen dieses Zeitraumes nicht ge-

lungen ist, gänzlich aus dem Transferleistungs-

bezug  auszuscheiden.  Das  Zurückfallen  auf 

deut lich höhere Transferentzugsraten könnte 

ggf. Anreize schaffen, die Erwerbstätigkeit auf-

zugeben oder deren Umfang zu reduzieren. Auch 

stellt sich die Frage, ob nach einer gewissen 

„Wartezeit“ ein erneuter Anspruch auf verrin-

gerte Transferentzugsraten bestehen sollte und 

nach welchen Kriterien dies ggf. zu bewilligen 

wäre. 

Da sich die aktuelle Kritik vor allem an den-

jenigen entzündet, die im Rahmen einer gering-
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fügigen Tätigkeit (mit einem monatlichen Ver-

dienst von bis zu 400 €) hinzuverdienen, besteht 

eine Alternative darin, die Transferentzugsraten 

so zu verändern, dass die Anreize zur Ausübung 

einer mehr als geringfügigen Beschäftigung ge-

stärkt würden. Dies könnte z. B. dadurch erreicht 

werden, dass eigenes Erwerbseinkommen bis 

zu einer bestimmten Grenze voll auf die Leistun-

gen der Grundsicherung angerechnet würde und 

erst bei höheren Erwerbseinkünften ein Teil 

anrechnungsfrei bliebe. Dies wäre allerdings eine 

Abkehr von bisher verfolgten Strategien, denn 

die Änderung der Zuverdienst-Möglichkeiten ab 

Oktober 2005 zielte explizit darauf ab, insbeson-

dere auch die Aufnahme eines Minijobs für Ar-

beitslose attraktiver zu machen. So heißt es etwa 

auf einer Internetseite der Bundesregierung 

(www.arbeitsmarktreform.de): 

„Nicht wenige Hilfebedürftige verdienen 

durch Nebenjobs Geld zur staatlichen Un-

terstützung hinzu. Das ist auch ausdrück-

lich gewünscht. Die Regelungen der neuen 

Grundsicherung fördern die Aufnahme 

einer Erwerbstätigkeit. Mit Mini-, Midi- 

und Teilzeitjobs sind Arbeitslosengeld II-

Bezieher in der Lage, wenigstens einen 

Teil des Lebensunterhalts selbst zu ver-

dienen.“ 

Nach unserer Einschätzung wäre vor einer Ent-

scheidung über derartige Modifi kationen der 

Transferentzugsraten grundsätzlich zu klären, 

wie mit der Ausübung von Teilzeitarbeit durch 

Bezieher/innen der Grundsicherung umzugehen 

ist: Die zentrale Frage ist: Soll längere Teilzeit-

arbeit besonders belohnt werden? Oder will man 

die bisherigen besonderen Anreize, überhaupt 

eine Arbeit anzunehmen, erhalten? Beide Varian-

ten haben jeweils Vor- und Nachteile, die gegen-

einander abgewogen werden müssen. 

Das britische Beispiel hat gezeigt, dass hier 

für den Bezug von Steuergutschriften je nach 

Haushaltstyp unterschiedliche Mindestgrenzen 

der wöchentlichen Arbeitszeit (16 bzw. 30 Stun-

den) bestehen, was Anreize zur Ausübung einer 

Erwerbstätigkeit mit höherem Arbeitszeitvolu-

men setzt. Allerdings sind auch in Großbritan-

nien die fi nanziellen Anreize zur Ausübung einer 

Vollzeitbeschäftigung im Vergleich zu einer Kom-

bination eines Teilzeiteinkommens mit Steuer-

gutschriften eher gering. 

In Deutschland ist die Transferentzugsrate 

am niedrigsten, wenn eine geringfügige Beschäf-

tigung ausgeübt wird, und es gibt keine Mindest-

vorgaben zur Arbeitszeit oder zum Verdienst (wie 

etwa bei der Beschäftigungsprämie in Frank-

reich). Bezogen auf die beiden Beispiele aus dem 

Ausland ist zu berücksichtigen, dass in Großbri-

tannien und Frankreich die arbeitnehmersei -

tigen Kombilöhne in eigenen Fördersysteme 

neben der Grundsicherung ausgestaltet sind, 

wäh rend die Möglichkeit des anrechnungsfreien 

Zu verdienstes in Deutschland im System der 

Grund sicherung selbst angesiedelt ist. In den 

Grundsicherungssystemen in Frankreich und 

Großbritannien gibt es jedoch ebenfalls Regelun-

gen, die kleinere Zuverdienste ermöglichen, ohne 

dass diese vollständig angerechnet werden. 

Grundsätzlich spricht für die Variante, auch 

geringe Zuverdienste (teilweise) anrechnungsfrei 

zu lassen, z. B., dass anderenfalls die Gefahr 

besteht, dass kleinere Nebenjobs von Arbeitslo-

sen verstärkt in Schwarzarbeit ausgeübt würden. 

Außerdem wird häufi g angenommen, dass klei-

ne Jobs einen niedrig schwelligen Einstieg in 

Erwerbsarbeit bieten, der auch die Chance er-

öffnet, hierüber wieder einen Job mit längerer 

Arbeitszeit und höherem Verdienst zu fi nden. 

Aktuelle Studien verweisen allerdings darauf, 

dass eine solche Aufwärtsmobilität in den ver-

gangenen Jahren in Deutschland eher seltener 

geworden ist (vgl. z. B. Rhein et al. 2005). Welche 

Ursachen diesem Trend zugrunde liegen, ist 

weitgehend offen. Eine Erklärung könnte sein, 

dass viele Unternehmen vor allem im Dienstleis-

tungssektor – wie bereits in 4.3 angesprochen 

– aus unterschiedlichen Gründen verstärkt Mini-

jobs anbieten, was im Ergebnis auch dazu führt, 

dass die Chancen auf einen Übergang in sozial-

versicherungspfl ichtige Beschäftigung tenden-

ziell sinken. Eine weitere Ursache dürfte in der 

Ausweitung von Niedriglohnjobs in den vergan-

genen Jahren liegen. 
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Die alternative Strategie, bei der Ausgestal-

tung der Transferentzugsraten die Aufnahme 

einer Arbeit mit einer längeren Arbeitszeit fi nan-

ziell stärker zu belohnen, könnte – wie in Groß-

britannien und den USA vor allem bei Alleiner-

ziehenden festgestellt – dazu führen, dass Ar-

beitslose sich verstärkt um solche Erwerbsmög-

lichkeiten bemühen. Ob sie damit tatsächlich 

Erfolg hätten, hängt allerdings auch davon ab, 

ob ihr verändertes Arbeitsangebot auf eine ent-

sprechende Nachfrage der Unternehmen treffen 

würde – etwa, indem der Trend zur Ausweitung 

von Minijobs dadurch gebrochen und wieder 

verstärkt sozialversicherungspfl ichtige Arbeits-

verhältnisse angeboten würden. 

Letztlich steht bei der Abwägung der hier 

skizzierten Alternativen zum Umgang mit Teil-

zeitarbeit die grundsätzliche Frage im Raum, ob 

und inwieweit davon auszugehen ist, dass Ar-

beitslose Wahlmöglichkeiten hinsichtlich des 

Erwerbsumfangs haben bzw. Unternehmen sich 

bei der Ausgestaltung der von ihnen angebotenen 

Arbeitsplätze von institutionellen Rahmenbedin-

gungen und dem zur Verfügung stehenden Ar-

beitsangebot leiten lassen. Die Ergebnisse un-

serer Studie zur Stellenbesetzung im Bereich 

einfacher Dienstleistungen deuten darauf hin, 

dass Unternehmen in Deutschland derzeit ins-

gesamt wenig Probleme haben, solche Arbeits-

plätze zu besetzen (vgl. Hieming et al. 2005), so 

dass kaum die Notwendigkeit besteht, auf beson-

dere Präferenzen auf Seiten des Arbeitsangebo-

tes Rücksicht zu nehmen. Wenn Arbeitslose aber 

nur wenig Wahlmöglichkeiten haben oder diese 

nach Personengruppen oder persönlichen Merk-

malen unterschiedlich ausgeprägt sind, so könnte 

es problematisch sein, bestimmte Formen der 

Er werbstätigkeit besonders zu begünstigen – vor 

allem, wenn dabei diejenigen, die nur geringe 

eige ne Erwerbseinkünfte erzielen (können), syste-

matisch schlechter gestellt würden. Dagegen steht 

die Frage, ob es gerecht ist, wenn hö here Eigen-

anstrengungen zur Bestreitung des Lebensun-

terhaltes kaum fi nanziell belohnt werden. 

Eine dritte mögliche Variante der Verände-

rung von Transferentzugsraten, die nach unserer 

Kenntnis in Deutschland bislang kaum diskutiert 

worden ist, besteht darin, die bislang weitgehend 

einheitlichen Anrechnungsregeln für Erwerbs-

einkommen nach dem Haushaltskontext stärker 

auszudifferenzieren. Konkret könnte dies in die 

Richtung gehen, für Personen mit Kindern die 

Regelungen zur Anrechnung von Erwerbseinkom-

men auf Leistungen der Grundsicherung (evtl. 

zeitlich befristet) großzügiger auszugestalten. 

Allerdings könnte dies ggf. dazu führen, dass 

sich vor allem für große Bedarfsgemeinschaften 

die Anreize verringern würden, aus der Grund-

sicherung auszuscheiden, weil eine Kombination 

von Teilzeitarbeit und ergänzendem Transfer-

bezug an Attraktivität gewinnt.

4.1.3 Bessere Einpassung ins Steuer- und 
 Transfersystem

Da Leistungen und Abgaben im Steuer- und Trans-

fersystem von ganz unterschiedlichen Bemes-

sungsgrundlagen, Freibeträgen und Anspruchs-

grenzen abhängig sind, lassen sich Sprung stellen 

und Ungerechtigkeiten kaum gänzlich beseitigen. 

Bei der Veranlagung zur Lohn- und Einkommens-

steuer kommen relativ hohe Freibeträge zur 

Anwendung, während bei der Bemessung der 

Sozialabgaben oberhalb eines Bruttoverdienstes 

von 800 € pro Monat auf Seiten der Beschäftigten 

der volle Beitragssatz von rund 21% erhoben 

wird – unabhängig von der Haushaltsgröße und 

sonstigen Rahmenbedingungen. Dies gilt aller-

dings nur bis zur Beitragsbemessungsgrenze, so 

dass bei hohen Einkommen die prozentuale Be-

lastung des Gesamteinkommens wieder sinkt. 

Lohn- und Einkommensteuer werden nach 

wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit im Haushalts- 

bzw. Familienkontext bemessen; bei den Sozial-

versicherungsabgaben spielt demgegenüber die 

Äquivalenz von Beiträgen und Leistungsansprü-

chen eine größere Rolle. Durchbrochen wird 

dieses Prinzip allerdings durch abgeleitete An-

sprüche von nicht oder nur geringfügig beschäf-

tigten EhegattInnen, die beitragsfrei in der ge-

setzlichen Kranken- und Pfl egeversicherung mit-

versichert sind. Darüber hinaus gibt es in der 

gesetzlichen Rentenversicherung bei Verheirate-

ten Versorgungsansprüche des Überlebenden. 
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Zusammen mit der Steuer- und Sozialversiche-

rungsfreiheit geringfügiger Beschäftigung resul-

tieren hieraus Anreize, die zumindest bei be-

grenzter Erwerbsneigung oder -möglichkeit da zu 

führen, dass „kleine“ Beschäftigungsverhältnisse 

(Minijobs) bevorzugt werden. Verstärkt wird 

dieser Effekt dadurch, dass Minijobs steuerfrei 

sind und bei Verheirateten den Splitting-Vorteil 

nicht beeinträchtigen. Selbst wenn dies Empfän-

gerInnen von Leistungen der Grundsicherung 

nicht oder nur selten unmittelbar betrifft, sind 

die Wirkungen dieser Regelungen auf die Struk-

turierung von Arbeitsangebot und -nachfrage 

nicht zu vernachlässigen (vgl. auch 4.3). Größe-

re unmittelbare Bedeutung haben hingegen kin-

derbezogene Transfers, die in mehreren Syste-

men angesiedelt sind und je nach Status der 

Bezugsberechtigten unterschiedliche Niveaus 

aufweisen. Dem Kindergeld in Höhe von 154 € 

pro Monat, das als Basis-Leistung angesehen 

werden kann, stehen im System der Einkom-

mensteuer  die  Kinderfreibeträge  gegenüber, 

die bei höheren Einkommen zu einer teils deut-

lich höheren Entlastung führen. Im System der 

Grundsicherung liegen die kinderbezogenen 

Zahlungen  ebenfalls  deutlich  höher  als  das 

 Kindergeld. So erhält z. B. eine allein erziehende 

ALG II-Beziehende nach Angaben von Schäfer 

(2005: 8) kindbezogene Leistungen in Höhe von 

428,20 € (207€ Regelleistung, 124,20 € Mehr-

bedarfszuschlag und 97 € anteilige Miet- und 

Heizkostenerstattung). Um mit Erwerbstätigkeit 

ein vergleichbares Niveau zu erreichen, muss 

die erhebliche Differenz zum Kindergeld über-

wunden werden. Der im Prinzip zur Behebung 

dieser Problematik eingeführte Kinderzuschlag 

scheint diese Zielsetzung nur begrenzt zu erfül-

len, zumal seine Ausgestaltung sehr kompliziert 

ist. 

Auf Seiten der Unternehmen bestehen we-

niger „Sprungstellen“, weil bei den Arbeitskosten 

vor allem die Lohn- und Lohnnebenkosten rele-

vant sind. Eine kleinere Sprungstelle besteht 

zwischen  Minijobs  und  sozialversicherungs-

pfl ichtiger Beschäftigung. Für Minijobs sind seit 

1. Juli 2006 pauschale Abgaben in Höhe von 30% 

(vorher 25%) des Bruttolohnes zu leisten, wäh-

rend die Sozialabgaben bei sozialversicherungs-

pfl ichtiger Beschäftigung (bis zur Beitragsbemes-

sungsgrenze) mit rund 21% etwas niedriger 

liegen. Dies beeinträchtigt die Attraktivität von 

Minijobs für Unternehmen jedoch anscheinend 

kaum. Denn es gibt zahlreiche Indizien dafür, 

dass Arbeitgeber die höheren Abgaben für Mini-

jobs auf unterschiedlichen Wegen ganz oder 

teil weise auf die betroffenen Beschäftigten ab-

wälzen. So hat eine IAT-Auswertung auf der 

Basis des SOEP 2004 ergeben, dass fast 85% der 

geringfügig Beschäftigten Stundenlöhne unter-

halb  der  Niedriglohnschwelle  erhalten,  was 

darauf hinweisen könnte, dass Lohnabschläge 

bei MinijobberInnen nicht selten sind, obwohl 

dies den Regelungen im Teilzeit- und Befristungs-

gesetz widerspricht (vgl. Kalina/Weinkopf 2006). 

Darüber hinaus gibt es weitere Hinweise, dass 

geringfügig Beschäftigte auch bei anderen Leis-

tungen wie etwa der Lohnfortzahlung im Krank-

heitsfall benachteiligt werden (vgl. Winkel 2005). 

Wie in 2.4.2 bereits angesprochen, würden 

bei einer Umsetzung einiger der aktuell disku-

tierten Kombilohn-Konzepte auf Unternehmens-

seite überdies neue Sprungstellen geschaffen. 

Dies betrifft insbesondere die „Magdeburger 

Alternative“, die eine erhebliche und dauerhafte 

Subvention für zusätzliche Einstellungen in der 

jeweils untersten Lohngruppe vorsieht, die je-

doch vollständig entfi ele, wenn die geförderte 

Person in die nächsthöhere Lohngruppe aufstei-

gen würde. Das Progressiv-Modell der GRÜNEN 

mit reduzierten Sozialabgaben für Arbeitsplätze 

unterhalb eines Monatsverdienstes von 2.000 € 

würde  nicht  nur  die  Attraktivität  von  niedrig 

bezahlten Vollzeitstellen erhöhen, sondern auch 

erhebliche Anreize zur Aufspaltung von Arbeits-

plätzen bieten – je kleiner die Einheiten, desto 

geringer die Abgabenbelastung.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass 

eine bessere Abstimmung unterschiedlicher Re-

gelungen des Steuer- und Transfersystems bei 

Reformen bestehender und Einführung neuer 

Kombilohn-Varianten zweifellos berücksichtigt 

werden muss, wenngleich eine vollständige Har-
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monisierung kaum möglich erscheint. Hand-

lungsbedarf und -möglichkeiten bestehen nach 

unserer Einschätzung insbesondere im Bereich 

kinderbezogener  Transfers,  wobei  allerdings 

eine Angleichung mittels einer Absenkung der 

kinderbezogenen Leistungen in der Grundsiche-

rung (vgl. etwa Schäfer 2005) familien- und so-

zialpolitisch problematisch erscheint. Darüber 

hinaus wäre auch darauf zu achten, keine neuen 

„Sprungstellen“ auf Seiten der Arbeitgeber zu 

schaffen, die zu einer weiteren Reduzierung voll 

sozialversicherungspfl ichtiger Beschäftigungs-

verhältnisse führen könnten.

4.1.4 Konsequentere „Aktivierung“ 

Der internationale Vergleich verweist darauf, 

dass es jenseits fi nanzieller „Stellschrauben“ 

auch eine Reihe anderer Ansatzpunkte gibt, um 

Arbeitslose zu verstärkten Eigenbemühungen 

bei der Arbeitssuche zu bringen bzw. ihre Er-

werbsintegration zu fördern. So gelten etwa die 

hier nicht näher betrachteten skandinavischen 

Länder als Beispiele für eine Kombination eines 

vergleichsweise hohen Niveaus der fi nanziellen 

Mindestsicherung mit einem hohen Grad der 

Aktivierung von Arbeitslosen, die z. B. zur Teil-

nahme an unterschiedlichen arbeitsmarktpoli-

tischen Maßnahmen verpfl ichtet sind. Am leich-

testen und kostengünstigsten umsetzbar ist eine 

Aktivierungsstrategie allerdings bei einer hohen 

Nachfrage nach Arbeitskräften, was sich am 

Beispiel Großbritanniens belegen lässt: Hier wur-

de die Umsetzung einer konsequenten Aktivie-

rung von Arbeitslosen in den neunziger Jahren 

dadurch erleichtert, dass zahlreiche offene Stel-

len zu besetzen waren und die Ablehnung eines 

geeigneten Stellenangebotes sanktioniert wer-

den konnte. 

In Deutschland haben Unternehmen jedoch 

derzeit angesichts der hohen Arbeitslosigkeit 

offenbar oftmals kaum Schwierigkeiten, auch 

niedrig bezahlte Stellen mit ungünstigen Arbeits-

bedingungen zu besetzen, und verzichten daher 

häufi g sogar auf deren Meldung bei der öffent-

lichen Arbeitsvermittlung (vgl. Hieming et al. 

2005). Dies heißt nicht unbedingt, dass die Ar-

beitsanreize von Arbeitslosen in jedem Fall aus-

reichend hoch sind, aber selbst wenn dies nicht 

der Fall wäre, resultiert für die Unternehmen 

hieraus offenbar kein Problem, weil sie vorhan-

dene Stellen trotzdem besetzen können. Vor 

diesem Hintergrund sind auch die Möglichkeiten 

zur Überprüfung der Arbeitsbereitschaft von 

Arbeitslosen im Rahmen konkreter Stellenan-

gebote begrenzt. Dies gilt umso mehr, als mög-

lichst passgenaue Vermittlungsvorschläge bei der 

Besetzung offener Stellen ein wichtiges Kriterium 

für Unternehmen bei der Beurteilung der Qua li -

tät der Arbeitsvermittlung und deren Inanspruch-

nahme sind. Dies ist auch eine Begründung 

dafür, dass ArbeitsvermittlerInnen es häufi g ab-

lehnen, Stellenangebote zur Überprüfung der 

Arbeitsbereitschaft von Arbeitslosen zu nutzen, 

zumal hierfür im Rahmen des arbeitsmarktpoli-

tischen Instrumentariums eine Reihe anderer 

Maßnahmen zur Verfügung stehen – insbeson-

dere Trainingsmaßnahmen und Arbeitsgelegen-

heiten.

Letztere sind allerdings aus verschiedenen 

Gründen sehr umstritten. Dies betrifft zum einen 

die Frage, inwieweit durch die verstärkte Ein-

richtung von Arbeitsgelegenheiten reguläre Be-

schäftigung verdrängt bzw. deren Aufbau ver-

hindert wird. Zum anderen verweist eine aktuelle 

Studie des IAB darauf, dass die Zusatzjobs bis-

lang „nicht sehr zielgruppenorientiert“ (Wolff/

Hohmeyer 2006: 41) – also nicht vorrangig für 

Personen mit besonderen Vermittlungshemm-

nissen eingesetzt werden. Dies kann zum einen 

daran liegen, dass eine Überprüfung der Verfüg-

barkeit vor allem für Personen mit vergleichs-

weise guten Arbeitsmarktchancen effektiv er-

scheint (vgl. Wolff/Hohmeyer 2006: 42). Zum 

anderen ist hierbei nach unserer Einschätzung 

jedoch auch zu berücksichtigen, dass parallel zur 

Einführung der Zusatzjobs der Umfang anderer 

arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen deutlich 

zurück gefahren wurde, wodurch insgesamt 

weniger Alternativen zur „Aktivierung“ von Ar-

beitslosen zur Verfügung stehen. Zu prüfen wäre 

in diesem Kontext, ob die für Zusatzjobs einge-
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setzten Mittel ggf. effektiver genutzt werden 

könnten – etwa zur Finanzierung von regulärer 

öffentlich geförderter Beschäftigung für beson-

ders benachteiligte Arbeitslose, deren Wieder-

beschäftigung auch mit verschiedenen Varianten 

von Kombilöhnen kaum erreichbar erscheint.

Insgesamt scheint die Betreuung und Bera-

tung von Arbeitslosengeld II-Beziehenden nach 

den Reformen der Mindestsicherung Anfang 

2005 und den damit verbundenen veränderten 

Zuständigkeiten noch nicht optimal zu laufen, 

worauf der Bundesrechnungshof (2006) kürzlich 

nochmals nachdrücklich hingewiesen hat. Die 

Funktionsfähigkeit der zuständigen Institutionen 

zu verbessern, wäre jedoch eine zentrale Voraus-

setzung, um das Prinzip des „Förderns und For-

derns“ konsequenter umzusetzen und damit 

auch eine verbesserte Erwerbsintegration zu 

erreichen. Dies wäre auch eine wichtige fl ankie-

rende Rahmenbedingung  für die erfolgreiche 

Umsetzung fast aller hier skizzierten Reform-

optionen, zumal die Erfahrungen mit früheren 

Kombilohn-Modellprojekten darauf verweisen, 

dass die Beratung und Information von Unter-

nehmen und Arbeitsuchenden über bestehende 

Fördermöglichkeiten eine wichtige Vorausset-

zung für deren Akzeptanz und Inanspruchnahme 

ist.

4.2 Einführung eines gesetzlichen 
 Mindestlohnes 

Eine gänzlich andere „Stellschraube“ zur Redu-

zierung des fi nanziellen Aufwandes für die Auf-

stockung von niedrigen Erwerbseinkommen, die 

nicht am Niveau der Transferleistungen ansetzt, 

wäre die Einführung eines gesetzlichen Mindest-

lohnes, um eine untere Grenze für staatliche 

Zu zahlungen zu niedrigen Löhnen einzuziehen. 

In Großbritannien hat dieses Argument bei der 

Einführung des gesetzlichen Mindestlohns im 

Jahre 1999 eine wichtige Rolle gespielt. Hier 

wurde betont, dass der Ausbau der Grundsiche-

rung und die Ausweitung der Steuergutschriften 

für gering Verdienende nur fi nanzierbar seien, 

wenn gleichzeitig betriebliches Lohndumping 

unterbunden werde. Ohne Mindestlöhne könnten 

die Unternehmer die Löhne aber in der Gewiss-

heit senken, dass der Steuerzahler die Differenz 

zahle (vgl. Bosch/Weinkopf 2006a). Die deut-

lichen Erhöhungen des britischen Mindestlohns 

in den vergangenen Jahren haben hier zudem 

fi nanzielle Spielräume geschaffen, um die Ein-

kommensgrenzen für die dortigen arbeitnehmer-

seitigen Kombilöhne in Form von Steuergutschrif-

ten anzuheben und inzwischen auch auf Kinder-

lose auszuweiten.

Der steigende Anteil von Niedriglöhnen in 

Deutschland und die große Zahl von Erwerbstä-

tigen, die Anspruch auf ergänzende Leistungen 

der Grundsicherung haben, verweisen darauf, 

dass diesbezüglich auch in Deutschland Hand-

lungsbedarf besteht. Nach IAT-Berechnungen 

liegt z. B. die Zahl der abhängig Beschäftigten 

(einschließlich Teilzeit und Minijobs), die für 

Bruttolöhne von weniger als 7,50 € pro Stunde 

arbeiten, bei rund 4,6 Millionen (vgl. Kalina/

Weinkopf 2006b). In vergleichbaren Nachbar-

ländern wie Großbritannien, Frankreich oder 

den Niederlanden liegen die gesetzlichen Min-

destlöhne demgegenüber zwischen 7,36 € und 

8,03 € brutto pro Stunde (vgl. Bosch/Weinkopf 

2006a). Je nachdem, in welcher Höhe ein Min-

destlohn in Deutschland eingeführt würde, 

könnte hierdurch ein mehr oder weniger großer 

Teil der aufstockenden Leistungen an Erwerbs-

tätige eingespart werden – zumindest unter der 

Voraussetzung, dass die Beschäftigungswirkun-

gen mindestens neutral wären. Vorliegende em-

pirische Untersuchungen und Erfahrungen aus 

anderen Ländern verweisen darauf, dass die 

Beschäftigungseffekte nicht nur von der Höhe 

eines gesetzlichen Mindestlohnes, sondern auch 

von der Ausgestaltung des Einführungsprozesses 

beeinfl usst werden können (vgl. Bosch/Weinkopf 

2006 a, b und c). 

Die erzielbaren Einsparungen bei ergän-

zenden Transferleistungen durch die Einführung 

einer Untergrenze für Niedriglöhne beträfen 

grundsätzlich alle Formen der Erwerbstätigkeit, 

die bislang zu Stundenlöhnen unterhalb des 
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Niveaus eines evtl. gesetzlichen Mindestlohnes 

ausgeübt werden, weil sich die Erwerbseinkom-

men entsprechend erhöhen würden. Ein vollstän-

diges Ausscheiden aus dem Anspruch auf ergän-

zende Leistungen der Grundsicherung wäre je-

doch am ehesten bei den Vollzeitbeschäftigten 

zu erwarten, sofern sie nicht aufgrund der Haus-

haltsgröße einen besonders hohen Bedarf ha-

ben.

Neben der Funktion eines gesetzlichen Min-

destlohnes, den Aufwand für die Finanzierung 

von Kombilöhnen zu begrenzen, ist auch eine 

andere  Variante  des  Zusammenwirkens  von 

Kombi- und Mindestlöhnen denkbar, wie das 

Beispiel Frankreichs gezeigt hat: Hier wird die 

Kostenbelastung der Unternehmen durch den 

vergleichsweise hohen gesetzlichen Mindestlohn 

(sowohl absolut als auch relativ zum Durch-

schnittseinkommen) dadurch abgefedert, dass 

für Arbeitsplätze mit einer Entlohnung von bis 

zum 1,6-fachen des Mindestlohnes eine Redu-

zierung der Sozialabgaben gewährt wird. Der 

fi nanzielle Aufwand für diese arbeitgeberbezo-

genen Kombilöhne ist mit jährlichen Kosten von 

aktuell ca. 19,5 Milliarden € allerdings beträcht-

lich, zumal umstritten ist, ob und in welchem 

Umfang hierdurch zusätzliche Arbeitsplätze ge-

schaffen oder bestehende erhalten worden sind 

bzw. ggf. sogar nur eine Substitution höher be-

zahlter durch niedriger bezahlte Tätigkeiten 

stattgefunden hat.

Grundsätzlich wäre es auch möglich, derar-

tige arbeitgeberseitige Subventionen auf die 

Beschäftigung von speziellen Zielgruppen wie 

etwa Älteren oder Personen ohne abgeschlossene 

Berufsausbildung zu begrenzen, um deren Be-

schäftigungschancen zu erhöhen oder zu erhal-

ten. Letzteres könnte z. B. in Betracht gezogen 

werden, wenn sich heraus stellen sollte, dass 

sich die Einführung eines gesetzlichen Mindest-

lohnes auf die Beschäftigungschancen solcher 

Gruppen negativ auswirken würde. Eine weitere 

Option besteht theoretisch darin, arbeitgeber-

bezogene Zuschüsse nur für tatsächlich zusätz-

liche Arbeitsplätze zu gewähren – ggf. sogar in 

Kombination mit einer Förderung für die Be-

schäftigung spezieller Zielgruppen. Wie in 2.3.1 

bereits angesprochen, ist das Konzept der „Magde-

burger Alternative“ im Prinzip als ein solcher 

An satz anzusehen. Allerdings erscheint zweifel-

haft, ob die Zusätzlichkeit und die Beschränkung 

auf bestimmte Zielgruppen einerseits kontrolliert 

und andererseits Verdrängungseffekte in ande-

ren Arbeitsmarktsegmenten vermieden werden 

könnten. 

Wichtig ist herauszuheben, dass sich die 

beiden hier skizzierten möglichen Varianten des 

Zusammenwirkens von Kombi- und Mindestlöh-

nen nicht grundsätzlich ausschließen, sondern 

auch ineinander greifen können. Allerdings wird 

der gewünschte Effekt eines Mindestlohns, den 

fi nanziellen Aufwand für arbeitnehmerseitige 

Kombilöhne zu begrenzen, verringert, wenn im 

Gegenzug arbeitgeberseitige Kombilöhne einge-

führt werden. Im Extremfall könnte dies sogar 

dazu führen, dass den Einsparungen auf der 

einen Seite höhere Ausgaben auf der anderen 

Seite gegenüber stehen. Diese Gefahr besteht 

ins besondere, wenn arbeitgeberseitige Subven-

tionen für alle Niedriglohnjobs ohne Zielgrup-

penbezug gewährt werden, während ein An-

spruch auf arbeitnehmerseitige Kombilöhne nur 

bei einer Bedürftigkeit im Haushaltskontext 

 besteht. 

4.3  Reform der geringfügigen 
  Beschäftigung

Ergänzend zu den hier aufgezeigten unterschied-

lichen Reformmöglichkeiten der Grundsicherung 

wäre aus unserer Sicht auch die Ausgestaltung 

der Mini- und Midijobs auf den Prüfstand zu 

stellen. Wie in 2.1 beschrieben, sind die damit 

verbundenen Vergünstigungen an Beschäftigte 

unter den bereits existierenden Kombilöhnen die 

einzige Subvention, die völlig ohne Zielgruppen-

bezug und Bedarfsprüfung gewährt wird. Dies 

erscheint umso gravierender, als gleichzeitig die 

Zahl der Begünstigten mit rund 7 Millionen Per-

sonen weitaus höher liegt als bei allen anderen 

Kombilöhnen. 
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Insbesondere die Minijobs sind zwar bei 

Unternehmen wie Beschäftigten sehr beliebt, 

aber es erscheint prüfenswert, ob die damit ver-

bundenen Anreize zur Aufspaltung von sozial-

versicherungspfl ichtigen Beschäftigungsverhält-

nissen nicht deutlich verringert bzw. beseitigt 

werden müssten. Denn diese führen einerseits 

zu erheblichen Einnahmeverlusten in der Sozial-

versicherung und haben andererseits zudem 

noch den Effekt, dass andere Personengruppen 

bei Einstellungen Arbeitslosen oftmals vorgezo-

gen werden. Vor diesem Hintergrund stellt sich 

die Frage, ob die hierfür eingesetzten Mittel nicht 

besser und effektiver genutzt werden könnten, 

um die Beschäftigung spezieller Zielgruppen wie 

etwa gering Qualifi zierter und Langzeitarbeits-

loser gezielter zu fördern.

Vorliegende Vorschläge wie etwa das Pro-

gressiv-Modell der GRÜNEN heben zwar hervor, 

dass hierdurch die Sonderregelungen für Mini- 

und Midijobs aufgehoben werden könnten. Al-

lerdings würde die Umsetzung des Konzeptes 

tendenziell dazu führen, dass zumindest die 

Anreize für Arbeitgeber, verstärkt auf kleine 

Arbeitsverhältnisse zu setzen, erhalten blieben 

oder sich sogar noch weiter erhöhen würden. 

4.4  Zusätzliche Kombilöhne für spezielle
  Zielgruppen?

Ob über die bestehenden Regelungen hinaus 

zusätzliche Kombilöhne für spezielle Zielgruppen 

eingeführt werden sollten, müsste nach unserer 

Einschätzung sorgfältig geprüft werden. Hierbei 

stellt sich zunächst die Frage, für welche Ziel-

gruppen  solche  Konzepte  Wirkung  entfalten 

könn ten. Die Darstellung der Ansätze in den USA, 

Großbritannien und Frankreich hat gezeigt, dass 

in diesen Ländern Personen mit Kindern die 

vorrangige Zielgruppe arbeitnehmerbezogener 

Kombilöhne sind und dass sich positive Wir-

kungen auf die Erwerbsbeteiligung am ehesten 

für Alleinerziehende nachweisen lassen. Die 

Gruppe der Alleinerziehenden hat auch bereits 

bei der modellhaften Erprobung mancher Kom-

bilöhne in Deutschland (z. B. beim Mainzer Mo-

dell und beim Einstiegsgeld in Baden-Württem-

berg – vgl. 2.2) eine besondere Rolle gespielt. 

Allerdings stellt sich in diesem Zusammenhang 

die Frage, ob Kombilöhne in Deutschland tat-

sächlich der am besten geeignete Ansatz wären, 

um das Problem der im internationalen Vergleich 

relativ geringen Erwerbsbeteiligung von Müttern 

anzugehen. Vieles deutet darauf hin, dass die 

Ursache hierfür nicht in erster Linie in unzurei-

chenden Arbeitsanreizen, sondern in der man-

gelnden Vereinbarkeit von Beruf und Familie 

liegt. Um die Vereinbarkeit zu verbessern, wären 

qualitativ hochwertige Betreuungsangebote ins-

besondere für Kleinkinder, aber auch für andere 

Altersgruppen deutlich auszuweiten und über-

dies  die  Flexibilität  der  Angebote  zu  erhöhen 

(vgl. Esch/Stöbe-Blossey 2005). 

Als mögliche Zielgruppen für zielgruppen-

spezifi sche Kombilöhne werden in Deutschland 

aktuell meist Arbeitslose genannt, deren Chan-

cen auf dem Arbeitsmarkt besonders schlecht 

sind – z. B. Langzeitarbeitslose, Ältere oder for-

mal gering Qualifi zierte. Deren Beschäftigungs-

chancen sollen i.d.R. durch eine Kombination 

von arbeitnehmer- und arbeitgeberseitigen Zu-

schüssen verbessert werden (vgl. z.B. die in 2.3.2 

beschriebenen Kombilohn-Ansätze der Bundes-

länder NRW und Niedersachsen). Bei den vorlie-

genden Vorschlägen zur Einführung zielgrup-

penspezifi scher Kombilöhne wird nach unserer 

Einschätzung allerdings häufi g zu wenig berück-

sichtigt, ob bereits Förderinstrumente für die 

jeweilige Zielgruppe existieren, die ggf. in Kon-

kurrenz zu einem neuen Kombilohn treten könn-

ten. Hierauf verweisen z. B. die Erfahrungen mit 

dem SGI-Modell, dessen geringe Inanspruchnah-

me auch daran lag, dass insbesondere für Lang-

zeitarbeitslose alternativ auch andere Lohnkos-

tenzuschüsse zur Verfügung standen, die zwar 

eine kürzere Laufzeit hatten, aber höhere För-

dersummen versprachen. Darüber hinaus ist zu 

bemängeln, dass der Frage, ob Kombilöhne wirk-

lich geeignet sind, um die Beschäftigungshemm-

nisse der jeweils anvisierten Zielgruppen auszu-

gleichen, oftmals nicht ausreichend Beachtung 
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geschenkt wird. Dies betrifft insbesondere die 

Analyse, ob das Problem eher in zu geringen Ar -

beitsanreizen auf Seiten der Beschäftigten liegt 

oder auf Seiten der Unternehmen in Form zu 

hoher Arbeitskosten – oder ob nicht andere 

strukturelle Probleme die Ursache sind, die sich 

aber mit Hilfe von Kombilöhnen kaum lösen 

lassen. 

Umstritten ist nicht zuletzt die Frage, ob eine 

Förderung zeitlich befristet werden kann oder 

dauerhaft gewährt werden sollte. Aus unserer 

Sicht wäre es sinnvoll mit dauerhaften Subven-

tionen grundsätzlich sehr zurückhaltend umzu-

gehen – und zwar nicht nur, um den fi nanziellen 

Aufwand zu begrenzen, sondern auch aus grund-

sätzlichen Erwägungen: Unbefristete Subven-

tionen sollten auf Personen beschränkt werden, 

deren Leistungsfähigkeit dauerhaft gemindert ist 

(z. B. Schwerbehinderte) oder bei denen keine 

realistische Perspektive mehr auf ungeförderte 

Beschäftigung besteht – etwa bei Älteren, bei 

denen eine begrenzte Frist bis zur Rente über-

brückt werden soll. Abgesehen von diesen Aus-

nahmen sollten zielgruppenspezifi sche Kom-

bilöhne grundsätzlich so ausgestaltet und fl an-

kiert werden, dass Übergänge in ungeförderte 

Beschäftigung nicht nur nicht behindert, sondern 

im Gegenteil gezielt unterstützt werden. Je nach-

dem, in welchem Umfang dies tatsächlich gelän-

ge, würden Mittel frei, die für die Förderung 

weiterer Arbeitsloser genutzt werden könnten.
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Im Rahmen dieser Expertise stand im Mittel-

punkt, auf der Basis der bisherigen Erfahrungen 

und Ansätze in Deutschland und in ausgewählten 

anderen Ländern (USA, Großbritannien, Frank-

reich)  auszuloten,  welche  Zielsetzungen  mit 

Kombilöhnen  grundsätzlich  verfolgt  werden 

 kön nen, welche Wirkungen in der Praxis erzielt 

wor den sind und welche Schlussfolgerungen und 

Anregungen  hieraus  für  Reformoptionen  in 

Deutschland gezogen werden können. Wie in den 

Teilen 1 und 2 beschrieben, hat sich der Focus 

der deutschen Debatte über Kombilöhne in 

jüngster Zeit deutlich verändert. Wurde bislang 

vorrangig darüber diskutiert, ob – und wenn ja: 

in welcher Form – Kombilöhne in Deutschland 

eingeführt werden sollen, so wird in jüngeren 

Stellungnahmen und Veröffentlichungen häufi g 

(wie auch hier) betont, dass es bereits eine Reihe 

von Regelungen gibt, die als Kombilohn-Varian-

ten anzusehen sind. 

Vor diesem Hintergrund steht nunmehr 

stärker die Frage im Mittelpunkt, wie diese Kom-

bilöhne so ausgestaltet werden können, dass sie 

bezogen auf bestimmte Zielsetzungen effektiver 

wirken. An welche Ziele dabei konkret gedacht 

wird, ist höchst unterschiedlich. Wir haben in 

Teil 1 eine Systematik vorgestellt, die vier Kern-

ziele von Kombilöhnen beinhaltet, denen sich 

die meisten der zahlreichen einzelnen Zielset-

zungen, die in der Debatte eine Rolle spielen, 

zuordnen lassen:

• die Erhöhung monetärer Arbeitsanreize / Aus-

weitung des Arbeitsangebotes;

• Stabilisierung / Erhöhung der Arbeitsnach-

frage;

• Armutsvermeidung;

• Entlastung / Stabilisierung der Sozialausga-

ben.

In den bereits erprobten Kombilohn-Modellpro-

jekten in Deutschland standen vor allem die 

5.  Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

ersten beiden Zielsetzungen, die stärker als die 

beiden anderen die Wirkungen von Kombilöhnen 

auf die Beschäftigung in den Blick nehmen, im 

Mittelpunkt. Allerdings haben die zeitlich befris-

teten und oftmals regional begrenzten Ansätze 

bislang keinen Beleg für die erhofften Wirkungen 

erbracht. Die Inanspruchnahme der Zuschüsse 

war begrenzt und oftmals niedriger als erwartet, 

Mitnahmeeffekte in vielen Fällen nicht auszu-

schließen und die anvisierten Zielgruppen unter 

den Arbeitslosen (vor allem gering Qualifi zierte 

und Langzeitarbeitslose) wurden nur z.T. erreicht 

(vgl. 2.2). Vor diesem Hintergrund war die De-

batte über die fl ächendeckende Einführung von 

Kombilöhnen zwischenzeitlich abgeebbt, zumal 

verschiedene  Modellrechnungen  weitgehend 

übereinstimmend zu dem Ergebnis gekommen 

waren, dass die Beschäftigungseffekte von Kom-

bilöhnen begrenzt, die Kosten aber sehr hoch 

wären (vgl. z. B. Bender/Rudolph 1999; Wagner 

et al. 1999). 

Einige neuere Vorschläge für Kombilöhne 

(vgl. 2.3) haben zwar durchaus Beachtung ge-

funden; ihre Umsetzung auf Bundesebene wurde 

aber bislang nicht ernsthaft erwogen. Dem Ziel 

der Armutsvermeidung, das in anderen Ländern 

eine zentrale Rolle bei der Einführung und Aus-

weitung von Kombilöhnen gespielt hat, wurde 

in Deutschland traditionell vergleichsweise we-

nig Beachtung geschenkt – wenn überhaupt, 

dann meist im Kontext der Frage, dass Niedrig-

löhne, die zur Bestreitung des Lebensunterhaltes 

nicht ausreichen, durch Kombilöhne aufgestockt 

werden sollten. Neuen Schwung in die deutsche 

Diskussion über Kombilöhne hat die Ankündigung 

der neuen Bundesregierung gebracht, bis Herbst 

2006 ein Konzept für Kombilöhne zu entwickeln, 

bei dem auch die Frage, ob eine Flankierung 

durch die Einführung von Mindestlöhnen not-

wendig sei, berücksichtigt werden solle. 
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Nachdem im Frühjahr dieses Jahres be-

kannt geworden ist, dass fast 20% der Bezie-

herInnen von Arbeitslosengeld II gleichzeitig 

auch erwerbstätig sind, wird die öffentliche Dis-

kussion verstärkt mit einem besonderen Augen-

merk auf möglichen Missbrauch (vor allem auf 

Seiten der Arbeitslosen) und die Frage der Finan-

zierbarkeit geführt. Hierbei wird zunehmend 

auch das vergleichsweise hohe Niveau der Grund-

sicherung in Deutschland in Frage gestellt. An-

knüpfend an diese Kontroversen erschienen uns 

im Rahmen dieser Expertise vor allem zwei Fra-

gestellungen besonders interessant, zu denen 

bislang kaum Analysen vorliegen:

• Welche Kombinationen von Kombi- und Min-

destlöhnen sind grundsätzlich denkbar und 

welche Wirkungen sind dabei erzielbar? 

• Welche Möglichkeiten (und Grenzen) beste-

hen, Kombilöhne so auszugestalten, dass sich 

eine Ausweitung des Arbeitsvolumens fi nan-

ziell „lohnt“?

Mit einem speziellen Augenmerk auf diese beiden 

Fragen haben wir in Teil 3 analysiert, wie Kom-

bilöhne in den USA, Großbritannien und Fran-

kreich ausgestaltet sind, in welchem Verhältnis 

Mindestsicherung, Kombi- und Mindestlöhne in 

diesen Ländern zueinander stehen und wie in 

diesem Rahmen mit Teilzeitbeschäftigung um-

gegangen wird. Dabei hat sich u.a. gezeigt, dass 

die fi nanziellen Spielräume für großzügigere 

Kombilöhne  bei  einem  höheren  Niveau  der 

Grund sicherung zwar begrenzt sind, sich aber 

durch die Flankierung mit gesetzlichen Mindest-

löhnen ausweiten lassen. Eine überzeugende und 

auch auf Deutschland übertragbare Lösung für 

das Problem, dass Teilzeitarbeit in Kombination 

mit Kombilöhnen bzw. Leistungen der Grundsi-

cherung ggf. attraktiver ist als eine Ausweitung 

des Arbeitsvolumens, liefern hingegen auch die 

anderen Länder nicht. 

In Teil 4 wurden vor diesem Hintergrund 

verschiedene Reformoptionen für Deutschland 

diskutiert. Dabei ist deutlich geworden, dass es 

keine einfachen Antworten für die Lösung der 

Probleme bzw. Schwächen der derzeitigen Re-

gelungen gibt, die aktuell kritisch diskutiert 

werden. In den meisten Fällen müssen mögliche 

Vor- und Nachteile bestimmter Reformoptionen 

gegeneinander  abgewogen  werden.  Manche 

bergen zudem erhebliche Finanzierungsrisiken 

bei eher unsicheren Wirkungen. Ansatzpunkte, 

die bei künftigen Überlegungen auf jeden Fall 

einbezogen werden sollten, sehen wir im Wesent-

lichen an drei Stellen:

• Wenn die unterschiedliche Höhe kinderbezo-

gener Transfers (innerhalb und außerhalb des 

ALG-II-Bezugs) tatsächlich ein besonderes 

Hemmnis für die Überwindung der Hilfebe-

dürftigkeit bei Haushalten mit Kindern dar-

stellt, dann wäre hier ein wichtiger Ansatz-

punkt für mögliche Reformen zu sehen. In 

welcher Form hier Verbesserungen erreicht 

werden könnten, wäre genauer zu prüfen – 

z.B. ob eine Staffelung von Transferentzugs-

raten nach Kinderzahl sinnvoll sein könnte 

oder nicht.

• Wenn die Anreize zu einer mehr als geringfü-

gigen Erwerbstätigkeit zusätzlich zu ergän-

zenden Leistungen der Grundsicherung ge-

steigert werden sollen, dann sollte auch alles 

dafür getan werden, dass Arbeitslosengeld II-

EmpfängerInnen  größere  Chancen  haben, 

eine sozialversicherungspfl ichtige Beschäfti-

gung aufzunehmen. Eine Reform der gering-

fügigen Beschäftigung könnte dies unterstüt-

zen. Durch eine Reduzierung oder Abschaf-

fung der Steuer- und Sozialversicherungsfrei-

heit von Minijobs könnte das konkurrierende 

Angebot an Arbeitskräften in diesem Segment 

zumindest verringert werden – insbesondere 

in der Gruppe der bereits Beschäftigten, die 

einen Nebenjob suchen. Auf Seiten der Unter-

nehmen würde ein geringeres Arbeitsangebot 

für Jobs mit kurzer Arbeitszeit die Anreize zur 

Aufspaltung sozialversicherungspfl ichtiger 

Ar beitsverhältnisse verringern bzw. sogar be-

wirken, dass wieder verstärkt solche Arbeits-

plätze eingerichtet werden. Dass dies grund-

sätzlich möglich ist, haben z.B. die Erfah-

rungen nach der vorletzten Reform der ge-

ringfügigen Beschäftigung im Jahr 1999 ge-

zeigt (vgl. Jaehrling et al. 2006: 123f.).
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• Wenn darüber diskutiert wird, wie sich Ein-

sparungen  im  System  der  Grundsicherung 

er reichen lassen, sollte sich dies nicht nur – 

wie bislang ganz überwiegend – auf die Frage 

beschränken, wie „Missbrauch“ auf Seiten der 

Beschäftigten  eingedämmt  werden  kann. 

Vielmehr muss hierbei auch der ebenfalls 

mögliche Missbrauch auf Seiten der Unterneh-

men einbezogen werden. Diesem wird bislang 

nur wenig Beachtung geschenkt – und wenn 

überhaupt, dann überwiegend in „Komplizen-

schaft“ mit den Beschäftigten (etwa, indem 

niedrigere Löhne vereinbart oder die Arbeits-

zeit verkürzt wird). Tatsächlich ist jedoch be-

reits seit Jahren eine Ausweitung von Niedrig-

lohnjobs in Deutschland zu verzeichnen – und 

zwar teilweise auch zu extrem niedrigen Löh-

nen, die in anderen Ländern aufgrund gesetz-

licher  Mindestlöhne  unzulässig  sind.  Ohne 

ver bindliche Mindeststandards besteht aber 

die Gefahr, dass Unternehmen das System der 

Grundsicherung zunehmend nutzen, um Lohn-

dumping zulasten der Sozialkassen zu for-

cieren. Ausgewogene Reformen müssten Maß-

nahmen beinhalten, die auch diesen Miss-

brauch wirksam unterbinden. Warum sollte 

in Deutschland schädlich sein, was viele an-

dere Länder bereits seit langem haben – ein 

gesetzlicher Mindestlohn?
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Anhang 

Abbildung A1: Entwicklung der Real-Mindestlöhne 1970-1997
Nominal-Mindestlöhne bereinigt um Konsumerpreisindex

Quelle: OECD 1998: 40
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Abbildung A2: Haushaltsnettoeinkommen verschiedener Haushaltskonstellationen ohne 

  Anspruch auf Arbeitslosengeld (2004)

Die folgenden Grafi ken bilden ab, wie stark das Haushaltseinkommen mit zunehmendem Einkommen aus 

Erwerbstätigkeit steigt. Bedingt durch die nach Ländern unterschiedliche Steuerhöhe, Sozialabgaben und 

Anrechnung von Transferleistungen fällt der Anstieg mehr oder weniger stark aus. Die Berechnungen bezie-

hen sich auf solche Haushalte, deren Mitglieder nur Anspruch auf Leistungen aus dem Mindestsicherungs-

system haben (in Deutschland: Grundsicherung für Arbeitssuchende, Sozialgeld), und keinen Anspruch auf 

höhere Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung o.ä.. Die Berechnungen basieren auf den Daten der OECD 

(OECD 2006); zur Methodik der Berechnungen siehe Kasten 1 in diesem Anhang. Zu beachten ist insbeson-

dere, dass die Erstattung der Unterkunftskosten für Alleinstehende und Paare ohne Kinder mindestens bezo-

gen auf Deutschland zu hoch veranschlagt sind, während sie insbesondere für Paare mit zwei Kindern zu 

gering veranschlagt sind. Möglicherweise trifft dies auch auf die übrigen Länder zu.
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Abbildung A2: Großbritannien

Bruttolöhne in GBP mtl.
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Abbildung A2: Frankreich

Bruttolöhne in EUR mtl.
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Abbildung A2: Deutschland*

* Die Kurve für Alleinstehende nach den aktuellen Zuverdienstregeln basiert auf den
Berechnungen des lfW Kiel (Boss et al. 2005; Übersicht A6). Der deutlich niedrigere
Anfangswert ist dabei auf die dort zugrunde gelegten niedrigeren (korrekten) Erstattungen
von Unterkunftskosten zurückzuführen.
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Kasten 1: Monetäre Anreize  im internationalen Vergleich 

Eine zentrale Frage für die Abstimmung von Kombilöhnen mit dem Steuer- und Transfersystem ist, 

welche Transfers abhängig vom Erwerbsstatus bzw. vom Einkommen aus Erwerbstätigkeit gewährt 

werden, denn nur diese Transfers können mit der Aufnahme oder Erhöhung einer Erwerbstätigkeit zu 

problematischen „Sprungstellen“ in der Einkommenskurve führen, also einem ggf. niedrigeren oder 

gleich hohen Einkommen wie bei Nicht-Erwerbstätigkeit. 

Um monetäre Anreize bei Aufnahme eine Erwerbstätigkeit international vergleichen zu können, hat 

die OECD das Mikrosimulationsmodell „Tax-Benefi t Model EUROMOD“ entwickelt, in das detaillierte 

Informationen über Höhe, Bedingungen und Einkommensgrenzen von sozialen Transfers in den verschie-

denen OECD-Ländern einfl ießen (vgl. Immervoll 2004). Dies erlaubt es, vergleichend gegenüberzu stellen, 

in welchem Maße ein gegebener Bruttoeinkommenszuwachs – nach Einberechnung von Steuern, 

Sozialabgaben, sowie dem Entzug von Transfers – zu einem erhöhten Nettoeinkommen führt. Steuer-

vorteile bei gemeinsamer steuerlicher Veranlagung (Ehegattensplitting) gehen ebenso in die Rechnung 

ein wie Kindergeld, Wohngeld und weitere Transfers (mit Ausnahme von Alters-,  Erwerbsunfähigkeits- 

sowie Witwen-Renten und Kapitaleinkünften etc. (vgl. Carone et al. 2004; Immervoll 2004; OECD 

2004). Damit werden die bisherigen auf Makro-Daten basierenden Durchschnittswerte für effektive 

Grenzsteuersätze (Average Effective Tax Rates – AETR) um einen Maßstab ergänzt, der die unterschied-

liche Einkommenssituation von verschiedenen Haushaltskonstellationen berücksichtigt. Die letzten 

verfügbaren Daten beruhen auf der Situation im Jahr 2004 (vgl. OECD 2006) und sind oben in den 

Grafi ken dargestellt. 

Einschränkend ist anzumerken, dass die Angaben zu den „housing benefi ts“ auf problematischen 

Vereinfachungen beruhen (vgl. OECD 2004, Annex A), die zumindest für Deutschland den Wert für 

Alleinstehende und kinderlose Paare zu hoch veranschlagen. Zur Berechnung der wohnungsbezo -

genen Transfers wird ein einheitlicher Betrag von 20% des durchschnittlichen Monatsverdienstes in 

der Industrie zugrundegelegt, den alle Haushaltskonstellationen unabhängig von ihrer Größe für die 

Wohnung aufwenden und der – so offenbar die weitere Annahme für Deutschland – ohne Obergren-

zen auch erstattet werden. Für das Jahr 2001 nimmt die OECD auf dieser Basis Unterkunftskosten von 

545 € an. Während dieser Wert für Familien mit Kindern oftmals zu gering veranschlagt sein dürfte, 

übersteigt er jedoch deutlich die Obergrenzen für die Erstattung der Unterkunftskosten von allein-

stehenden EmpfängerInnen der damaligen „Hilfe zum Lebensunterhalt“. Möglicherweise gelten 

ähnliche Einschränkungen auch für andere Länder. 

Nicht einbezogen werden zudem die Kinderbetreuungskosten, die durch Aufnahme einer Erwerbs-

tätigkeit anfallen können, sowie die darauf bezogenen Zuschüsse. Hieran wird jedoch gearbeitet (vgl. 

Immervoll/Barber 2005 sowie OECD 2005: 158ff.) Aufgrund der im internationalen Vergleich hohen 

Kosten für Kinderbetreuung in den USA hätte deren Einbeziehung vermutlich zur Folge, dass sich die 

Einkommenskurve sich abfl acht und sich den fl acheren Kurven der übrigen Länder annähert. In Groß-

britannien sind die Kinderbetreuungskosten zwar ebenfalls vergleichsweise hoch, hier wird jedoch 

auch der entsprechende Zuschuss für die Kinderbetreuung im Rahmen des WTC aus der Berechnung 

ausgeklammert, während für die USA die EITC-Zuschüsse im vollen Umfang in der Berechnung ent-

halten sind. 
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